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Wozu ein Informationsdienst 
Bürgerrechte & Polizei? 
Im Gegensatz zu Fragen des Mili-
tärs und der äußeren Sicherheit sind 
Polizei und Innere Sicherheit nur in 
geringem Maße Gegenstand kriti-
scher Auseinandersetzung. 
Nur angesichts spektakulärer Poli-
zeieinsätze oder zufällig aufge-
deckter Skandale gerät die Polizei 
vorübergehend in den Mittelpunkt 
öffentlicher Diskussion. Die gesell-
schaftliche Funktion der Apparate 
Innerer Sicherheit, Veränderungen 
liberaler Demokratie, die durch den 
Funktionswandel der Polizei und ih-
re veränderten Instrumente bewirkt 
werden, bleiben einer kritischen 
Auseinandersetzung entzogen. 
Will man nicht den Apparaten und 
ihren Vorstellungen von Sicherheit 
und Ordnung ausgeliefert sein, ist 
eine kontinuierliche und kritische 
Beobachtung von Polizei und 
Nachrichtendiensten vonnöten. 
Seit 1978 dokumentiert und analy-
siert der Informationsdienst Bür-
gerrechte & Polizei (CILIP) die ge-
setzlichen, organisatorischen und 
taktischen Veränderungen innerer 
Sicherheitspolitik in der Bundesre-
publik. Über diesen Schwerpunkt 
hinaus liefert Bürgerrechte & Po-
lizei Berichte, Nachrichten, Analy-
sen zur 
- Polizeientwicklung in den Län-

dern Westeuropas 
- Polizeihilfe für Länder der 

Dritten Welt 
- Arbeit von Bürgerrechtsgruppen 

zur Kontrolle und Begrenzung 
polizeilicher Macht. 

Bürgerrechte & Polizei erscheint 
jährlich mit drei Ausgaben und ei-
nem Seitenumfang von ca. 100 Sei-
ten 
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Editorial: 

Zur Vorbereitung auf die IWF-Tagung In Berlin 

1. Polizei, Politik und Protest 

Konfrontiert mit politischem Pro-
test, mit außerparlamentarisch an-
gemeldeten Forderungen und 
Unruhen, muß von der Regierung 
über den politischen Kurs ent-
schieden werden. Die verfassungs-
rechtlich legal gewonnene Macht, 
die Verfügung über den Staat und 
seine Machtmittel, die Herrschaft 
über Gesetzgebung und Polizei -
diese legale Machtprämie - geben 
den Herrschenden eine Vielzahl an 
Handlungsmöglichkeiten in die 
Hand. Wie politische Konflikte, 
einmal angemeldet, sich wei-
terentwickeln, liegt vorrangig in 
den Händen der politischen Füh-
rung eines Landes, eines Staates. 
Dank ihrer überragenden Mittel 
bestimmen sie vor dem Hin-
tergrund der sich in ihrer Politik 
materialisierenden Interessen Stil 
und Verlauf der weiteren Ent-
wicklung. 
Forderungen und Inhalte des Pro-
tests ernst zu nehmen, 
Reformbereitschaft zu zeigen, 
Ziele und Träger des Protests zu 
integrieren, kann ein Lösungsver-
such sein. 
Inhalte und Ziele politischen Pro-
tests nicht zur Kenntnis zu neh-
men, als unberechtigt und illegitim 
darzustellen, als mit vorge-
schoben Inhalten operierend aus-
zugeben, hinter denen dritte, 
ungenannte Ziele stehen - dies ist 
der Kurs in die Konfrontation. 
Häufig ist es ein Kurs zwischen 
diesen Alternativen, der gewählt 

wird. Es wird versucht, reale 
Risse und politische Widersprüche 
im Protestpotential zu nutzen, um 
Protestbewegungen zu spalten, 
Teile zu integrieren, integra-
tionsunwillige Teile über die Poli-
tik der Spaltung, Polarisierung und 
Gewalt ins völlige politische Ab-
seits zu treiben, um sie dort der 
Polizei und Justiz zu überant-
worten. 
Es bleibt im bürgerlichen Verfas-
sungsstaat für die politische Füh-
rung die zentrale Frage, ob der 
Protest, seinem Inhalt wie seinen 
Formen und Mitteln nach, von 
einer breiteren Öffentlichkeit als 
legitim und unterstützenswert be-
trachtet wird. Ist dieser öffent-
liche Kredit gering, finden die 
Ziele und Formen des Protests 
wenig öffentliche Zustimmung, so 
gibt es für die politischen Ent-
scheidungsträger wenig Anlaß, 
Veränderungsbereitschaft zu zeigen 
- wächst die Bereitschaft, den 
Protest mit Gewalt von der Straße 
zu kehren. Wie in diesen 
Konstellationen das Zusammenspiel 
von politischer Führung, 
Parlamentsmehrheiten, Polizei und 
Justiz funktioniert, haben wir in 
diesem Heft am Beispiel der 
Berliner Polizeispezialeinheit EbLT 
zu skizzieren versucht. 

2. Die Vorbereitungen auf den 
IWF-Kongreß in Berlin 

Exemplarisch sind die Vorberei-
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tungen auf den IWF-Kongreß im 
September dieses Jahres in Berlin. 
Verbale Säbelrasselei betreiben 
verschiedene Seiten. Über "Säbel", 
das heißt über organisierte 
überragende Gewaltmittel verfügt 
nur eine Seite. Die Dramatisierung 
im Vorfeld kommender Ereignisse 
ist beliebtes politisches Stilmittel, 
um schon vorab den harten poli-
zeilichen Zugriff anzukündigen und 
zu legitimieren. So ließ denn auch 
Westberlins Rambo der 
Innenpolitik, Senator Kewenig, 
durch seinen Pressesprecher 
Birkenbeul gegenüber der "Welt" 
verkünden: "Die Westberliner 
Polizei sieht sich bei den 
Schutzmaßnahmen für den Fi-
nanzkongreß ihrer schwierigsten 
Aufgabe nach dem Krieg ge-
genüber". Angekündigt wird der 
Besuch von 2 500 bundesdeutschen 
Gastarbeitern in Polizeigrün, über 
eine erneute Absperrung Kreuz-
bergs wird lauthals nachgedacht, 
der Einsatz der berüchtigten EbLT 
vorab gemeldet. Sekundiert wird 
diese Vorfeldarbeit durch konrete 
Vorfeldmaßnahmen und 
Provokationen. Zu nennen sind die 
vom Ermittlungsrichter beim BGH 
auf Antrag der Bundesanwaltschaft 
angeordneten Kontrollstellen, hin-
zuweisen ist auf die wiederholten 
Kontrollen der "antiimperialisti-
schen Stadtrundfahrten". Das 
neue Polizeirecht, das novellierte 
Versammlungs- und Demonstrati-
onsrecht bieten hinreichend inter-
pretationsbreite Norm-"Fallen", die 
von polizeilicher Seite bereits im 
Vorfeld genutzt werden, um den 
Gegnern des IWF-Kongresses ihre 
Ohnmacht vorzuführen und daraus 
resultierende Aktionen zu 
provozieren. 
Die politische Botschaft des In-
nensenators heißt Eskalation, Ju-
stiz und die Parlamentsmehrheit 
im Berliner Abgeordnetenhaus ha-

ben - dies zeigt das Beispiel ihres 
Umgangs mit den EbLT-Exzessen -
als Kontrollinstanz weitgehend 
abgedankt, sind eindeutig Partei. 
Auch dies zählt zu den 
motivstiftenden Erfahrungen, soll-
ten im Umfeld des IWF-Kongresses 
in dieser Stadt wieder Steine 
fliegen. Die staatliche Gewaltfalle 
ist aufgestellt, der Speck 
angebraten. 
Es gibt angesichts dieser von po-
litischer Seite definierten Rah-
menbedingungen einen erheblichen 
Konformitätsdruck in Richtung Mi-
litanz. Er wird verstärkt durch die 
Medienpraxis, Argumente ge-
sellschaftlicher Minderheiten erst 
dann breiteren Raum zuzugeste-
hen, wenn sie von Steinen beglei-
tet werden. 

Teile des buntscheckigen Feldes 
der prinzipiellen IWF-Gegner 
spotten schon jetzt über das ihrer 
Meinung nach fruchtlose Bemühen, 
über die im unmittelbarsten Sinne 
des Wortes mörderische 
Weltwirtschaftsordnung und die 
Rolle des IWF noch öffentliche 
Aufklärungsarbeit zu leisten. 
Stattdessen gilt die von 
Omnipotenzwünschen getragene 
Losung: "Verhindert den IWF-
Kongreß mit allen Mitteln". Zwar 
stehen hinter diesem Verbalradi-
kalismus nur Wünsche, aber kei-
nerlei Mittel. Gleichwohl schau-
spielert die offizielle Seite so, als 
seien "autonome Armeen" im 
Anzug, werden "die Autonomen" 
zur Institution des Bösen aufge-
baut. Die Seite der Gegner und 
Kritiker der IWF-Politik läuft in-
zwischen Gefahr, sich vom Thema 
IWF wegzubewegen und sich nur 
noch der polizeilichen-
Vorbereitungen auf den Kongreß 
zuzuwenden. 
Setzt sich dies fort, hat Kewenig 

schon im Vorfeld gesiegt. Die 
Gefahr, daß in der Art und Weise 
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des sich Wehrens gegen bereits 
praktizierte und angekündigte po-
lizeiliche Maßnahmen die eigene 
politische Niederlage vorpro-
grammiert wird, ist erneut am 
Horizont. Es gilt, Vermei-
dungsstrategien zu finden, die die 
staatlichen Gewaltdrohungen und 
Vorbereitungshandlungen ins Leere 
laufen lassen, ohne daß zugleich 
die Chance vertan wird, die IWF-
Praxis politisch anzugreifen. Dies 
ist indes eine immer schwieriger 
werdende Aufgabe, je stärker der 
politsche Apparat im Zusammen-

Artikel-Gesetz: 
Die nächste Runde 

spiel von gesetzgebende Gewalt, 
staatlichem Gewaltmonopol und 
rechtsprechender Gewalt den Be-
reich des "zulässigen" politischen 
Widerspruchs gezielt einengt. Die 
Aufforderung, sich im legal zu-
lässigen politischen Rahmen zu 
bewegen und nicht in die staatli-
chen Gewaltfallen zu laufen, 
verliert zwangsläufig an Überzeu-
gungskraft, wenn das Feld des 
"Zulässigen" respektive das, was 
im zulässigen Feld noch erreichbar 
ist, gegen Null schrumpft. 

Nachdem sich die Bonner CDU/FDP-Koalition im Mai d.J. auf einen 
Kompromiß in Sachen Artikel-Gesetz geeinigt hatte, wurde die Kom-
promißfassung dem Bundesrat vorgelegt. In der Stellungnahme vom 
8.7.88 empfiehlt dieser die Streichung des Zensurparagraphen 130b 
StGB. Ansonsten wird der Koalitionskompromiß gebilligt. Es Ist damit 
zu rechnen, daß In den nächsten Wochen der Entwurf im Bundestag 
eingebracht wird. 

1. Der "Kompromiß" 
Im Dezember letzten Jahres legte 
die Bonner Koalition den "Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des 
StGB, der StPO und des Versamm-
lungsgesetzes und zur Einführung 
einer Kronzeugenregelung bei ter-
roristischen Straftaten" vor - das 
sog. Artikel-Gesetz. In Detailfra-
gen enthielt der Entwurf Alterna-
tiv-Formulierungen, die die zu 
jener Zeit strittigen Punkte 
zwischen dem Bundesjustiz- und 
dem Innenminister markierten. 
Unrühmlich bekannt wurde der 
Entwurf u.a. durch die weitere 
Beschränkung des Demonstrations-
rechts, durch neu-alte Zensurpara-
graphen und durch die Kronzeu-
genregelung. 

Der inzwischen 
Kompromiß der 
gierungsfraktionen 
wesentlichen der 

verabschiedete 
beiden Re-

entspricht im 
von uns veröf-

fentlichten Fassung vom Dezember 
1987 (vgl. unsere Ausgabe 29). 
Geklärt wurden die im Ursprungs-
entwurf durch Formulierungsalter-
nativen offengehaltenen strittigen 
Fragen: 
Folgend das Ergebnis (vgl. Bundes-
ratsdrucksache 238/88 vom 
27.5.88): 

Artikel 1: 
• Der ursprüngliche Entwurf sah 
für den minderschweren Fall des 
erpresserischen Menschenraubes (5 
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schon im Vorfeld gesiegt. Die 
Gefahr, daß in der Art und Weise 
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239a StGB) eine Mindesstrafe von 
2 Jahren vor. Im neuen Entwurf 
wurde sie auf 1 Jahr gesenkt. 
* In der Erstfassung wurde als 
Tatbestandsmerkmal des 5 239b 
u.a. die Drohung mit "Freiheits-
entziehung bis zu drei Tagen 
Dauer" aufgeführt. Dein Kompro-
miß nach soll erst die Drohung 
mit einer Freiheitsentziehung von 
einer Woche den Tatbestand der 
Geiselnahme erfüllen. 
* An den 55 243 und 316b StGB 
wurden nur redaktionelle Ände-
rungen vorgenommen. 

Artikel 2: 
* Der Ursprungsvorschlag zur Er-
weiterung des Haftgrundes Wieder-
holungsgefahr (5 112a Abs. 1 
StPO) hatte zwei Alternativen: 
Der Innenminister forderte seine 
Zulassung in den Fällen der 55 
125 StGB (Landfriedensbruch) und 
125a StGB (schwerer Landfriedens-
bruch). Bei Straftaten nach 5 125a 
sollte auf die Regelvoraussetzung 
für die Annahme der Wiederho-
lungsgefahr - rechtskräftige Verur-
teilung wegen einer Straftat glei-
cher Art - verzichtet werden kön-
nen. Der Justizminister wollte den 
U-Haftgrund "Wiederholungsgefahr" 
nur in Fällen des 5 125a StGB 
zulassen und nur unter der Voraus-
setzung, daß der Beschuldigte im 
Laufe der letzten beiden Jahre 
wegen einer Straftat nach 5 125a 
verurteilt worden ist. 
Geeinigt hat sich die Koalition 
darauf, nur den 5 125a neu einzu-
fügen. Besondere Voraussetzungen 
werden nicht gefordert, so daß die 
Regelvoraussetzungen für den 
Haftgrund "Wiederholungsgefahr" 
gelten. 
Bei der zweifelhaften Güte von 
Polizeizeugenaussagen im Zusam-
menhang mit Demonstrationsstraf-
taten ist die Unterscheidung 

zwischen dem einfachen und dem 
schweren Landfriedensbruch nur 
von geringer Bedeutung. 

Artikel 3: 
Keine Änderungen 

Artikel 4: 
Kronzeugenregelung: Auch hier 
waren sich BMI und BMJ uneinig. 
Nach dem Willen des Justizmini-
sters sollte der Generalbundesan-
walt die Zustimmung des für die 
Hauptverhandlung zuständigen Ge-
richts für die Annahme eines 
Kronzeugen einholen müssen. Der 
Innenminister konnte sich mit sei-
ner Version durchsetzen. Der 
Generalbundesanwalt ist nur dazu 
verpflichtet, die Zustimmung des 
Ermittlungsrichters am BGH ein-
zuholen. Der Kronzeuge muß sich 
in der Hauptverhandlung nicht der 
Verteidigung stellen. 
Wesentliche Änderungen hat es 
also nicht gegeben. Die in Frage 
stehenden Alternativen konnten 
auch von vornherein an dem Zu-
schnitt dieses Gesetzentwurfs 
nichts ändern. 

2. Der Bundesrat 
Der Bundesrat hat dem Gesetz 
mit Ausnahme des Zensurparagra-
phen 130b StGB "Befürwortung von 
Straftaten" zugestimmt (vgl. 
Drucksache 238/88 - Beschluß). 
Gegen den 5 130b führt er zwei 
Argumente ins Feld: 
Zum ersten die fehlende Bedeu-
tung des Paragraphen für die Ju-
stiz. Auch der im Dezember 1986 
eingeführte 5 130a - Anleitung zu 
Straftaten -, der in die gleiche 
Richtung zielt, sei nach einer im 
Jahre 1987 durchgeführten Um-
frage bei den Landesjustizverwal-
tungen bedeutungslos. 
Zum zweiten: Ähnlich wie der 
1981 abgeschaffte 5 88a StGB 
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"zeichnet sich (...der vorgeschla-
gene § 130b...) nicht nur durch die 
gleiche Unbestimmtheit aus, son-
dern birgt durch den Verzicht auf 
das Tatbestandsmerkmal 'Eignung' 
der inkriminierten Schrift auch die 
Gefahr einer Strafverfolgung in 
sich, die über den beabsichtigten 
Anwendungsbereich hinausgeht". 
Während die sonstigen Artikel des 
Gesetzentwurfs gegen das Votum 
der SPD-regierten Länder verab-
schiedet wurden, stimmten an die-
sem Punkt auch die CDU-Länder 
Rheinland-Pfalz und Niedersachsen 
mit den Sozialdemokraten. 
Einen bestimmenden Einfluß auf 
die Entscheidungen des Bundesta-
ges hat die Stellungnahme des 
Bundesrates nicht. Maßgebend ist 
letztlich das Votum des Bundesta-
ges. 

3. "Sicherheitsgesetze" 
Um das Paket an sogenannten Si-
cherheitsgesetzen, mit denen die 
polizeiliche und geheimdienstliche 
Informationsverarbeitung rechtlich 
abgesichert werden soll (vgl. un-
sere Ausgabe 29, S. 12 - 131) ist 
es auf der Bonner Bühne derzeit 
ruhig. Die Koalition will offen-
sichtlich erst das Artikel-Gesetz 
durch den Bundestag jagen, bevor 
der nächste verfassungsrechtliche 
Sprengsatz erneut politisch gezün-
det wird. Soweit es um die wei-
tere Absegnung neuer Informati-
onseingriffe der Polizei seit den 
70er Jahren auf Grundlage des 
Polizeirechts geht, verweisen wir 
auf den Beitrag von Edda Weßlau 
in dieser Ausgabe. 

Neuere Literatur zum "Artikel-Ge-
setz" und zu den "Sicherheits-
gesetzen"; siehe S. 104. 

Gladbeck: 

Der Mythos von der gewaltsamen 

Machbarkeit von Sicherheit 

Zwei Bankräuber nehmen, um 
400.000 DM zu erpressen, zwei 
Geiseln. Ein für die Polizei kei-
neswegs völlig außergewöhnliches 
Verbrechen. Alleine in Nordrhein-
Westfalen mußte sich die Polizei 
in den Jahren 1976 bis 1985 laut 
Kriminalstatistik mit 91 Geisel-
nahmen und 75 Fällen von erpres-
serischem Menschenraub auseinan-
dersetzen. * 
Doch diese Geiselnahme endet 
nicht, wie die Fälle zuvor in 
NRW, unblutig, undramatisch. Sie 
mündet vielmehr in einer Irrfahrt 
der Geiselnehmer durch Nord-
deutschland und wächst sich als 
mediales Ereignis zu einer Jagd 
auf drei Verbrecherinnen aus, an 
der alle teilhaben können - und 
alle wissen, daß die Polizei sie 
letztendlich schnappen wird, tot 
oder lebendig. Die heißdiskutierte 
Frage ist nur noch, wann und un-
ter welchen Umständen dies ge-
schehen würde. 
Die Geiselnehmer ihrerseits klam-
mern sich an das wenige was sie 
haben: Ihre Pistolen, Ihren Haß 
auf die Gesellschaft und ihre ir-
reale Hoffnung auf ein besseres, 
als Ihr bisheriges, verpfuschtes 
Leben. Ihr eigenes gering achtend, 
schrecken sie vor der Tötung ihrer 
Geiseln nicht zurück, als sie sich 
in die Enge getrieben sehen. 
Die scheinbar zwanghaft, tödliche 
Konsequenz der Geiselnahme er-

* Schnoor, wahrscheinlich schon 
unter dem Eindruck der bayr. 
Angriffe, nennt nur noch die Zahl 
von 32 Geiselnahmen seit 1977. 
Spiegel-Interview, 22.8.88, S. 25. 
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schreckt und wirft zugleich die 
Frage auf, ob denn - hätten sich 
die Polizei, die Medien oder die 
Politiker anders verhalten - das 
Leben der Geiseln hätte gerettet 
werden können. Doch zu einer 
vom Erschrecken über die Opfer 
der Gewalt getragenen offenen 
Diskussion um die denkbaren 
Handlungsmöglichkeiten von Poli-
zei, Exekutive und Politik ist es 
weder während, noch nach der Tat 
gekommen. 
Dies hätte zunächst etwas voraus-
gesetzt, zu dem kaum einer der 
Politiker und Journalisten den Mut 
hatte: nämlich die Täter selbst 
noch als Menschen zu begreifen, 
die trotz aller Gewalttätigkeit 
immer noch in ihren Handlungs-
weisen beeinflußbar sind. Doch für 
die, hinter den von Reportern ein-
gefangenen Gewaltbotschaften lie-
genden Appelle und Hilflosigkeiten 
der Geiselnehmer, fand sich kein 
Ansprechpartner. Sie waren -
schon bevor sie ihre erste Geisel 
erschossen - nur noch rabiate Be-
stien, eiskalte Gangster, blindwü-
tige Killer, die nur eines verstan-
den: Gewalt, und nur eines ver-
dienten: den Tod. Und der "finale 
Todesschuß" schien deshalb der 
"Süddeutschen" wie der "FAZ" bis 
hin zur "Welt", dem Liberalen 
Hirsch über Blüm und natürlich 
Geißler bis hin zu Strauß als das 
Gebot der Stunde. Und daß am 
Tag nach dem tragischen Ende der 
Geiselnahme viele gegenüber der 
Rambo-Vorstellung der bayerischen 
Polizei auf Distanz- gingen, lag 
nicht am Inhalt des von Staatsse-
kretär Gauweiler und seinem In-
nenminister Lang gegebenen 
Stücks. Im Gegenteil, so haben sie 
es sich alle vorgestellt, die vom 
Todesschuß die Lösung erwarteten, 
nur eben nicht am Tag danach. 
Auf den ersten Blick erscheinen 
die vielfältigen Versuche von 

CSU/CDU-Politikern, al les auf die, 
im sozialdemokratischen NRW 
fehlende, rechtliche Ermächtigung 
zum "finalen Todesschuß" zurück-
zuführen, nur als eines: Als billi-
ger Appell an die Jagdinstinkte. 
Doch hinter der politischen Aus-
einandersetzung um die Geisel-
nahme in Gladbeck verbirgt sich 
mehr als degoutante Jagdszenen 
aus unserer Republik. Ein zweiter, 
genauerer Blick auf diese Debatte 
zeigt, daß ihr eine tiefergehende 
Bedeutung zukommt. Sie ist Aus-
druck des Bemühens breiter Teile 
der Konservativen, die Politik "In-
nerer Sicherheit" auf die gewalt-
same Durchsetzung einer staatlich 
definierten Sicherheit und Ordnung 
zu reduzieren. Sie ist damit 
zugleich Symptom für eine seit 
den siebziger Jahren zu beob-
achtende wachsende Politisierung 
der polizeilichen Wahrung von "Si-
cherheit und Ordnung". 

1. Der Griff nach einer hoheitli-
chen Ermächtigung zum Töten 
"Der sogenannte finale Todesschuß 
der Polizei, der nichts anderes als 
gebotene Nothilfe in Lebensgefahr 
ist, steht auf der Linken in Ver-
dacht. Wir beklagen oft Herrschaft 
der Ideologie in den kommunisti-
schen Ländern - doch wieviel 
Schaden richtet bei uns die ideo-
logische Blinheit an" (FAZ vom 
22.8.88). Der Vorwurf der Blind-
heit fällt auf den Kommentator 
Reißmüller selbst zurück. Ein 
Blick in die einschlägige juristi-
sche Literatur - etwa Wagners 
Kommentar zum Polizeigesetz von 
NRW - hätte ihm, wie die ande-
ren, zumeist durch Inkompetenz 
glänzenden Politikkommentatoren 
schnell vor Augen geführt, daß es 
der Polizei In NRW an einem 
nicht gefehlt hat: an der rechtli-
chen Möglichkeit, Nothilfe In Le-
bensgefahr zu leisten. Sie hat 
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zwar nicht die rechtliche Ermäch-
tigung dazu, den Tod einer Person 
aus eigenem behördlich-hoheitli-
chem Entschluß herbeizuführen; 
die Beamten der Sondereinsatz-
kommandos haben jedoch sehr 
wohl das Recht, sich in einer sol-
chen lebensgefährlichen Situation 
zu retten, auf die rechtfertigende 
Wirkung der Notwehr/-hilfe in 
straf- und zivilrechtlicher Hinsicht 
zu berufen. Und die Polizei in 
NRW hat die rechtliche Möglich-
keit auch faktisch genutzt, wenn-
gleich sie das Gegenteil dessen, 
was damit bezweckt werden sollte, 
erreichte. Denn eine der beiden 
Geiseln mußte diesen Versuch mit 
ihrem Leben bezahlen. 
Ob es nun einen "finalen Todes-
schuß" gibt, gegeben hätte, wie in 
Bayern, Niedersachsen und Rhein-
land-Pfalz, oder nicht, wie in 
NRW, ist für den konkreten poli-
zeitaktischen Umgang mit Geisel-
nehmern selbst völlig irrelevant. 
Doch gerade der tragische Aus-
gang des Versuchs, die drei Gei-
selnehmer zu überwältigen, weist 
auf die Bedeutung der rechtlichen 
Differenz zwischen einer Todes-
schußregelung im Polizeirecht und 
der Berufung auf die Nothilfe/-
wehrrechte hin. Die Polizeiführung 
könnte sich bei ihrem Versuch, die 
Geiselnehmer durch den Einsatz 
eines SEKs und das heißt gegebe-
nenfalls auch durch tödlich wir-
kende Schüsse - auszuschalten, nur 
auf eines berufen: daß dies nach 
Kenntniss aller Umstände und den 
zur Verfügung stehenden Mitteln 
das einzige Mittel zur Rettung der 
bedrohten jungen Frauen war. 
Dort, wo die hoheitliche Ermäch-
tigung der Polizei zum Schußwaf-
fengebrauch endet, bleibt sie nicht 
machtlos. Sie muß jedoch in dem 
zur Diskussion stehenden Grenzbe-
reich ihre tödlich wirkenden Ge-
waltmittel dem Primat des Opfer-

schutzes bedingungslos unterwer-
fen. 
Der Ruf nach dem finalen Todes-
schuß signalisiert deshalb nicht -
wie Geißler oder der hessische 
CDU-Generalssekretär Jung - sug-
gerieren, daß Opferschutz vor Tä-
terschutz gehen soll (FR 2.9.88). 
Es geht den Befürwortern vielmehr 
gerade darum, die Tötung einer 
Person nicht mehr nur als eine 
gewissermaßen jenseits hoheitlicher 
Macht liegende, aus der Not gebo-
rene Maßnahme zu rechtfertigen. 
Die Tötung wird vielmehr ein ho-
heitlicher Akt, über den die 
staatlichen Instanzen verfügen, 
was keineswegs nur die Rechts-
qualität und die Legitimation des 
Waffengebrauchs in solchen Grenz-
situationen polizeilichen Einsatzes 
verändert. Eine solche Regelung 
befördert nicht nur gewaltsame, 
tödliche Lösungen von Geiselnah-
men und Menschenraub. Darüber 
hinaus besteht vor allem die Ge-
fahr, daß in die staatliche Ermes-
sensentscheidung, die der Anord-
nung des "finalen Todesschusses" 
zugrundegelegt wird, eigene 
rechtspolitische, auf Machterwerb 
und symbolische Politik zielende 
Kalküle einfließen, so daß let-
zendlich Staatsschutz vor Opfer-
schutz geht. Die Ausführungen von 
Strauß, Gauweiler und Lang im 
Kontext ihrer Rambo-Vorstellung 
über die sichere Bewältigung von 
Geiselnahmen belegen dies deut-
lich. 

2. Stärke zeigen und staatliche 
Autoritätdemonstrieren, anstatt 
nach Lösungen suchen 
In den Köpfen von Gauweiler oder 
Geißler mögen zwar alle Geisel-
nahmen durch Präzisionsschützen 
"lösbar" sein. In der Praxis sicher 
nicht, auch dann nicht, wenn man 
alle verfassungsrechtlichen und 
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moralischen Bedenken beiseite 
läßt. Denn die Folgen des 
Schußwaffeneinsatzes für die Gei-
seln sind nur begrenzt kalkulier-
bar, so professionell man Beamte 
von SEKs auch ausbilden mag. 
Dies gilt umso mehr, als viele der 
Geiselnahmen gerade nicht dem 
berechnenden Plan geldgieriger 
Gangster entspringen. Sie gleichen 
häufig eher Aktionen eines Selbst-
mörders, "der aufs Dach steigt, 
um auf sich aufmerksam zu ma-
chen" (so der Münchner Polizei-
psychologe W. Renner über die 
Gladbecker Geiselnehmer). Was 
diese Täter zwar nicht weniger 
gefährlich macht, in der Praxis 
die Polizei aber gerade vor die 
Aufgabe stellt mit allen erdenkli-
chen Mitteln - vor allem durch 
den dauernden direkten Gesprächs-
kontakt - die Täter von einer 
Kurzschlußreaktion abzuhalten. 
Die Polizei in NRW hat dies in 
der Vergangenheit konsequent und 
mit Erfolg versucht. Es ist deshalb 
auch eine fatale Verkürzung des 
Problems, wenn von Politikern und 
Medien im Nachhinein nur noch 
nach den verpaßten Chancen zur 
gewaltsamen Ausschaltung der 
Verbrecherinnen gefragt wird. Die 
Ausgangsfrage bleibt u.E. viel-
mehr, ob die Polizei denn alle ihr 
zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten sinnvoll genutzt hat. Nur in 
diesem Kontext ist es u.E. sinn-
voll, nach den vielen Pannen und 
Fehlern zu fragen, die dazu führ-
ten, daß sie zeitwellig die Kon-
trolle über das Geschehen völlig 
entglitt. 
Doch um eine solche, sicher kon-
trovers zu führende Diskussion, 
ging es den Kritikern aus den 
Reihen der CDU/CSU und FDP 
nicht. Das Versagen der Polizei In 
NRW und Bremen wurde vielmehr 
direkt auf einen Mangel an staat-

licher Autorität und an gewaltsa-
mer Entschlossenheit der SPD-Po-
lizeiführung zurückgeführt. "Wer 
Ladendiebstähle im Wert unter 100 
Mark nicht mehr verfolgen läßt, 
Besetzthalten ganzer Straßenzüge 
über Jahre hinweg akzeptiert und 
Gewalttaten bei Demonstrationen 
als demokratisches Widerstands-
recht feiert, braucht sich nicht zu 
wundern, wenn seine Psychologie 
und Taktik letzlich in einem Blut-
bad endet", stellte der bayr. In-
nenminister anläßlich der Vorfüh-
rung in München fest (SZ, 
24.8.88). Die bayr. Taktik hat die 
konkreten Opfer selbst gar nicht 
mehr im Blick. Denn wer auf die 
bedingungslose Lösung von Geisel-
nahmen und erpresserischem Men-
schenraub durch finalen Todes-
schuß setzt, der muß über die 
konkret gefährdeten Opfer hin-
wegsehen und muß sich auf die 
vermeintlich generalpräventive 
Wirkung eines solchen Vorgehens 
berufen. 
Doch vor Verbrechen, wie dem 
von Gladbeck, ist keine Regierung 
gefeit. Ein besseres, glücklicheres 
Ende können nur politische Speku-
lanten, die mit der Angst der 
Bürger ihr Geschäft treiben, ga-
rantieren. Selbst Diktaturen kön-
nen - wie der Fall des S-Bahn 
Mörders im Berlin der dreißiger 
Jahren zeigt - solche Verbrechen 
nur hinter einem Mantel des 
Schweigens verbergen, nicht aber 
verhindern. 

••••••••••••••••••••••• 
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EbLT: 
Ein "Spezialbataillon der Berliner Verwaltung" 

Gebildet nach gewalttätigen Auseinandersetzungen in Berlin-Kreuzberg 
am 1.Mai 1987 mit der Aufgabe, "beweissichere Festnahmen" zu ma-
chen, ist Berlins "Einsatzbereitschaft für besondere Lagen und einsatz-
bezogenes Training" (EbLT) bisher vor allem durch beweissichere Prü-
geleien aufgefallen. Die EbLT soll, so Landespolizeidlrektor Kittlaus 
aus Anlaß ihres Aufbaus, bereits durch ihr Erscheinen zur Deeskalation 
beitragen. Inzwischen wird deutlich, daß nur die Auflösung diese Wir-
kung haben könnte - so die politische Führung der Berliner Polizei die-
ses Ziel hätte. Indes: Nahezu in der Reinheit einer sozialwissenschaftli-
chen Laborsituation zeigt sich an der kurzen Geschichte dieser Son-
dereinheit, wie systematisch ein Übermaß an polizeilicher Gewalt pro-
duziert und politisch gedeckt - also gewollt - wird. 

1.Die Produktion von "Kampfma-
schinen" 

Berlin, im Mai 1987. Nach hefti-
gen Auseinandersetzungen in 
Kreuzberg beschließt die Polizei-
führung aus Unzufriedenheit über 
die geringe Zahl der Festnahmen, 
ein "Spezialbataillon der Verwal-
tung" (so MdA Pätzold) zu bilden 
mit der Spezialaufgabe, in 
entsprechenden Situationen mög-
lichst viele beweiskräftige Fest-
nahmen vorzunehmen. 
Aus den Einsatzbereitschaften der 
Berliner Polizei - sie entsprechen 
der Bereitschaftspolizei der Bun-
desländer - werden 62 Männer und 
2 Frauen, darunter 49 körperlich 
durchtrainierte Beamte in der Al-
tersspanne zwischen 20 - 30 Jah-
ren, zu einer Sondertruppe dele-
giert. Schon als Beamte der Be-
reitschaftspolizei über das durch-
schnittliche Maß an Ausbildung in 
physischer Gewaltfähigkeit hinaus 
trainiert, dem sich jeder Polizei-
bewerber unterziehen muß, werden 
ihre Fähigkeiten zum Einsatz phy-
sischer Gewalt einer weiteren 
Spezialisierung und Steigerung un-

terzogen. Ergänzt und unter-
strichen wird dieses weitere Ge-
walttraining durch eine Spezialaus-
rüstung, die "bei praktischer Be-
währung für alle Einsatzhundert-
schaften beschafft werden" 
soll(LPD Nr.10/1988). Ausgerüstet 
mit Spezial-"Wannen", Plastik-Voll-
körperschutz, Hodenschützern, 
Holzknüppeln und dem üblichen 
Knie-, Kinn- und Kopfschutz, wer-
den sie in der für Kreuzberg und 
Neukölln zuständigen Direktion 5 
kaserniert. Die Polizeiführung lobt 
ihre "hohe Motivation" und meldet 
Vorüberlegungen an, Angehörige 
dieser Spezialeinheit für ihre Lei-
stungen zu belohnen und mögli-
cherweise bevorzugt zu befördern. 
Zugleich wird erwogen, die EbLT 
zu einem Trainingslager der 
Unterführer geschlossener Einhei-
ten zu machen (Tsp 22.10.87). 
Polizeikreise würden befürchten, 
so der Berliner "Tagesspiegel", daß 
die Sondereinhelt zu einer Elite-
einheit geformt werden solle 
(22.10.87). 
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2.insignien des Gewaltkults 

Physische Gewaltsamkeit ist inte-
graler Teil der Berufsrolie von 
Polizisten. Hierfür werden sie aus-
gebildet, ausgerüstet und bezahlt. 
So entwickeln sie ein routinisiertes 
Verhältnis zur Gewalt und haben 
keinen Anlaß, sich der Gewalt zu 
schämen. 
Im November 1987 wird der TAZ 
ein Sweat-Shirt zugespielt mit 
dem Hinweis, daß es von Angehö-
rigen einer Berliner Einsatzbereit-
schaft getragen würde, die im 
Okt. dieses Jahres in Wackersdorf 
eingesetzt gewesen sei. Das 
Sweat-Shirt wird geziert von ei-
nem Wappen, das aus einem Bären 
mit Polizeiknüppel, einem Helm 
und Gitterstäben sowie der In-
schrift "Ich kam, sah und siegte" 
komponiert ist. Berlins Polizeifüh-
rung kommt nicht umhin, einzuge-
stehen, daß Beamte einer EbLT 
entsprechende Sweat-Shirts tragen. 
Ermittlungen der politischen 
Staatsanwaltschaft wegen des Ver-
dachts der Verunglimpfung von 
Staatssymbolen werden nach eini-
ger Zeit eingestellt. Die Begrün-
dung des politischen Staatsanwalts 
Dohmes: das Wappen diene eher 
der Glorifizierung der geschlosse-
nen Einheiten, der Spruch sei als 
Scherz gedacht. Eine allgemeine, 
staatsfeindliche Gesinnung sei den 
Beamten nicht zu unterstellen. 
Zweifellos trifft diese Bewertung 
zu. Zum ersten kommt es gerade 
beim politischen Strafrecht nicht 
auf eine Handlung oder äußerlich 
erkennbare Tatbestände an, son-
dern auf den diesen Tatbeständen 
unterstellten Sinn. Und zweitens 
drückt sich in der Glorifizierung 
geschlossener Einheiten mit dem 
Symbol eines prügelnden Bären 
gewiß keine Staatsvernelnung aus 
(Tsp 4.11.; TAZ 5.7.88). 

Weiter wird bekannt, daß Beamte 
der EbLT ihre Unterkünfte mit 
Demonstrationsbeutestücken zieren 
(Wurfsterne, Zwillen etc.). 
Ein dissidenter EbLT-Kollege be-
richtet im Juni 1988 im "Wiener": 
"Die Beamten haben sich der ein-
zelnen Verletzungen gerühmt, die 
sie anderen zugefügt haben. Ein-
zelne Beamte haben sich sogar ge-
brüstet, möglichst viele 
Schlagstöcke zerschlagen zu ha-
ben..." 

3. Eine "Visitenkarte Berlins" -
der Wackersdorf-Einsatz am 9. u. 
10.11.87 

Zur großen Herbstaktion gegen die 
WAA reisen aus Berlin die Spe-
zialisten der EbLT zum ersten 
großen Einsatz im Verbund mit 
Kollegen aus fast allen Bundeslän-
dern an hochmotiviert, 
"beweiskräftige Festnahmen" zu 
machen. Polizeioberrat Dörr, ihr 

1. Mai - 12. Juni 
1987 

eine Dokumentation des 
Ermittlungsauschusses 
Berlin zu den Ereignissen 
in Berlin (Kreuzberg) vom 
Straßenfest am 1. Mai bis 
zum Reagan-Besuch am 
12. Juni 198Z 

irn Buchhondel erfuiltlic h 

Preis: 5, DM 
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Berliner Einsatzleiter, hatte sie 
zuvor darauf aufmerksam gemacht, 
daß ihr Auftreten "eine Visiten-
karte Berlins" sei (Tsp 20.10.87). 
Bereits am 9.10. wird die Visiten-
karte zum ersten Mal gezeigt. 
Nach der Schilderung von POR 
Dörr hätten sich die Berliner 
Beamten im Laufschritt dem 
Marktplatz von Schwandorf genä-
hert. Als sie eintrafen, "war der 
Marktplatz schon leer" (Innenaus-
schuß des Abgeordnetenhauses von 
Berlin, Bericht am 19.10.87). Zeu-
gen berichten hingegen, daß die 
Berliner Polizisten bei diesem Ein-
satz gezielt auf Sanitäter einge-
schlagen hätten (Protokoll des 
SPD-Hearings, S.11, 28f, 38f. ). 
Am nächsten Tag ziehen ca. 25 
000 Demonstranten ungeachtet ei-
nes gerichtlichen Verbots zum 
Gelände der WAA. Hier fällt die 
Berliner EbLT insbesondere da-
durch auf, daß ihre Leute mehr-
fach blitzartig aus dem durch 
Zäune und Tore geschützten Ge-
lände der WAA herausstürmen, auf 
herumstehende, flüchtende oder 
am Boden liegende Personen ein-
schlagen, um sich dann ohne Fest-
nahmen wieder auf das WAA-Ge-
lände zurückzuziehen. Nach Anga-
ben des Berliner Innensenators hat 
die EbLT bei den Wackersdorf-Ein-
sätzen "2 erkannte Straftäter und 
3 Vermummte" festgenommen. 

Eine Vielzahl von Zeugen bekunden 
u.a. auf einem Hearing der bayr. 
SPD-Landtagsfraktion, daß andere 
Polizisten, so ein BGS-Sänitäter 
und bayr. Polisten, eingegriffen 
hätten, um die Berliner Polizisten 
von weiteren Schlägen abzuhalten 
(SPD-Hearing, S.11, 28f., 38f.). 
Auf einer Pressekonferenz erklärt 
der bayr. Einsatzleiter Fenzl, daß 
Berliner Polizisten "Rache für 
Pfingsten" gerufen haben sollen. 
Die Staatsanwaltschaft Amberg 

ermittelt wegen Körperverletzung 
im Amt (SZ 12.10.87). Nach In-
formationen des "Tagesspiegels" 
(22.10.87) räumen einige EbLT-
Polizisten intern ein: "Ein Teil der 
Vorwürfe trifft zu". 

4. Ein Verstoß gegen den Corps-
Geist - Prügel für die Po-
lizeioberen am 1.Mai 1988 

Nach einem friedlichen Mai-Fest 
am Lausitzer Platz in Berlin-
Kreuzberg kommt es am Abend ab 
21 Uhr wie im Vorjahr zu heftigen 
Auseinandersetzungen. Bei dem 
Versuch, einige Mai-Feuer aus 
Materialresten des Festes auf dem 
Lausitzer Platz zu löschen, werden 
Polizisten und die Feuerwehr mit 
Steinen beworfen. Es fliegen 
Steine und Flaschen, ein Getränke-
Markt wird geplündert, 134 Per-
sonen festgenommen. Nach Poli-
zeiangaben müssen 53 Bamte am-
bulant behandelt werden. 
Da verletzte Demonstranten gute 
Gründe haben, ihre Verletzungen 
nicht bei der Polizei zu melden, 
Ist ihre Zahl nicht eindeutig klär-
bar (vgl. die Betroffenen-Schilde-
rungen in diesem Text). 
Besonders hart wird es, als die 
EbLT "einrückt"(so Kewenig). Un-
ter anderem werden drei, den Ein-
satz in Zivil beobachtende Vor-
gesetzte der EbLT verprügelt -
mit Schlägen auf Kopf, Arm und 
Hintern. Diese, gegen alle Regeln 
des Corps-Gelstes verstoßende 
Praxis entsetzt die verprügelten 
Zivil-Polizisten so, daß sie Mel-
dung machen und es zu Anzeigen 
gegen bis heute "unidentifzierbare" 
Polizisten kommt. Der "beweissi-
cheren Festnahme" gilt die Prügel 
offensichtlich nicht. Keiner der 
geschlagenen Zivil-Beamten wird 
anschließend festgenommen. 
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Anlaß, über diese Verstöße gegen 
den polizeilichen Corps-Geist 
beunruhigt zu sein, gibt es genug, 
sind doch in den letzten Jahren 
bereits mehrfach in Zivil auftre-
tende Polizisten von uniformierten 
Kollegen zusammengeschlagen 
worden (vgl. unsere Ausg.24, S.42 
ff.). 
Im Innenausschuß des Abgeordne-
tenhauses von Berlin fragt die 
SPD nach, ob Berichte zuträffen, 
denen zufolge der Polizeiführer 
Vitek, Einsatzleiter der EB 22, 
"darüber nachgedacht habe, die 
prügelnden Beamten der EbLT mit 
seinem Festnahmetrupp festzuneh-
men" (Sitzung v. 16.5.88, S.9) 

5.Corps-Geist 

Ob in Wackersdorf oder Berlin -
die EbLT hat nicht insgeheim, 
sondern im Verbund mit anderen 
Kollegen und vor den Augen ande-
rer Kollegen Prügeleien begangen. 
Soweit bekannt, hat erst die Prü-
gel von Kollegen für Kollegen die 
Bereitschaft von Polizisten ge-
weckt, Leute aus den eigenen 
Reihen wegen Körperverletzung im 
Amt anzuzeigen. Folgend einige 
Splitter zum polizeilichen Corps-
Geist rund um die EbLT, der diese 
Truppe offensichtlich weitgehend 
kontrol I- und sanktionsimmun 
macht: 

* Warum der im "Wiener" (Juli 88) 
über das Innenleben der EbLT 
plaudernde Polizist anonym bleiben 
möchte, begründet er mit den 
Worten: "Ich habe Angst, daß mir 
etwas passiert. Wenn meine Kolle-
gen bei Demonstrationen schon so 
brutal gegen Leute vorgehen, die 
ihnen nichts getan haben, muß ich 
das Schlimmste erwarten, wenn 
ich auspacke". 

* Treffe es zu, daß es der Krimi-
nalpolizei erst nach Ergreifen 
schärferer Mittel gelungen sei, 
einzelne Beamte der EbLT wegen 
der Vorkommnisse in Wackersdorf 
im vergangenen Jahr zu verhören? 
Die Begründung dieser Leute solle 
gelautet haben: gegen die EbLT 
werde nicht ermittelt". (SPD-An-
frage im Innenausschuß des 
Abgeordnetenhauses von Berlin, 
16.Mai 88) 

* Ergebnis (?): 
Aus organisatorischen Gründen 

wie Urlaub, Krankheit, Schicht-
dienst oder zwischenzeitlicher Ver-
setzung sei es der Berliner Polizei 
bisher (Juli 1988) noch nicht ge-
lungen, eine von der Staats-
anwaltschaft Amberg beantragte 
Gegenüberstellung von Beamten 
der EbLT mit einem beim Wac-
kersdorf-Einsatz geschlagenen Fo-
toreporter zu organisieren (TAZ, 
23.8.88). 

* Gewiß, es gibt auch Ausnahmen 
von der Regel, die zu korregieren 
sich dann die Staatsanwaltschaft 
bemüht: 
Im August 1987 mußte die politi-
sche Staatsanwaltschaft in Berlin 
gegen 2 Polizeibeamte ermitteln. 
Ein Kollege hatte unter Eid vor 
der Staatsanwaltschaft ausgesagt, 
daß diese beiden Polizisten einem 
festgenommenen Studenten 2 
Steine untergeschoben hätten - so-
mit wurden die Aussagen des Stu-
denten bestätigt. Der Beamte er-
klärte, daß er bei der ersten 
Durchsuchung des Studenten keine 
Steine gefunden hätte. Nach dieser 
Aussage tauchte plötzlich ein wei-
terer Polizist mit der Erklärung 
auf, er habe den Studenten durch-
sucht und Steine gefunden. Zweifel 
an der Glaubwürdigkeit und dem 
Erinnerungsvermögen jenes Beam-
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Berlin-
1.Mai 

Protokoll Michael Craffonara 

In der Nacht vom 1. zum 2. Mai 
um ca. 23.30 Uhr wollte ich auf 
dem Weg zu einer Diskothek die 
Oranienstraße passieren. Die Po-
lizei hatte jedoch den Heinrich-
platz abgeriegelt. Während ich 
noch überlegte, wie ich nun zu 
meinem gewünschten Ziel komme, 
forderte die Polizei zum Räumen 
der Oranienstraße in Richtung 
Skalitzerstraße auf. Ich war mit 
dem Fahrrad unterwegs und leiste-
te der Aufforderung sofort Folge. 
Die Polizei jedoch lief sofort 
knüppelschwingend los, ohne eine 
weitere Ankündigung. Gezwunge-
nermaßen auf der Flucht, wurde 
mir auf der Höhe Oranienstraße 2 
- 3 ein Stock ins Vorderrad ge-
stoßen. Ich stürzte zu Boden. 
Noch am Boden liegend schaute 
ich sofort auf. Zwischen mir und 
der auf mich zurennenden Polizei 
war noch ein Abstand von ca. 15 
- 20 m, es waren keine Passanten 
mehr dazwischen. Einer der Poli-
zisten kam direkt auf mich zuge-
laufen. Da ich zu schwach war, so 
schnell aufzustehen, konnte ich 
nur noch meine Arme über den 
Kopf halten. Eben noch liegend 
bzw. hockend, bekam ich auch 
schon einen schweren Schlag mit 
dem Knüppel auf den Rücken. Der 
Polizist lief weiter. Unter Schock 
fuhr ich nach Hause, unwissend 
über meinen Zustand. Die Polizei 
unter 110 weigerte sich, mir einen 
Notarzt zu schicken. Sie sagten 
mir lapidar eine andere, minde-
stens 5-6stellige Nummer. Ich er-
klärte ihnen, daß ich nicht mehr 
in der Lage wäre, mir diese auf-
zuschreiben oder zu merken. Die 

Kreuzberg: 
1988 

Antwort kam prompt: "Pech ge-
habt." Also mußte ich sie mir 
merken, obwohl sich mein Zustand 
so verschlechtert hatte, daß ich 
kaum noch handlungsfähig war. 
Meine Verletzungen: 
Meine Niere und meine Milz muß-
ten in zwei Operationen entfernt 
werden (eine davon 8-stündig). 
Ich war zwei Tage unter Lebens-
gefahr und 7 Tage auf der Inten-
sivstation. 

Protokoll Heidemarie Dornig 

In der Nacht vom 1.5.88 zum 
2.5.88 um ca. 24 Uhr kamen mein 
Freund und ich von einem Pizza-
essen aus der Oranienstraße. Wir 
bogen in die Manteuffelstraße ein, 
um zum Lausitzer Platz zu gelan-
gen, wo wir unsere Gitarre abho-
len wollten. Da alles von Poli-
zisten abgesperrt war, rannten wir 
etliche Male im Karree. Wieder in 
der Manteuffelstraße/Ecke Walde-
marstraße landeten wir vor einer 
Polizeikette. Ich ging friedlich zu 
einem von ihnen hin und fragte, 
ob wir durchgehen könnten, da 
meine Tochter abgeholt werden 
müßte. Daraufhin sprang einer von 
den Polizisten auf mich zu und 
stieß mich mit seinem Kampf-
schild nieder. Ich fiel zu Boden. 
Ich hatte Schmerzen im Knie und 
an der linken Hand. Wir bemühten 
uns vergeblich um einen Sanitäts-
wagen. Am Nachmittag begab ich 
mich zur Ersten Hilfe. Von denen 
wurde ich zum Chirurgen über-
wiesen. 
Resultat: linke Kniescheibe ge-
brochen mit Sehnenriß; linkes 
Handgelenk geprellt. 
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ten, der die Version des Studenten 
bestätigte, waren dann für die po-
litische Staatsanwaltschaft Anlaß, 
das Ermittlungsverfahren gegen die 
beschuldigten Beamten einzustel-
len. Nach Informationen der TAZ 
(21.7.88) sind nun die beiden be-
schuldigten Polizisten und ihr 
Entlastungszeuge bei der EbLT 
gelandet. 

* Der Süddeutschen Zeitung 
(12.10.87) erklärte der Leiter einer 
außerbayerischen Polizeieinheit am 
Tage des Wackersdorf-Einsatzes: 
"Wenns in Berlin kracht, dann ist 
nur noch die Frage, bin ich halb-
tot oder der andere. Diese Polizi-
sten hätten von daher wesentlich 
geringere Reiz- und Hemmschwel-
len als andere Einheiten. Even-
tuelle Übergriffe seiner Berliner 
Kollegen dürfte man diesen nicht 
anlasten". 

* Versuche von herumstehenden 
Leuten, einen bayerischen Einsatz-
leiter auf dem Marktplatz von 
Schwandorf am 9.10.87 zu 
veranlassen, die Namen jener Ber-
liner Polizisten, die prügelnd auf 
den Marktplatz gestürmt waren, 
festzustellen, blieben ergebnislos 
(SPD-Hearing, S.11, S.38 f.) 

6. Die politisch-parlamentarische 
Verarbeitung der EbLT-Einsätze 

a) Wackersdorf 
Schon im Vorfeld der WAA-De-
monstrationen vom Okt. 87 gab es 
im bayr. Landtag kräftige politi-
sche Ermunterungen für die Poli-
zei, nicht zimperlich zu sein. Ende 
1986 verpflichtete die CSU-Frak-
tion die Landesregierung, für Poli-
zeibeamte, die "gröblich" zuge-
langt haben (CSU-MdL Stamm) und 
deshalb angezeigt würden, gleich-
wohl den Rechtsschutz "bei gerin-

ger Schuld" zu übernehmen. Im 
Dezember d.J. brachte die CSU-
Fraktion darüber hinaus im Land-
tag einen Dringlichkeitsantrag 
mit der Aufforderung an die Lan-
desregierung ein, zu prüfen, "in-
wieweit bei besonders gefahrenge-
neigter Tätigkeit und situationsbe-
dingten Entscheidungskonflikten 
auch darüber hinaus Rechtsschutz 
gewährt werden kann" - also nicht 
nur bei geringfügigen Delikten 
(Landtag 11/8.Sitzung, S.336, FR 
v. 6.12.86). "Wir müssen die Si-
cherheitsbehörden in ihrer schwie-
rigen Aufgabe begleiten und den 
Polizeibeamten gerade in Wackers-
dorf und bei Demonstrationen 
Rückendeckung geben" (CSU-MdL 
Dr. Beckstein am 12.12.86 im 
Landtag,S.346) 
Diese Rückendeckung kommt nach 
den Oktober 1987-Ereignissen auch 
sofort und speziell für die beson-
ders kritisierten Berliner Poli-
zisten: 
Am Montag (11.10.d.J.) bescheinigt 
Bayerns Innenminister Lang den 
Polizisten, daß sie "hervorragend 
gearbeitet" und das Ausmaß ge-
walttätiger Ausschreitungen durch 
"entschlossenes und umsichtiges 
Vorgehen" auf ein Minimum redu-
ziert hätten. Besonders lobt Lang 
"die von Dritten kritisierten Berli-
ner Polizeibeamten". 
Berlins Innensenator zieht am 
Dienstag nach: 
"Richtig, rechtmäßig und notwen-
dig" sei der Einsatz der Berliner 
Beamten gewesen. Vorwürfe seien 
nach Prüfung der vorliegenden Be-
richte nicht gerechtfertigt. Am 
selben Tag dankt die CSU-
LandtagsFraktion den Berliner Po-
lizisten (Mopo,14.10.87). 
Innneminister Lang am 14.10.87 im 
Landtag: "Jetzt hat mal die Po-
lizei zugelangt, Jetzt hat sie fest-
genommen, jetzt heulens auf 
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deranderen Seite schon wieder". In 
einer Sitzung des Ausschusses für 
Sicherheitsfragen an nächsten Tag 
bekräftigt Lang: "Gegen Unbetei-
ligte sei nach den bisherigen Er-
kenntissen der Schlagstock nicht 
eingesetzt". Unter Hinweis auf 
Ermittlungen der Staatsan-
waltschaft Amberg gegen Berliner 
Polizisten versagt sich der In-
nenminister eine Stellungnahme. 
Berlins Innensenator Kewenig vor 
dem Innenausschuß des Abgeordne-
tenhauses am 19.10.87: 
Er "habe keine Anhaltspunkte da-
für, daß die Beamten irgendwelche 
Straftaten oder Rechtswidrigkeiten 
begangen hätten". Das negative 
öffentliche Echo sei Ergebnis einer 
kampagnengesteuerten Attacke". 
CDU-Sprecherin Frau Saß-Viehwe-
ger in derselben Sitzung: Ihre 
Fraktion stelle sich schon jetzt 
"vorbehaltlos" hinter die Beamten. 
Am 22.10.87 erklärt der Innense-
nator in der Fragestunde des 
AbgeordnetenHauses: Die Beamten 
"haben sich benommen, wie wir es 
von pflichtbewußten Pol izeibeam-
ten erwarten". 
Der Einladung, Vertreter des baye-
rischen Innen- und Justizministeri-
ums zu einer Anhörung der SPD-
Landtagsfraktion zu schicken, auf 
der Betroffene und Zeugen zu den 
Polizeieinsätzen am 9. u. 10.Okt. 
87 aussagen würden, kommen die 
Ministerien nicht nach. Die Anhö-
rung findet am 30.Okt. 87 statt. 
In Berlin erklärt der Innensenator 
am 9.11.87 vor dem Innenausschuß: 
Er müsse davor warnen, "wie Erb-
senzähler" zu prüfen, ob "einem 
Polizeibeamen in seiner Bedrängnis 
etwas schiefgegangen sei". 
Ergebnis: 
Bis zur Drucklegung dieses Heftes 
gibt es außer Belobigungen kei-
nerlei Konsequenzen für die be-
schuldigten Berliner Polizisten. Im 

August dieses Jahres wird bekannt, 
daß 15 der 20 Ermittlungsver-
fahren bayr. Staatsanwälte gegen 
EbLT-Beamte eingestellt worden 
sind. 

b) Berlin, Mai 1988 

Montag, 2.Mai. Im Innenausschuß 
wird über die nächtlichen Ausein-
andersetzungen gesprochen. Der 
Innensenator dankt der EbLT unter 
dem Beifall der CDU und FDP für 
"ihre Bereitschaft und Motivation 
zur Wiederherstellung des Friedens 
und der Ordnung und gratuliert 
der Polizeiführung zu dieser Ein-
richtung". Staatssekretär Müllen-
brock weist darauf hin, daß von 
Dächern auf Polizeibeamte mit 
Gehwegplatten und Dachbalken 
geworfen worden sei. 
SPD-Landesvorsitzender Momper 
dankt in einer Presseerklärung der 
Polizei, daß sie der "mutwilligen 
Gewalt Einhalt geboten" hätte. 
In den nächsten Tagen wird be-
kannt, daß auch zivil gekleidete 
Polizeiführer am 1.Mai verprügelt 
worden sind und ein uniformierter 
Einsatzleiter Strafanzeige gegen 
unbekannte Polizisten wegen des 
Verdachts der Körperverletzung im 
Amt gestellt hat. Müllenbrock muß 
inzwischen seine Behauptung zu-
rückziehen, daß von Dächern Geh-
wegplatten und Dachbalken auf 
Polizisten geworfen worden seien. 
Es scheint schwieriger zu werden, 
insbesondere die Einsätze der 
EbLT als rechtmäßig darzustellen. 
Gleichwohl: 
Anläßlich der Sitzung des Abge-
ordnetenhauses am 5.Mai d.J. gibt 
es folgende Erklärungen: 
Frau Saß-Viehweger, CDU: "Die 
Ereignisse zeigen, daß die EbLT 
notwendig ist. Sie wäre erst auf-
zulösen, wenn ihr Ausbildungsstand 
der Standard aller EBs wäre". 
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SPD-MdL Pätzold: "Ich vertraue 
darauf, daß die Polizeiführung aus-
drücklich erklärt hat: Wenn es zu 
Übergriffen gekommen sein sollte, 
wenn sich etwa einzelne Schläger 
in der Polizei hervorgetan haben 
sollten, dann wird dagegen mit 
aller Konsequenz vorgegangen". 
FDP-MdA Oxfort: "Die Pol izei 
muß darauf trainiert sein, daß sie 
solche Personen, die sich nicht an 
Krawallen und Gewalttaten be-
teiligen, tunlichst nicht attac-
kiert....Wenn in einer solchen Si-
tuation ein einzelner Beamter in 
dem Feuer, der Wut, in dem Är-
ger - vielleicht ist er selbst ge-
troffen worden - einmal über die 
Stränge schlägt, dann ist das zwar 
nicht zulässig, aber in einem ge-
wissen Maß menschlich verständ-
lich. Das sollte an dieser Stelle 
gesagt werden." 
Am 7.Mai setzt der Polizeipräsi-
dent eine Arbeitsgruppe der Poli-
zei ein, die die Vorfälle klären 
soll. 
Am 8.Mai erklärt der Innensenator 
in der "Morgenpost" (vgl. Doku-
mentation des Interviews) u.a. zur 
Prügel für zivile Polizisten durch 
uniformierte Kollegen: Dies zeige, 
daß die Beamten ohne Ansehen 
der Person vorgegangen seien. Wer 
als Journalist nicht den Ort ver-
lasse, setze sich "gewissermaßen 
einem Berufsrisiko aus", wenn er 
von Polizisten verprügelt wird. 
Im Innenausschuß des Abgeordne-
tenhauses wird am 19.6. erneut 
über die Ereignisse am 1.Mal dis-
kutiert. 
Oxfort (FDP) erklärt erneut sein 
menschliches Verständnis für Poli-
zeiübergriffe; der Innensenator 
verweist darauf, daß "Polizeibe-
amte in besonderer Weise dem 
Recht unterworfen seien, weil sie 
in den Augen des Bürgers das 
Recht präsentieren", ansonsten 
gehe er bis zum Beweis des Ge-

Protokoll T. G. 

Der von mir geschi lderte Vorfall 
hat sich gegen 24 Uhr in der Wie-
ner Straße an der Bushaltestelle 
"Spreewald" unmittelbar vor dem 
"Madonna" zugetragen. 
Einem Freund und mir bot sich 
ein dichtgedrängtes Publikum auf 
dem Gehsteig vor dem oben ge-
nannten Lokal, so daß wir uns 
entschlossen hatten, uns auf der 
Bordsteinkante niederzuhocken. 
Dies geschah etwa gegen 23.40 
Uhr, wo wir uns sitzend unterhiel-
ten und Bier tranken. Unsere Kon-
versation wurde dann abrupt un-
terbrochen, als etwa 20 Minuten 
später ein Polizeitrupp von etwa 5 
Beamten von der Wiener Straße 
her auf uns heranstürmte. Dies 
geschah in solch einer Schnellig-
keit, daß uns evtl. nur noch Zeit 
geblieben wäre, uns aus unserer 
sitzenden Position zu erheben, 
nicht aber sich diesem brutalen 
Vorgehen der Polizeibeamten zu 
entziehen. Als normal große Per-
sonen boten wir sitzend etwa eine 
Lebensgröße von 1,10 m, die etwa 
der Größe eines Kindes im Grund-
schulalter entspricht, wobei erst 
deutlich wird, mit welcher Vehe-
menz gegen uns vorgegangen wor-
den ist und die daraus resultie-
renden Verletzungen. Durch diesen 
Polizeiübergriff trug ich am obe-
ren und unteren Augenlid zwei 
Platzwunden, sowie eine Prellung 
des Augapfels davon. 
Ich bin heute noch schockiert und 
fassungslos, insbesondere durch den 
Gedanken, den ich seit diesem Tag 
nicht hab verdrängen können: den 
möglichen Verlust eines Augen-
lichts, der all meinen persönlichen 
und beruflichen Erwartungen ein 
jähes Ende gesetzt hätte. 



Kewenig: Ich begrüße die Unter 
BM Berlin, 8. Mai 

Nach den letzten Ausschreitun-
gen In Kreusherg am 1. Mai wird 
der Berliner Polizei wieder vorge-
worfen, sie reagiere auf de 
Herausforderungen, ohnemei: 
rechtsstaatlich gebotene Verhält-
nismäßigkeit der Mittel zu be-
rücksichtigen, zu hart. Im nachfol-
genden Interview nimmt der Ber-
liner lnnensenator Wilhelm A. Re-
wenig dazu Stellung. Die Fragen 
stellte Reiner Meyer. 

Berliner  Moegenpost: Erneut 
gibt es schwere Vorwürfe gegen die 
Berliner PolizeL Haben die Beam-
ten am 1. Mai in Kreuzberg wahllos 
auf Demonstranten und unbeteilig-
te Bürger eingeschlagen? 

Kewenir Ich kenne die Vorwür-
fe. Aber bisher liegen dazu keine 
Beweise vor. So lange das nicht der 
Fall ist, gehe ich davon aus, daß die 
Polizei sich rechtsstaatlich korrekt 
verhalten hat. 

BM: Wie werden in der Polizei 
die Untersuchungen darüber be-
trieben? 

Kewenir. Der Polizeipräsident 
wird eine Arbeitsgruppe leitender 
Beamter einsetzen, die den Auftrag 
hat, das Einsatzgeschehen zu un-
tersuchen. Und in diesem Zusam-
menhang auch die erhobenen Vor-
würfe. Ich begrüße diesen Schritt 
und erwarte, daß die Ermittlungen 
zügig vorangehen und zu einem 
schnellen Abschluß kommen. 

BM: Nun wird auch gesagt, be-
sonders die Elite-Einheit EBLT ge-
he besonders scharf gegen Demon-
stranten vor. . . 

Kewenir. Ich sehe das nicht so. 
Aber die Einsatzumstände, in de-
nen die EBLT tätig wird, sind Aus-

nahmesituationen. Und am 1. Mai 
am Lausitzer Platz war diese Ein-
heit einem hohen Maß verbrecheri-
scher Gewalt ausgesetzt. Es wurde 
nicht nur mit Pflastersteinen ge-
worfen, sondern auch mit Stahlku-
geln auf die Beamten geschossen. 
Dagegen muß die Polizei vorgehen. 

exklusiv 49. 5 •1947S
Interview der Berliner Morgenpost 

mh Innensenator Kewenig 

BM: Ist die Polizeitaktik aufge-
gangen? 

Kewenir Ja, wir haben eine Wie-
derholung des I. Mai vor einem 
Jahr erfolgreich verhindert 

BM: Drei hohe Polizeifiihrer be-
kamen ebenfalls Schläge ab. Ha-
ben die Beamten nicht zumindest 
teilweise doch überreagiert? 

Kewenir Ein bedauerlicher Vor-
fall. Aber er zeigt, daß die Beamten 
im Einsatz gegen Rechtsbrecher in 
einer auch für sie schwierigen Lage 
ohne Ansehen der Person vorge-
gangen sind. Es ist nun einmal so, 
daß auch ein Polizeiführer in Zivil, 
der sich am Ort der Auseinander-

setzung aufhält, mit solchen Vor-
fällen rechnen muß. 

BM: Es wird auch von übergrif-
fen auf Journalisten berichtet . . . 

Kewenig: Für Journalisten gilt 
dasselbe, wenn sie sich im Zen-
trum der Krawalle bellnden. Auch 
sie müssen den polizeilichen Auf-
forderungen, sich zu entfernen, 
nachkommen. Wer das unterläßt, 
setzt sich gewissermaßen einem 
Berufsrisiko aus. Eindeutig falsch 
ist, wenn gesägt wird, die Polizei 
hätte sich einen Spaß daraus ge-
macht, nicht nur Rechtsbrecher zu 
verfolgen, sondern auch Journali-
sten aufs Korn zu nehmen. 

BM: Treffen Berichte zu, nach 
denen sich Festgenommene in Ein-
satzwagen der Polizei ausziehen 
mußten oder mißhandelt wurden? 

Kewenig: Nein. Jedenfalls habe 
ich davon nichts gehört Das wären 
ja eindeutige Rechtsverletzungen, 
die zu Konsequenzen führen wür-
den. Ganz deutlich gesagt: Auch 
diesen Vorwüfen werden wir 
selbstverständlich nachgehen. 

BM: Wer sind nach Ihren Fest-
stellungen die Täter? 

Kewenig-: Das läßt sich am Bei-
spiel von 103 der 134 Festgenom-
menen sagen. 93 von Ihnen leben in 
Berlin., darunter 58 In Kreuzberg. 
Aber 70 Prozent dieser 103 sind 
keine „Ur-Berliner, sondern aus 
dem Bundesgebiet zugezogen. 
Ebenfalls 70 Prozent sind zwischen 
18 und 28 Jahre alt, zwölf Prozent 
unter 18. Über 28 Jahre alt waren 
folglich 18 Prozent. Dier meisten 
der Festgenommenen sind Arbeits-
lose oder Studenten. Man kann also 
ohne Übertreibung sagen, daß die-
ser 1. Mai in Kreuzberg von West-
Deutschen . beherrscht war, wäh-
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genteils von dem rechtmäßigen 
Verhalten jedes einzelnen Polizi-
sten aus; Polizeipräsident Scherz 
stellt grundsätzlich fest, daß die 
Einsatzkonzeption der EbLT sich 
bewährt habe und fortgesetzt 
werde. "Die drei Polizeibeamten in 
Zivil seien nicht verprügelt wor-
den, sondern sie hätten jeweils 
einen Schlag erhalten... Zu den 
Schlägen sei es gekommen, weil 
sich die Beamten in in einer Dec-
kungsmasse befunden hätten". Spä-
ter findet der Polizeipräsident die 
Formulierung, daß die drei Polizei-
führer "stehend von den Steine-
werfern nachsetzenden Poli-
zeikräften der EbLT überrannt 
worden seien". 
Der Innensenator wiederholt, "daß 
sich Pressevertreter, die es er-
forderlich hielten, in gespannten 
Situationen in der ersten Linie zu 
stehen, nicht wundern dürften, 
wenn sie von Polizeieinheiten in 
Mitleidenschaft gezogen würden". 
SPD-MdL Lorenz: "Im übrigen 
halte er die Aufforderung, die 
Betroffenen sollten Strafanträge 
stellen, im Hinblick darauf - was 
er allerdings nicht nachvollziehen 
könne - daß fast jeder bei Erstat-
tung mit einer Anzeige gegen Po-
lizeibeamte belangt werden könne, 
für etwas blauäugig". 
SPD-MdL Pätzold erwähnt seine 
Überprüfung einer Beschwerde ei-
nes berliner Architekten, der 
nächstens In Kreuzberg von einer 
heranstürmenden Polizeieinheit 
bewußtlos zusammengeschlagen 
wurde. Seine Beschuldigungen wur-
den von der zuständigen Staatan-
waltschaft als "nicht erwiesen" 
abgelegt. Zahlreiche Zeugen des 
Architekten seien "von der Be-
hörde in scharfer Form aufgefor-
dert worden, die betreffenden Po-
lizeibeamten zu benennen; anson-
sten würden ihnen fälschliche An-
schuldigungen unterstellt". Dies 

sei selbstverständlich angesichts 
der Dunkelheit nicht möglich ge-
wesen. 
Weiterhin führt Pätzold aus: "Er 
fürchte angesichts der zunehmen-
den Übertretungen, daß sich eines 
Tages die Befürworter der Polizei-
kennzeichnung durchsetzen könn-
ten..." 
Frau Saß-Viehweger: Sie bezweifle, 
ob die Anhörung von Zeugen (im 
Ausschuß) "wirklich zur Aufklärung 
der Vorgänge geführt hätte... Sie 
könne sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß jeder, der gegen 
Polizeibeamte etwas vorzubringen 
habe, sich der Sympathie der 
deutschen Rechtsprechung in 
vollem Umfang sicher sein könne". 
MdA Krüger (FDP) kann sich des 
Eindrucks nicht erwehren, als habe 
die "böse" Polizei die Auseinander-
setzungen ausgelöst...". 
Pätzold erklärt : "Während seiner 
Tätigkeit als Senator habe er im-
mer den Standpunkt vertreten, daß 
das Spezialbataillon der Verwal-
tung normalerweise richtig und 
rechtmäßig handele, daß aber je-
dem Zweifel und jeder Frage von 
Außenstehenden nachgegangen wer-
den müsse". 
Sein Parteifreund Lorenz "geht 
von rechtmäßigen Polizeieinsätzen 
aus und erwartet angesichts dieser 
vertrauensvollen Vorgabe, daß die 
Polizei ... bei rechtswidrig han-
delnden oder fahrlässig rechts-
widrig handelnden Polizeibeamten 
empfindsam reagiere..." 
In einem der Debatte vorangestell-
ten Fragenkatalog der SPD heißt 
es u.a.: "Hinwelsen zufolge solle 
sich insbesondere Staatssekretär 
Müllenbrock - aber auch einzelne 
Staatsanwälte - vor dem Einsatz 
am 1.Mai der EbLT unmißver-
ständlich erklärt haben, daß man 
einen harten Einsatz erwarte; für 
die Folgen werde man auf jeden 
Fall einstehen". 
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Protokoll Herbert Mondry 

Ich war Gast in dem Cafe Madon-
na, Wiener Ecke Ohlauerstraße. 
Ich hielt mich hier von ca. 23.00 
bis 23.45 Uhr auf. Ich stand, wie 
andere Gäste auch an den über-
füllten Tischen vor dem Cafe. 
Während dieser Zeit war kein Po-
lizist zu sehen und auch sonst 
nicht Auffälliges zu bemerken; 
keine Unruhe, keine laufenden 
Personen. Der Verkehr war nor-
mal, Passanten flanierten wie üb-
lich an warmen Sommertagen. 
Plötzlich so um 23.45 Uhr, es 
kann auch 24 Uhr gewesen sein, 
ertönten Schlaggeräusche. Ich sah 
in einiger Entfernung auf dem 
Bürgersteig fünf bis sieben Polizi-
sten auf der Stelle trampeln und 
dabei mit ihren Stöcken auf ihre 
Plastikschilder trommeln. Das em-
pfand ich als Bedrohung. Ich dreh-
te mich um und wollte mich in 
entgegengesetzter Richtung entfer-
nen. Kaum hatte ich mich umge-
dreht und war ein, zwei Schritte 
gegangen, begannen alle Gäste in 
wilder Flucht nach allen Seiten, 
hauptsächlich in Richtung Ohlauer 
Straße, davonzulaufen. Ich konnte 
wegen der vor mir Laufenden nur 
sehr langsam wegkommen und lief 
deshalb in Panik links über die 
Straße. Hier stürmte ein Polizist 
von links mit seinem Knüppel weit 
ausholend und auf meinen Kopf 
zielend, auf mich zu. Ich riß die 
Arme hoch. Der Schlag traf mich 
auf dem Hinterkopf, auf die Hand 
und den linken Ellenbogen. Ich 
schrie auf und taumelte weiter in 
Richtung gegenüberliegende Stra-
ßenseite. Schon nach wenigen 
Schritten rannte ein weiterer Po-
lizeikämpfer wieder mit seinem 
Knüppel ausholend und auf meinen 
Kopf zielend, mir entgegen. Ich 
ließ mich fallen. Der Schlag 

streifte mich deshalb nur am 
Rücken. Ich blieb liegen und hoff-
te, daß nicht weiter auf mich 
eingeschlagen würde. Die Beamten 
liefen weiter und ließen mich lie-
gen. Niemand kümmerte sich um 
mich. 
Die Wucht des ersten Schlages 
war so groß, daß mein Daumen-
knochen zersplitterte. Ebenso der 
Polizeiknüppell Ich fand das Knüp-
pelende, als ich aufstand, unter 
mir. Ich blieb lange liegen, um 
sicherzugehen, daß die Polizei 
nicht wieder zuschlägt. Ich hatte, 
als ich die Polizisten auf mich 
zustürmen sah, Angst um mein 
Leben. Ich war mir in diesem 
Augenblick völlig klar darüber, daß 
ich schwerste Kopfverletzungen 
davontragen würde, wenn die 
Schläge richtig treffen. 
Ich bin Künstler. Durch die Dau-
men-Handverletzung bin ich für 
längere Zeit nicht arbeitsfähig. 
Der mich behandelnde Arzt hat 
mir nach der letzten Untersuchung 
erklärt, daß er nicht ausschließen 
könne, daß die Funktionsfähigkeit 
des Daumens auf Dauer gestört 
sei. 

Protokoll Renate Janowski 

Ich war am 1. Mai auf dem Lau-
sitzer Platz. Dort fand ein Stra-
ßenfest statt, das bis zum frühen 
Abend dauerte. Es wurde gerade 
dunkel, die Leute fingen an, ihre 
Stände abzubauen. Überall saßen 
Leute herum, die miteinander re-
deten, tranken und sich wohlfühl-
ten. Es war eine sehr wohltuende 
und entspannte Atmosphäre ... 
Um ein bißchen den Weg abzukür-
zen, ging ich über den Rasen di-
rekt auf die Kirche zu. Ein Typ 
stand rechts von mir und meinte, 
ich solle aufpassen, da vorne 
rechts wären Polizisten. Ich schau-
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te nach rechts. Vorne an der Ecke 
zur Skalitzer Straße sah ich etwa 
10 - 15 Polizisten ungeordnet 
durcheinander stehen. Ich dachte 
mir nichts weiter dabei, schließ-
lich bin ich eine übertriebene 
Polizeipräsenz inzwischen gewöhnt. 
Dies war auf der Höhe des Toilet-
tenhäuschens. Die Sicht zur Ecke 
war durch Bäume ein bißchen ver-
sperrt, ich konnte überall auf dem 
Boden Leute sitzen sehen. Vorne 
an der Straße brannte ein Lager-
feuer. 
Mein Freund war schon ein wenig 
vorgegangen. Plötzlich liefen 
Leute von schräg rechts kommend 
an mir vorbei. Ich wußte zwar 
nicht warum, dachte aber, es wäre 
besser mitzurennen, machte kehrt 
und wollte mit der Masse links an 
der Kirche vorbeirennen. Dazu 
kam es aber nicht mehr. Nach et-
wa fünf Schritten bekam ich einen 
heftigen Schlag an den Hinterkopf 
und stürzte zu Boden. Ich hörte 
noch ein paar rennende Schritte, 
während ich etwa drei- bis vier-
mal getreten wurde. Danach war 
alles ruhig. Ich richtete mich halb 
auf und sah dann 10 - 15 Polizis-
ten langsam zurückkommen. Ich 
versuchte, um weitere Schläge zu 
vermeiden, mich nicht auffällig zu 
verhalten und war froh, als sie 
vorbei waren. Ich nahm meine Ta-
sche und wollte mich auf die Su-
che nach meinem Freund machen. 
Lange brauchte ich nicht zu su-
chen. Er stand etwa fünf Meter 
vor mir am Rand des Weges und 
versuchte seine Brille zu finden. 
Da wir beide bluteten, brachen 
wir die Suche nach der Brille ab 
und gingen zum östlichen Teil der 
Kirche, wo gerade ein Sanitätswa-
gen heranrollte. Wir wurden dann 
ins Urban-Krankenhaus gefahren, 
wo unsere Kopfplatzwunden (meine 
war ca. 7 cm lang) genäht wur-
den. 

Erneut werden die Mai-Einsätze 
Thema bei der Innenausschußsit-
zung am 6.Juni d.J.: Polizeipräsi-
dent Scherz trägt den 
Untersuchungsbericht der polizeili-
chen Arbeitsgruppe vor und er-
klärt, daß die Herren (seine zivi-
len Polizeiführer) vor der anrüc-
kenden Polizei geflüchtet seien. 
"Dabei ist polizeigerecht auf sie 
eingeschlagen worden". 
Die Polizisten der EbLT, die ein-
geschlägen haben, seien bisher 
nicht zu ermitteln gewesen. Inzwi-
schen gäbe es 27 Strafverfahren 
gegen Polizeibeamte, davon 7 von 
Amts wegen. Für die EbLT sei ein 
verstärktes Antistreß-Training vor-
gesehen; zudem solle nun ein 
ranghöherer Polizist die Führung 
dieser Truppe übernehmen; der In-
nensenator mag nicht mehr ganz 
ausschließen, daß "das 
Übermaßverbot von Beamten 
mißachtet worden" sei. 
Ein Antrag der SPD auf Einset-
zung eines Untersuchungsausschus-
ses wird abgelehnt, gleichfalls 
der Antrag der AL, Betroffene 
anzuhören. Hierzu FDP-Mann Ox-
fort: "Wer weiß, ob die uns keine 
Märchen erzählen" (Vgl. die Schil-
derungen der abgewiesenen Betrof-
fenen auf diesen Seiten). 

7. Resümee: 
Von der Nützlichkeit Illegaler Ge-
walt 

Polizisten werden über Jahre darin 
ausgebildet, mit professioneller 
Überlegenheit und Routine physi-
sche Gewalt einzusetzen. Sie dür-
fen, was beim Normalbürger als 
verwerflich gilt: physische 
Schmerzen zufügen und gegebenen-
falls auch töten. Hierfür werden 
sie eingestellt, ausgerüstet und 
bezahlt. Sie dürfen dies im bür-
gerlichen Verfassungsstaat aller-
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Protokoll Wolfgang Lawatsch 

Das Fest am Lausitzer Platz war 
so gegen acht, halb neun Uhr zu 
Ende. Ich gehe anschl ießend auf 
die andere Straßenseite: Skalitzer 
Straße/Ecke Lausitzer Straße und 
hocke mich auf den Gepäckträger 
meines Fahrrads, welches an dem 
Verkehrsschild an dieser Straßen-
ecke ... stand. 
In der kommenden halben/dreivier-
tel Stunde fahren mehrmals zwei 
Feuerwehr-Löschzüge, gefolgt von 
erst einem, dann zwei Polizeipan-
zerwagen (Räumfahrzeuge) und 
mehreren vergitterten "Wannen" 
die Skalitzer Straße entlang, in 
Richtung Schlesisches Tor ... Ab 
der dritten "Runde" ist auch ein 
Wasserwerfer dabei ... 

Der eigentliche Vorfall: 
Bei der vierten Runde hält die 
Kolonne in der Höhe Spreewald-
platz an und aus den "Wannen" in 
Höhe Skalitzer Straße/Ecke Lausit-
zer Straße springen Polizisten in 
Kampfanzügen, mit Helm, Visier 
und Kinnschutz und langen Holz-
stöcken. Ich sitze immer noch auf 
dem Gepäckträger des Fahrrads. 
Der erste Polizist, der aus der 
(letzten) Wanne heraussprang, jene, 
welche am nächsten gelegen ist, 
schaut in meine Richtung, rennt 
voll auf mich zu, brüllt unter 
seinem Helm und Visier: "Weg von 
der Straße!" Im selben Moment 
holt er mit seinem langen Holz-
stock aus und schlägt nach mir. 
Ich habe reflexartig meine Arme 
nach oben gerissen, um meinen 
Kopf und mein Gesicht zu schüt-
zen. Er schlägt mit voller Wucht 
zu. Der erste Schlag trifft mich 
am rechten Unterarm, etwa acht 
Zentimenter unterhalb des rechten 
Ellenbogens, der zweite Schlag 
etwa an die gleiche Stelle am 

linken Unterarm. Hiernach ver-
sucht der Polizist mit seinem 
Schlagstock nach mir zu stechen, 
er trifft mich einige Zentimeter 
oberhalb der rechten Brust, aber 
nicht mehr mit voller Kraft. Ich 
habe mittlerweile soviel Fassung 
wiedererlangt, um einen Schritt 
zurückzuweichen und mich an-
schließend umzudrehen und die ca. 
10 Meter bis zur Hauswand des 
Naturkostladens ("Himmel und 
Erde") zu laufen. Der deutsche 
Polizist verfolgt mich nicht 
weiter, sondern läßt von mir ab 
und läuft zu seinen Arbeitskol-
legen rüber, die zwischen Lausit-
zer Straße und Spreewaldplatz vor 
der Pizzeria auf flüchtende Men-
schen einschlagen... 
Dieser Mann hat gezielt nach mei-
nem Kopf geschlagen. Der ganze 
Zwischenfall dauerte m.E. nur vier 
bis fünf Sekunden - vom Heraus-
springen des Mannes aus dem Poli-
zeifahrzeug bis zum ersten Mal 
zuschlagen und war nach wenigen 
weiteren Sekunden beendet. 
Insgesamt wird diese "Schlagak-
tion" etwa 10 Sekunden gedauert 
haben. Erst eine Viertelstunde 
später, nach diesem Einsatz, gab 
es über Polizeilautsprecher eine 
Aufforderung, die Straße zu räu-
men und in Richtung Görlitzer 
Bahnhof wegzugehen. 
Die beiden Schläge haben mich 
mit voller Wucht getroffen, die 
getroffenen Stellen sind stark 
angeschwollen und grünblau ange-
laufen, ich bekam ein taubes kal-
tes Gefühl in meinen Händen, jede 
feinmotorische Bewegung mit den 
Fingern und Händen war sehr 
schmerzhaft. Ebenso schwer war 
für mich der psychische Schock, 
plötzlich, von einer Sekunde auf 
die andere, mich lebensgefährlich 
bedroht zu fühlen - 
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dings nur unter bestimmten Ein-
griffsvoraussetzungen und nur un-
ter Einhaltung bestimmter Verfah-
rensregeln, deren Sinn es ist, poli-
zeiliche Gewaltfähigkeit zu do-
mestizieren, einzuhegen und auf 
ein notwendiges Mindestmaß zu 
begrenzen, Sie ist dann legitim -
so die Begründung - wenn sie 
Recht und Gesetz gehorchend, ei-
nem außerhalb des Mittels Gewalt 
liegendem Ziel dient: die Durch-
setzung des Rechts zu garantieren, 
den Bürger zu schützen und son-
stige Gefahren abzuwehren. 
Polizeiliche Gewalt ist delegierte 
Amtsgewalt - keine persönliche 
Ressource des Polizisten oder der 
ihn befehlenden Vorgesetzten. In-
terne Kontrollen, die Kontrolle 
durch die Gerichte und schließlich 
die politische Kontrolle durch die 
Innenminister wie durch die Par-
lamente sollen sicherstellen, daß 
polizeiliche Gewalt nur legal und 
legitim eingesetzt wird - so das 
Modell. 
Kommt es zu polizeilichen Über-
griffen, so fällt schnell das Argu-
ment, Polizisten sind auch nur 
Menschen (siehe MdA Oxfort). Nur 
gilt dieses Argument nicht. Auch 
vom Arzt wird zurecht erwartet, 
daß er mit dem Skalpell kunstvol-
ler umgeht, als der normale Bür-
ger, wenn das Herz operiert wer-
den muß. Hierfür ist er über 
Jahre ausgebildet worden. Es ist 
das erwartbare professionelle Kön-
nen, das dieses Argument auch bei 
Polizisten hinfällig macht. 
Unter Polizisten gäbe es viele au-
toritäre Charaktere und Sadisten, 
so ein anderes Argument, um ein 
nicht zu rechtfertigendes Übermaß 
an polizeilicher Gewalt zu erklä-
ren. Sie wird gesucht in der Psy-
che des Beamten. 
Gerade die kurze Geschichte der 
EbLT verdeutlicht einen anderen 
Zusam menhang. 

Polizisten werden nicht geboren
sie werden gemacht. Sie handeln 
im Rahmen organisatorischer und 
politischer Strukturen, die ent-
scheidend darauf Einfluß nehmen -
und auch Einfluß nehmen sollen -
wie sich Beamte in spezifischen 
Situationen verhalten. 
Die EbLT-Polizisten sind zu 
"Kampfmaschinen" erzogen worden. 
Physische Gewaltsamkeit innerhalb 
eines auf Gewalt spezialisierten 
Apparates noch einmal in Elite-
Einheiten konzentriert zu trainie-
ren, begünstigt die Gefahr, daß 
die Beamten im Einsatz wie dres-
sierte Kampfhunde alles zeigen, 
was sie können. Gewalt auf einem 
hohen Niveau ist durch das alltäg-
liche Training zur Routine gewor-
den, senkt die Schwellen für den 
Gewalteinsatz. Aug aggressive In-
terventionsstile sind sie speziali-
siert worden. Erhalten sie den 
Einsatzbefehl, so signalisiert dies 
die Gewalterwartungen der den 
Einsatz Befehlenden und die Be-
reitschaft, sie auch zu decken. 
Es bedarf nicht erst der im Innen-
ausschuß angedeuteten direkten 
Ermunterungen an die EbLT sei-
tens des Staatssekretärs Müllen-
brock und von anderen Staatsan-
wälten, um zu erkennen, daß man 
gedeckt wird. 
Die erwähnte Erweiterung des 
staatlichen Rechtsschutzes in Bay-
ern für Beamte, die wegen Kör-
perverletzung im Amt etc. ange-
klagt sind, ist deutliches Signal 
genug. Sol idaritäts- und 
Verständnisbekundungen schon im 
Vorfeld respektive unmittelbar 
nach konfliktträchtigen Ereignis-
sen, wie sie oben belegt worden 
sind, sind eine weitere Form der 
Ermunterung. Zu erklären, daß 
diese Einheit und ihr Einsatzkon-
zept sich voll bewährt habe, heißt: 
weiter sol 
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Exemplarisch zeigt sich an dieser 
kurzen Geschichte der EbLT der 
weitgehende Zusamenbruch parla-
mentarischer und gerichtlicher 
Kontrolle. Die Regierungsparteien 
billigen von vorn- und im Nachhin-
ein schier alles. Man stellt sich -
siehe Frau Saß-Viehweger - "schon 
jetzt vorbehaltlos" hinter die Be-
amten, bevor alle Vorwürfe ge-
klärt sind oder gar Zeugen gehört 
wurden. Im Gegenteil: Weder im 
bayr. Landtag noch im Abgeordne-
tenhaus von Berlin sind die 
Vertreter der Regierungsparteien 
bereit, Betroffene auch nur anzu-
hören. Die Glaubwürdigkeitshierar-
chie ist eindeutig; Oxfort: Man 
wäre nicht sicher, ob die nicht 
Märchen erzählen würden. Diese 
Politiker wollen erst gar nicht in 
die Gefahr kommen, durch Details 
und überzeugende Zeugenaussagen 
in Loyalitäts-Konflikt mit jenen 
Polizisten zu geraten, die ihre 
Politik gegen breiten Widerspruch 
durchsetzen sollen. 
Aber auch bei der SPD als Oppo-
sitionspartei gibt es Grenzen der 
Kontrollwilligkeit. Argumentiert 
wird, siehe Lorenz wie Pätzold, 
mit der Vorvermutung der Legiti-
mität polizeilichen Handelns, ange-
sichts derer es nur zu bedauerli-
chen Einzelfällen rechtswidriger 
polizeilicher Gewalt kommen kann. 
Und wenn im Einzelfall Kritik an 
Polizisten gewagt wird, dann 
nicht, ohne zuvor Belobigungen 
und Danksagungen auszusprechen. 
Wird der Hausmeister einer Schule 
oder ein Beamter beim Kataster-
amt einer Straftat beschuldigt, 
käme kein Politiker auf die Idee, 
zuvor die Berufsgruppe der Haus-
meister oder die der Beschäftigten 
beim Katasteramt zu belobigen. 
Zum politischen Stil der systema-
tischen Deckung polizeilicher Ge-
walt gerade in Zusammenhang von 

Auseinandersetzungen mit 
außerparlamentarischen Oppositi-
onsbewegungen zählt schließlich 
der Kampf um die legitime Sicht 
der Wirklichkeit - eine Auseinan-
dersetzung, in der sich die objek-
tiven Kräfteverhältnisse erneut 
reproduzieren. Offensiv werden die 
auch im Alltag wirkenden 
G laubwürdigkeishierarchien ge-
nutzt; Oxfort: Wir wissen nicht, 
ob die uns nicht Märchen erzäh-
len! Tunlichst vermeiden der In-
nensenator und Polizeipräsident, 
für das Übermaß polizeilicher Ge-
walt und die ungezielten Prü-
geleien strafrechtliche Kategorien 
zu benutzen. Diese gelten nur für 
die Seite der Demonstranten. Die 
verprügelten Zivil-Polizisten und 
Journalisten "sind in den Bereich 
polizeilicher Maßnahmen" geraten, 
wurden "stehend überrannt", es sei 
"polizeigerecht auf sie eingeschla-
gen worden". Polizeipräsident und 
Innensenator verfügen qua Amt 
nicht nur über das "Monopol legi-
timer physischer Gewalt" sondern 
zugleich über das Monopol "legiti-
mer symbolischer oder Benen-
nungsgewalt". 

Der Zugriff der Justiz, wie das 
Parlament ein "unabhängiges Kon-
trollorgan", zeigt sich gleicher-
maßen lahm. Nahezu ein Jahr 
nach Wackersdorf sind von 20 Ver-
fahren 15 eingestellt. Die 
Staatsanwaltschaft hat noch keine 
beschuldigten Polizisten ermittelt, 
während beschuldigte Demonstra-
ten bereits verurteilt sind, es ist 
noch keine Gegenüberstellung von 
Betroffenen mit beschuldigten Po-
lizisten respektive Polizeieinheiten 
erfolgt. Hier, wie in unzähligen 
vorangegangenen Auseinanderset-
zungen, erweisen sich Parla-
mentsmehrheiten und Justiz nicht 
als unabhängige Kontrollorgane ge-
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Wenn der Herr Staatsan 

Staatsanwalt Weiss-Bollandt, StA bei dem 
LG Hanau, wareiner der Sonderstaatsanwä 1-
te, die nach Frankfurt abgestellt waren, für 
die Ermittlungen im Anschluß an die Ausein-
andersetzungen um Fahrpreiserhöhungen 
der FVV. 

in der ersten Juniwoche hielt er 1975 den 
Einführungslehrgang für Referendare in der 
Strafrechtsstation. Am Dienstag, den 3.6. 
machte er zum Problem polizeilicher „Über-
griffe" gegen Demonstranten folgende Aus-
führungen: 
„Demonstranten beschuldigen Polizeibeam-
te immer wieder verschiedenster Übergriffe. 
Ich bin überzeugt davon, daß ein Großteil 
dieser Beschuldigungen zutrifft. 

Aber nachweisbar sind solche Übergriffe so 
gut wie nie, weil Polizeibeamte sich durch 
entlastende Aussagen in der Regel wechsel-
seitig decken. Zum Beispiel glaube ich dem 
Demonstranten, der behauptet, der Polizei-
beamte habe, um ihm Schmerzen zuzufügen, 
die Knebelkette am Handgelenk unnötig 
straff zugezerrt, durchaus, aber nachweisbar 
ist nichts, weil dieanderen Polizeibeamten bei 
solchen Anlässen immer „gerade weggeguck" 
haben. 

Und das ist auch gut so! 
(Darauf Gemurmel bei den Referendaren) 

Ich weiß, ich weiß, Sie haben Rechtstaatsbe-
denken. Aber Sie müssen folgendes beden-
ken: Diese wechselseitige Deckung von Poli-
zeibeamten ist unabdingbare Voraussetzung 
für das Funktionieren einer Polizei, wie wir 
sie brauchen. Ich will Ihnen ein Beispiel nen-
nen: Vor einiger Zeit war ich dienstlich im 
Einsatz bei einem Explosionsunglück in ... . 
Ich habe dabei mit Bewunderung beobachtet, 
wie Feuerwehrleute unter Einsatz ihrer Ge-
sundheit und ihres Lebens den Brand be-
kämpften. Genau diese Männer, die sich hier 
so mutig verhalten, sind es aber, die beim 
nächsten Feuerwehrfest die Kneipe zuschan-
den hauen. Damit will ich sagen: Mit einem 
mutigen, zu offensiven Einsatz bereiten Cha-
rakter geht stets einher die Disposition, zu 
unbeherrschtem „Draufschlagen, auch da wo 
es nicht angebracht ist. Am Beispiel von Poli-

walt plaudert ... 

zeibeamten erklärt: Vor einiger Zeit war, das 
haben Sie vielleicht in der Zeitung gelesen, ein 
Überfall aufden Großmarkt ... Ich kann nicht 
verlangen und begrüßen, daß sich Polizeibe-
amte hier mannhaft mit der Maschinenpisto-
le einsetzen, ohne dem gleichen Polizisten 
auch zuzugestehen, anderswo einmal über die 
Stränge zu schlagen. Ich kann nicht von ein 
und demselben Charaktereinen selbstverges-
senen Einsatz hier und kühle Zurückhaltung 
da verlangen. Wenn ich den Polizisten bejahe, 
der nach vorne rennt um sich mit Linksradi-
kalen zu prügeln unter Einsatz seiner Ge-
sundheit, dann muß ich diesem Charakter 
auch zugestehen, hierbei einmal zu weit zu 
gehen. 

Weil das aber so ist, daß ich dasdem Beamten 
einfach nicht verübeln kann, dann finde ich es 
auch aufrichtig, wenn Polizeibeamte sich 
durch ihre Aussagen auch wechselseitig 
decken. Sie müssen verstehen, daß die Kame-
radschaft, die hierin zum Ausdruck kommt, 
einfach notwendig ist, wenn wir nicht das 
Funktionieren von Verbänden wieder Polizei 
oder auch der Bundeswehr, wo sich das Pro-
blem ähnlich stellt, in Frage stellen wollen. 

Wo kämen wir denn hin, wenn ein Polizist 
sich nicht mehr auf diese Kameradschaft sei-
ner Kollegen verlassen könnte, wenn er sich 
nicht mehr darauf verlassen könnte, daß sein 
Kamerad zu ihm hält und ihn notfalls auch 
deckt. 
(aus: ötv-Referendar-Informationen-Organ 
der Rechtsreferendare in der ötv-Bezirk Hes-
sen, Nr. 1/1976. (vgl. auch die presserechtli-
che Gegendarstellung in Nr. 2/76) 
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Protokoll Stefan Höyng 

Gegen 24 Uhr am 2. Mai ging ich 
mit Petra S. Arm in Arm die 
Oranienstraße in Richtung Hein-
richplatz entlang. Die Straße war 
fast menschenleer bis auf Men-
schentrauben in den Hofeingängen. 
An der Ecke Manteuffelstraße/ 
Oranienstraße fand ein Polizei-
einsatz statt (Ableuchten des 
Eckhauses). 
In unserer Richtung war alles 
ruhig, der Heinrichplatz war 
abgesperrt und menschenleer. Wir 
durften nicht passieren. Am an-
deren Ende der Straße (Görlitzer 
Bhf) tönte die Aufforderung, die 
Oranienstraße in Richtung Ora-
nienplatz zu räumen. Erst als 
einige Wannen passieren wollten, 
wurde die Kette geöffnet, wir 
durften vorbei. 
Petra und mir folgten ca. 4 - 5 
Menschen, wir gingen als erste. 
Nach einigen Schritten schaute 
sich Petra um und zögerte kurz 
im Weitergehen. Der Eckmann der 
Polizeikette sprang vor, schrie 
"weitergehen", trat sie von hinten 
und schlug ihr mit dem Knüppel in 
die Seite. 

genüber der Polizei, sondern für 
die von polizeilicher Gewalt Be-
troffenen als Partei auf Seiten der 
Polizei - motivstiftende Er-
fahrungen, die in neuen Konfliktsi-
tuationen Ihrerseits verhaltens-
bestimmend wirken können. 
Es war von Beginn der Bundesre-
publik an die erste und vordring-
lichste Aufgabe der Polizei, 
außerparlamentarisch sich anmel-
denden politischen Dissens zuver-
folgen und zu bekämpfen. "Die 
Existenz eines Staates ist wichti-
ger als die Art und Weise, wie 

Daraufhin drehte sie sich um, 
schaute ihn an und sagte: "Aber 
ich wollte doch nur sehen, ob das 
Cafe auf hat." Dabei wies sie mit 
der Hand auf das "Cafe Jenseits". 
Während sie das sagte, schlug 
dieser Mann (groß, ca. 1.90 m, in 
voller Montur, behelmt) weiter auf 
sie ein, schrie "weitergehen". 
Ich hielt meinen rechten Arm vor 
ihren Kopf, um ihn zu schützen 
und zog sie mit der anderen Hand 
weg, drehte mich leicht seitwärts. 
Ich erhielt Schläge auf den Arm, 
auf die Schulter und ins Gesicht. 
Er schlug mit einem langen Gum-
miknüppel. Wir gingen langsam 
weiter und drehten uns nicht mehr 
um. Wir passierten die andere 
Ecke des Heinrichplatzes, zwei der 
nachfolgenden Leute fragten uns, 
was wir diesem Mann denn gesagt 
hätten, daß er so auf uns ein-
schlug. 
Ich trug eine massive Schwellung 
um das Auge davon, im Auge eine 
vorübergehende Sehtrübung und 
einen Bluterguß, Spätfolgen der 
leichten Netzhautverletzung sind 
nicht auszuschließen. 

dieser Staat diese Existenz zu 
wahren versucht" formulierte am 
1.6.1950 der CDU-Abg. Kopf das 
Programm im Deutschen Bundes-
tag. Soweit Polizisten im Kontext 
dieses "Organisationszieles" sich 
illegal verhalten, ist die Bereit-
schaft von Innenministern und zu-
mindest Parlamentsmehrhelten, von 
Staatsanwälten und Gerichten al-
lemal hoch, illegales Verhalten zu 
decken. Denn gerade im bürgerli-
chen Verfassungsstaat, der die 
staatliche Gewaltfähigkeit ohne 
Zweifel domestiziert hat und unter 
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anderem hieraus seine Legitimität 
zieht, kann das systematische 
Überschreiten der Grenzen legaler 
polizeilicher Gewalt für die über 
die Polizei Verfügenden solange 
äußerst brauchbar sein, wie man 
den gegebenenfalls ausbrechen-
den öffentlichen Streit um die 
Darstellung polizeilichen Handelns 
als legal und legitim gewinnt. Die 
Androhung von Gewalt muß hier 
und da auch vollzogen werden, soll 
sie als Drohung wirksam bleiben. 
Die Frage, warum Spezialeinheiten 
wie die EbLT so auffälig oft jen-
seits aller rechtlich legitimen An-
lässe prügeln und zudem gegen 
Verfahrensregeln wie die des 
Übermaßverbotes verstoßen, läßt 
sich also nicht in Kategorien 
kriminellen Verhaltens von EbLT-
Angehörigen, in Kategorien von 
psychopathologischen Charakter-
strukturen dieser Polizisten etc. 
hinreichend beantworten. Diese 
Polizisten prügeln weit über die 
Grenzen des rechtlich zulässigen, 
weil sie dafür speziell aufgebaut 
und trainiert, weil sie hierzu auch 
politisch gedeckt und ermuntert 
werden. 
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Polizeirecht: 
Die Verrechtlichung operativer Polizeiarbeit kommt wieder in Gang 
von Edda Weglau 

Es ist mittlerweile 3 1/2 Jahre her, daß die Innenministerkonferenz 
(IMK) ihren ersten "Vorentwurf" zur "Änderung des Musterentwurfs" für 
ein einheitliches Polizeigesetz verabschiedete - gleichwohl der Öffent-
lichkeit zunächst vorenthielt. 1) Kern der geplanten Novellierung sind 
Rechtsgrundlagen für alle möglichen Formen "informationeller Eingrif-
fe", die den Polizeialltag schon seit vielen Jahren prägen. Zum ak-
tuellen Stand des eingeleiteten formellen und informellen Gesetzge-
bungsverfahrens in den Bundesländern der folgende Bericht: 

Ausgelöst wurde dieses Novellie-
rungsvorhaben durch das Volks-
zählungs-Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vorn Dezember 1983. 
Das BVerfG stellte fest, daß die 
Erhebung und Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nur aufgrund 
einer spezifischen, auf den jewei-
ligen Bereich staatlicher Aufgabe-
nerfüllung zugeschnittenen Rege-
lung zulässig sei. 2) Bis heute 
aber praktizieren die Polizeibe-
hörden der meisten Bundesländer 
3) weiter ohne gesetzliche Grund-
lage: Sie ermitteln mit Hilfe von 
V-Leuten und "verdeckten Ermitt-
lern", technischen Abhör- und 
Aufzeichnungsgeräten, Rasterfahn-
dung, polizeilicher Beobachtung 
und Observation; sie registrieren, 
speichern und kombinieren die so 
gewonnenen Daten zu "Bewegungs-
bildern" und "Störerdateien" aller 
Art, sie übermitteln und empfan-
gen Daten an bzw. von anderen 
Dieststellen, besonders von den 
Geheimdiensten. 
Die Betreiber der Novellierungs-
pläne sind inzwischen in eine 
Zwickmühle geraten: Einerseits 
riskieren sie, mit ihren Plänen den 
Graben zwischen Staatsanwalt-
schaften und Polizeibehörden wei-
ter zu vertiefen 4); andererseits 
drängt die Zeit. Gerichte haben 
bereits klagenden Bürgern Recht 

gegeben und die polizeiliche Da-
tenverarbeitungstätigkeit mangels 
Rechtsgrundlage für rechtwidrig 
erklärt. In einer Übergangszeit 
nach dem Volkszählungsurteil habe 
die Polizei zwar auch ohne solche 
Gesetze weiter Daten erheben und 
verarbeiten dürfen, doch jetzt sei 
die Frist, die dem Gesetzgeber 
zur Schaffung neuer Rechtsgrund-
lage habe zugestanden werden 
müssen, verstrichen. 5) 
Vor diesem Hintergrund ist wieder 
Bewegung in die Pol i zei-
rechtsentvvicklung gekommen: In 
Nordrhein-Westfalen 6), im Saar-
land 7) und in Niedersachsen 8) 
liegen Entwürfe zur Neufassung 
der jeweiligen Landespolizeigesetze 
vor; Berlin läßt intern einen Ent-
wurf zirkulieren, die Arbeitsgruppe 
Polizeirecht der FDP hat einen 
(Muster-) Entwurf entwickelt 
(Stand: 8.4.88) und in der Arbeits-
gemeinschaft Sozialdemokratischer 
Juristen (ASJ) Hamburg kursiert 
ein Diskussionsentwurf für ein 
Hamburgisches Polizeigesetz 9). 
Welche Richtung diese Vorlagen 
einschlagen, soll im folgenden 
skizziert werden. 

Nordrhein-Westfalen 
Der Polizeipräsident in Düsseldorf, 
Hans Lisken, hatte einen betont 
rechtsstaatlichen Gesetzentwurf 
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für ein Polizeigesetz NW erarbei-
tet 10). Doch dieser begrüßens-
werte Versuch konnte offenbar 
auch im sozialdemokratisch regier-
ten Nordrhein-Westfalen nur wenig 
Anhänger finden. Der jetzt vorlie-
gende Landes-Entwurf ähnelt weit 
mehr dem "Vorentwurf" der IMK 
als Liskens Vorschlägen, was aller-
dings nicht weiter verwundert, ist 
doch jener "Vorentwurf" bereits 
unter Federführung des NRW-In-
nenministeriums zustande gekom-
men 11). Die "Allgemeine Begrün-
dung" zum Entwurf PoIG-NW cha-
rakterisiert dessen rechtspoliti-
schen Standort sehr treffend: "Der 
vorliegende Entwurf beruht auf 
dem ME PoIG-Entwurf der IMK 
(Stand: 12.3.1986), weicht aber in 
einigen Teilen von ihm ab." 
Diese Abweichungen drücken sich 
in erster Linie in einer noch de-
taillierteren, bis zum Perfektio-
nismus gesteigerten Regel ungs-
technisk aus: Wo der IMK-Entwurf 
vier neue Paragraphen über Da-
tenerhebung schafft, sind es im 
PoIG-NW-Entwurf elf; wo der 
IMK-Entwurf mit vier neuen Be-
fugnisnormen zur Datenüber-
mittlung und zum Datenabgleich 
auskommt, sieht der PoIG-NW-

Entwurf acht neue Vorschriften 
vor. Das Ergebnis ist aber nicht 
etwa ein Gewinn an Rechtsstaat-
lichkeit - weder formal noch 
inhaltlich. Denn dieses Gesetzes-
werk erhöht keineswegs die Durch-
sichtigkeit und Vorhersehbarkeit 
polizeilich-informationeller E in-
gri f fstätigkeit, obwohl das BVerfG 
doch gerade diesen Zweck im Au-
ge hatte. Auch inhaltlich führt die 
gesetzgeberische Detailarbeit nicht 
zu mehr Einschränkungen, sondern 
im Gegenteil zu flächendeckenden 
Befugniserweiterungen, die keine 
polizeilichen Ausforschungsbedürf-
nisse unbefriedigt lassen. Hier be-
stätigt sich: es ein Irrglaube zu 
meinen, Generalklauseln und unbe-
stimmte Rechtsbegriffe hätten 
stets eine größere Reichweite als 
höchst ausdifferenzierte Spezial-
normen. 
Das Grundanliegen des IMK-Ent-
wurfs und des PoIG-NW-Entwurfs 
ist dasselbe: Legalisierung moder-
ner (Rasterfahndung z.B.) und her-
kömmlicher (Befragung, Beobach-
tung z.B.) Informationsbeschaf-
fungsmethoden, die vor allem im 
Vorfeld der konkreten Gefahr ein-

blätter des Ishr Nr.151 zur Kampagne 
gegen IWF und Weltbank: 
Gegenaktivitäten in Berlin, 
pellt. Einschätzung, Kritik an der 
Kampagne, Medienliste zu IWF 

Außerdem im Heft: 
Verschuldung und Widerstand in Kolumbien, Schuldenlast 
Mittelamerikas, Indien, Giftmüllexporte, Konzerne BAYER 
u. Schering, südafrikanische Kultur u.a. 
August 1988 
Einzelheft 5 DM +1DM Porto 
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gesetzt werden. Die entscheidende 
rechtliche Änderung ist in der 
Ablösung polizeilicher Eingriffe 
von den Voraussetzungen einer 
konkreten Gefahrenlage und in der 
Ermächtigung zu einem von kon-
kreten Anlässen losgelösten "ope-
rativen" Vorgehen zu sehen 12). 
Bewerkstelligt wird dies, indem 
die Aufgaben und Befugnisse der 
Polizei um die "vorbeugende Be-
kämpfung von Straften" erweitert 
werden. 
Die schon erwähnten Abweichun-
gen betreffen Einzelheiten der 
rechtlichen Ausgestaltung; vielfach 
decken sie sich mit den im "Vor-
entwurf" bereits enthaltenen "Al-
ternativen" 13). Erwähnenswert 
sind folgende Punkte: 
Für Aufzeichnungen (Videokameras 
usw.) bei öffentlichen Versamm-
lungen (Demonstrationen) soll nicht 
die Annahme genügen, es werde 
zu erheblichen Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung 
kommen, sondern es müssen Straf-
taten zu erwarten sein (6 9a 
Abs.2). Diese Voraussetzung ist 
zwar an sich enger, da jedoch die 
Strafbarkeitsgrenze im Zuge des 
neuen Versammlungsgesetzes sehr 
weit vorverlegt werden soll (Ver-
mummungsverbot u.a.), liegt hier 
kaum mehr ein erhebl icher Unter-
schied. Die Aufzeichnungen dürfen 
auch nur zur Strafverfolgung ge-
nutzt werden. also nicht zur "vor-
beugenden Bekämpfung von Straf-
taten". Damit dürfte das Anlegen 
von Demonstrantendateien an sich 
unzulässig sein. Doch ist auch hier 
durch die erhebliche Ausweitung 
der Strafbarkeit auf Verhaltens-
weisen, die auf fast jeder Demon-
stration anzutreffen sind, eine 
Nutzung der Aufzeichnungen "zur 
Strafverfolgung" eher zu erwarten. 
Über "Demonstrationsstraftäter" 

kann sehr wohl eine Datei ange-
legt werden. 
Im Gegensatz zum I M K-Entwurf 
("besondere Formen der Datener-
hebung", § 8c) ist im PoIG-NW-
Entwurf der Einsatz verdeckter 
Ermittler nicht ausdrücklich 
vorgesehen. Das muß jedoch kei-
neswegs heißen, daß Nordrhein-
Westfalen auf diese umstrittene 
Taktik verzichten will. Vielmehr 
dürfen verdeckte Ermittler genau 
das tun, was in diesem Gesetzes-
werk an Ausforschungsmöglichkei-
ten vorgesehen ist. 
In § 9b Abs.3 ist der PoIG-NW-
Entwurf gar weiter als die ent-
sprechende Regelung der IM K (6 
8c Abs.4). Im IM K-Entwur f heißt 
es: "Wird bei einer Observation 
ein selbständiges Aufzeichnungs-
gerät eingesetzt, sind die 
Aufzeichnungen über andere als 
die in Absatz 1 genannten 
Personen unverzüglich zu vernich-
ten". Bei dieser Regelung wird 
eine grundsätzliche Problematik 
informationeller Ausforschungsbe-
fugnisse sichtbar: Unvermeidbar 
werden auch unbeteiligte Personen 
mitbetroffen, die weder als "ge-
fährl iche Intensivtäter" noch als 
deren Kontakt- oder Begleitperso-
nen u.ä. anzusehen sind, sondern 
rein zufällig von den jeweiligen 
Ermittlungen erfaßt werden. Daher 
ist die im IMK-Entwurf enthaltene 
Vorschrift zu begrüßen, denn so 
wird wenigstens die weitere Ver-
wertung solcher "Zufallsfunde" 14) 
unterbunden. Der PoIG-NW-Ent-
wurf fordert die Vernichtung der 
Aufzeichnungen erstens nur dann, 
wenn sie ausschließlich andere (zu-
fällig erfaßte) Personen betrifft, 
und zweitens ist selbst in diesem 
Fall die Vernichtung nicht gebo-
ten, wenn die Aufzeichnungen zur 
Strafverfolgung benötigt werden. 
Warum hier für die Straf verfol-
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gung eine generelle Verwertbarkeit 
von "Zufallsfunden" vorgeschrieben 
wird, ist schwer verständlich. Of-
fenbar glaubten die Verfasser, 
durch das strafprozeßrechtliche 
Legalitätsprinzip (Verfolgungs-
zwang, sobald "hinreichende tat-
sächliche Anhaltspunkte" für eine 
Straftat vorliegen) zu einer der-
artigen Regelung verpflichtet zu 
sein. Die juristische Dogmatik 
weist in dieser Frage tatsächlich 
noch große Lücken auf. 
Für den Komplex Datenübermitt-
lung gilt, daß die heikelsten Re-
gelungen nicht im PolG stehen. In 
§ 10c Abs.6 PoIG-NW-Entwurf 
heißt es harmlos: "Anderweitige 
besondere Rechtsvorschriften über 
die Datenübermittlung bleiben un-
berührt". In der Begründung er-
fährt man, daß hierzu auch die 
Bestimmungen des berüchtigten 
"Verfassungsschutz m ittei lungsgesetz 
es" gehören 15). 

Niedersachsen 
Dieser Entwurf lehnt sich eben-
falls weitgehend an die IMK-Vor-
schläge an; ein rechtsstaalicher 
Einschlag, der von der FDP hätte 
kommen können, läßt sich nicht 
erkennen. Die entscheidende Wei-
chenstellung ist die Erweiterung 
der polizeilichen Aufgabe auf die 
sogenannte vorbeugende Bekämp-
fung von Straftaten. Durch die 
Neufassung der Aufgabenbeschrei-
bung in § 2 Nr.3 Nds.-SOG-Ent-
wurf wird dieser Wandel ohne Ein-
schränkungen vollzogen. 
Liest man dagegen die offizielle 
Begründung des Entwurfs, so be-
kommt man den Eindruck, als ob 
es sich bei den geplanten Ände-
rungen um Einschränkungen gegen-
über der bisherigen Rechtslage 
handelt - eine ungeheuerliche Irre-
führung der Öffentlichkeit. Doch 
spätestens seit den offiziellen 

Stellungnahmen der niedersäch-
sischen Regierung anläßlich des 
Skandals um das "Celler Loch" 
wissen wir, daß die "Irreführung 
der Öffentlichkeit" Regierungsme-
thode ist. 
Soweit der Entwurf vom IMK-Ent-
wurf abweicht, geht es um De-
tails. Im Gegensatz zum PoIG-NW-
Entwurf neigt der Nds.-Entwurf 
jedoch eher zu Vereinfachungen, 
weniger Differenzierungen und 
pauschaleren Formulierungen. Auch 
wenn sich dahinter nicht immer 
sachliche Unterschiede verbergen 
16), so deutet doch das Fehlen ei-
niger Vorschriften auf eine noch 
stärkere Orientierung an dem Ziel 
einer möglichst uneingeschränkten 
Festschreibung des Ist-Zustandes 
hin. 
Beispielsweise enthält der Nds.-
Entwurf nicht das Gebot, daß 
"personenbezogene Daten grund-
sätzlich offen und beim Betroffe-
nen zu erheben" sind (§ 8a Abs.4 
Satz 1 IMK-Entwurf). Weiterhin 
fehlt die schon erwähnte Vor-
schrift über die Vernichtung von 
Aufzeichnungen hinsichtlich zufäl-
lig erfaßter Personen. Schließlich 
ist auch die nachträgliche Unter-
richtgungspflicht gegenüber dem 
Betroffenen, wenn eine der "be-
sonderen Formen der Datenerhe-
bung" (langfristige Observation, 
Einsatz technischer Überwachungs-
und Aufzeichnungsgeräte, Einsatz 
von V-Leuten und verdeckten Er-
mittlern) angewendet worden Ist, 
eingeschränkter. Sie ist gar nicht 
vorgesehen beim Einsatz verdeck-
ter Ermittler (jedenfalls ist dieser 
Fall in § 11q Nds.-SOG-Entwurf 
nicht ausdrücklich genannt) und 
besteht auch nur dann, wenn die 
Polizei zur Auskunft verpflichtet 
wäre. Die Auskunftsregelung ent-
spricht wiederum weitgehend dem 
IMK-Entwurf. 
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Dafür enthält der Entwurf eine 
Regelung, die in bisher noch um-
strittenes Gebiet vordringt und in-
soweit durchaus eine Vorreiter-
funktion übernehmen könnte. Wäh-
rend der IMK-Entwurf sich darauf 
beschränkt, den Einsatz verdeckter 
Ermittler als "besondere Form" 
der Erhebung von Daten aufzufüh-
ren, widmet der Nds.-Entwurf die-
sem Problem einen gesonderten 
Paragraphen mit sechs Absätzen (5 
11d). Hier wird nicht nur geregelt, 
unter welchen Voraussetzungen der 
verdeckte Ermittler zur Informati-
onsgewinnung eingesetzt werden 
darf, sondern daß zum Aufbau ei-
ner Legende auch Urkunden ge-
fälscht (5 11d Abs.3) und unter 
Verwendung der Legende Wohnun-
gen "mit Einverständnis des Be-
rechtigten betreten" werden dürfen 
(5 11d Abs.5). Dieses "Einver-
ständnis" beruht auf der Täuschung 
über die wahre Identität des ver-
deckten Ermittlers - Hausfriedens-
bruch? Schließlich hat man noch 
Vorsorge dafür getroffen, wie ver-
deckte Ermittler vor der "Offen-
barung der Identität" im Gerichts-
verfahren geschützt werden sollen 
(5 11d Abs.4). Dabei wird den Ge-
richten sogleich vorgeschrieben, 
wie sie den einschlägigen 5 96 
Strafprozeßordnung auszulegen ha-
ben: Die Geheimhaltung soll nicht 
nur zulässig sein, wenn andernfalls 
Leib oder Leben des verdeckten 
Ermittlers gefährdet würden - dies 
ist als Grund weitgehend aner-
kannt - sondern auch dann, wenn 
"die weitere Verwendung" des ver-
deckten Ermittlers in Gefahr ge-
riete. 
Wo der niedersächsiche Entwurf 
enger ist als der der IMK, erweist 
sich der sachliche Unterschied bei 
näherem Hinsehen als nichtig. So 
wird die Generalbefugnis über In-
formationserhebungen zur "vorbeu-

genden Bekämpfung von Strafta-
ten" auf Straftaten "mit erhebli-
cher Bedeutung" begrenzt. In der 
Begründung erfährt man, daß da-
mit die "Kleinkriminalität i.S. des 
5 113 StPO" ausgeschlossen wer-
den soll. Hierzu zählen die Aus-
übung der verbotenen Prostitution 
(5184a StGB), die Bannkreisverlet-
zung (5 106a StGB), die Verleitung 
zu einer falschen uneidlichen Aus-
sage (5 160 StGB) und die Beteili-
gung am unerlaubten Glücksspiel 
(5 284a StGB) sowie einige wei-
tere Delikte dieser Qualität. Alle 
anderen Straftaten haben also "er-
hebliche Bedeutung"! 

FDP-Entwurf 
Dem FDP-Entwurf sind einige 
recht wohlklingende Thesen voran-
gestellt. Jedoch ist die konkrete 
Ausformulierung der einzelnen Re-
gelungen durchaus nicht so weit 
von der IMK-Linle entfernt. Sie 
steht z.T. sogar in direktem Wi-
derspruch zu den Thesen. 
In aller wünschenswerten Klarheit 
wird in These 10 begründet, wa-
rum eine Ausdehnung der Aufga-
bennorm auf die "vorbeugende Be-
kämpfung von Straftaten" bzw. 
"Gefahrenvorsorge" zu unterbleiben 
hat: 
"Herkömmliche Aufgabe der Poli-
zei ist die Abwehr drohender Ge-
fahren für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung. Das ist die 
notwendige Begrenzung des Prä-
ventionsauftrags, der in sich kein 
Maß trägt. ... Bei dieser Fetlegung 
der Aufgaben der Polizei für die 
Gefahrenabwehr muß es bleiben. 
Besondere Notwendigkeiten zur 
Bekämpfung von neuen Erschei-
nungsformen der Schwerkriminali-
tät können nicht Begründung für 
eine allgemeine Ausdehnung poli-
zeilicher Tätigkeit in das Vorfeld 
der Abwehr konkreter Gefahren 
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sein. Die Arbeitsgruppe ist daher 
der IMK nicht gefolgt, die den in 
§ 1 des Musterentwurfs genannten 
Auftrag um die in ihren Grenzen 
völlig unbestimmten Begriffe 
'Vorsorge für die Verfolgung von 
Straftaten', 'vorbeugende Be-
kämpfung von Straftaten' und 
'Vorbereitung auf die Gefahreab-
wehr'ergänzen will. ..." 
Weiter heißt es, daß der Entwurf 
Befugnisse grundsätzlich nur für 
die Abwehr einer konkreten Ge-
fahr und für die Verhütung dro-
hender Straftaten vorsieht. 
Damit schlägt dieser Entwurf 
tatsächlich an dieser entschei-
denden Stelle eine andere Linie 
ein als der IMK-Entwurf. Eine 
allgemeine Erweiterung der poli-
zeilichen Zuständigkeit unterbleibt. 
Allerdings wird keineswegs konse-
quent auf jedwede Vorfeldbefug-
nisse verzichtet. Der Entwurf 
enthält nicht nur - wie die seit 
den 70er Jahren geltenden Polizei-
gesetze - Regelungen über Raz-
zien und Kontrollstellen an "ge-
fährdeten" und "gefährlichen" Or-
ten (5 9), sondern auch über Da-
tenerhebungen bei öffentlichen 
Versammlungen (5 9a), durch Ob-
servation und Einsatz technischer 
Mittel (5 9b) sowie über polizeili-
che Beobachtung (5 9c). Die An-
kündigung, Befugnisse seien nur 
zur konkreten Gefahrenabwehr und 
zur Verhütung drohender Strafta-
ten vorgesehen, führt dabei in die 
Irre. Zwar vermeldet der Entwurf 
die Vokabel von der "vorbeugenden 
Bekämpfung von Straftaten", 
gleichwohl bezwecken die eben 
erwähnten Regelungen nicht die 
"Verhütung drohender Straftaten", 
sondern ebenfalls die Vorsorge für 
die (künftige) Verfolgung von 
Straftaten. Nichts anderes Ist aber 
auch mit der "vorbeugenden Be-
kämpfung von Straftaten gemeint". 

Besonders deutlich wird dies bei 
der Regelung über Datenerhe-
bungen auf Versammlungen. Die 
Aufzeichnungen sind nur dann zu 
vernichten, "soweit sie nicht zur 
Verfolgung einer Straftat ... 
benötigt werden. Eine Verwendung 
für andere Zwecke ist unzulässig" 
(5 9a Abs.2 Satz 2). Es geht also 
nicht um Straftatverhütung, • son-
dern um deren Verfolgung. Auch 
mit den anderen Methoden der 
Informationsgewinnung sollen in 
der Praxis wohl kaum drohende 
Straftaten verhindert werden, son-
dern die Erkenntnisse dienen der 
Verdachtsgewinnung bzw. der Ge-
winnung von Beweismaterial zur 
späteren Überführung. 
Bleibt noch zu erwähnen, daß der 
FDP-Entwurf bewußt die besonders 
heikele Frage des Einsatzes von 
V-Leuten und verdeckten Ermitt-
lern ausklammert: "Hier sollte das 
Ergebnis der von der Innen- und 
Justiz m inisterkonferenz einge-
setzten gemeinsamen Kommission 
zur Schaffung gesetzlicher Grund-
lagen für die Arbeit dieser Perso-
nen abgewartet werden." Warum 
aber? Die Praxis regelnde "Richt-
linien" haben Justiz- und Innenmi-
nisterkonferenz sowie die Innenmi-
nister bereits verabschiedet (vgl. 
CILIP Nr. 22). 
Insgesamt wird der rechtspolitische 
Standort des FDP-Entwurf von den 
Verfassern selbst recht treffend 
bezeichnet: "Die Arbeitsgruppe hat 
vorgeschlagene extreme Positionen 
bewußt vermieden, damit dieser 
Entwurf auch Beitrag für einen 
Ausgleich unterschiedlicher Auffas-
sungen sein kann." 

ASJ-Diskuesloneentwurf 
Daß es sich bei diesem Papier 
nicht um eine endgültige Stellung-
nahme handelt, in der mehr Pro-
blembewußtseln zum Ausdruck 
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"Es ist nicht Aufgabe der Polizei, 
Vorgänge des Zeltgeschehens, wie 
etwa die rechtmäßige Ausübung 
des Versammlungsrechts, aus Grün-
den vorbeugender Verbrechensbe-
kämpfung oder zur potentiellen 
späteren Strafverfolgung lückenlos 
und gleichsam auf Verrat aufzu-
zeichnen (vgl. BVerfGE 69, 315 
(349) = NJW 1985, 2395); dies 
müßte im Gegenteil erheblichen 
verfassungsrechtlichen Bedenken 
begegnen." 
Aus dem Beschluß des BVerfG 
vom 1.10.1987 zur Beschlagnahme 
von ZDF-Filmmaterial, NJW 1988, 
S. 329 ff. 

kommt als in allen anderen Vor-
schlägen, sei zugestanden. Zwar 
soll nach dem Diskussionsentwurf 
nicht vollständig auf Vorfeldbefug-
nisse verzichtet werden, jedoch 
sollen diese tatsächlich nur in sehr 
eng begrenzten Ausnahmefällen 
zulässig sein: bei "Straftaten, die 
im Rahmen langfristig und weit-
räumig organisierter Kriminalität 
begangen werden" und bei "Straf-
taten terroristischer Vereini-
gungen". Ob es allerdings eine 
gute Idee ist, die besonderen, ver-
deckten Ermittlungebefugnisse (Ob-
servation, Einsatz von V-Leuten 
und verdeckten Ermittlern) be-
sonderen Organisationseinheiten 
der Polizei zu überlassen, er-
scheint fraglich. Zwar läßt sich so 
diese Arbeit theoretisch besser 
durch übergeordnete Abteilungen 
kontrollieren, dennoch besteht hier 
auch die Gefahr der Abschottung 
und der Herausbildung einer Art 
besonderer Geheimpolizei. 
Es dient durchaus der Ehrlichkeit 
und Fruchtbarkeit der politischen 
und juristischen Auseinanderset-
zung, wenn klargestellt wird, daß 
es sich hier um Ermittlungen im 

Vorfeld der Strafverfolgung han-
delt und nicht um Vorbeugung 
oder Verhütung. Konsequenterweise 
sollten dann allerdings Befugnisse 
zur Speicherung, Übermittlung und 
Verwendung von Informationen aus 
strafprozessualen Erm itt lungsver-
fahren auch nicht im Polizeirecht, 
sondern in der Strafprozeßordnung 
geregelt werden. 

Anmerkungen: 
1) Abgedruckt in: CILIP 21, S. 44 
ff.; eine neuere Fassung stammt 
vom 12.3.1986, abgedruckt in: Cl-
LIP 24, S. 74 ff. 
2) Auszüge des Urteils in: CILIP 
21, S. 112 ff. 
3) Gewisse Ausnahmen sind das 
Bremer Polizeigesetz von 1983 und 
das rheinland-pfälzische Polizei-
verwaltungsgesetz von 1986. 
4) Z.B. Bundesanwalt Schoreit, 
DRiZ 1986, S. 54 f.; bereits frü-
her Bundesanwalt Uhlig, RuP 1985, 
S. 232 ff.; ders., DVR 1985, S. 1 
ff. Ähnlich auch die Stellungnahme 
des Deutschen Richterbundes, 
DRiZ 1986, S. 233 ff. 
5) Vgl. "Ende der Schonfrist", 
Frankfurter Rundschau vom 
19.5.1988. 
6) Der vorliegende Entwurf vom 
18.5.1988 hat offenbar den Cha-
rakter eines Referentenentwurfes. 
7) Der saarländische Entwurf be-
findet sich z.Zt. in der Anhörung 
bei den betroffenen Organisationen 
und Verbänden. Der Text liegt mir 
noch nicht vor, so daß dieser Ent-
wurf im folgenden unberücksichtigt 
bleibt. 
8) Der niedersächsische Entwurf 
ist von den Fraktionen der CDU 
und der FDP am 20.6.1988 in den 
Landtag eingebracht worden: 
Drucksache 11/2710. 
9) Der Entwurf stellt noch keine 
endgültige Stellungnahme der ASJ 
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Hamburg dar. Er trägt das Datum 
vom 11.4.1988. 
10) Lisken, in: Bull, Sicherheit 
durch Gesetze, Baden-Baden 1987, 
S. 191 ff. 
11) Vgl. redaktionelle Stellung-
nahme zum "Vorentwurf", Fassung 
vom 8.2.1985, CILIP 21, S. 21 
12) Näheres siehe meinen Beitrag 
in: CILIP 24, S. 61 ff. 
13) Vgl. "Vorentwurf" Stand: 
12.3.1986, CILIP 24, S. 75 ff. 
14) Dieser Ausdruck hat sich für 
solche Fälle im Strafprozeßrecht 
eingebürgert. 
15) Abgedruckt in: CILIP 29, S. 36 
ff., in der früheren Fassung hieß 
es noch "Zusammenarbeitsgesetz", 
abgek. ZAG. 
16) Z.B. kann ich keinen Unter-
schied erkennen, ob für Informati-
onserhebungen zur "vorbeugenden 
Bekämpfung von Straftaten" vier 
Zielgruppen abschließend aufge-
zählt werden oder schlicht "von 
anderen Personen" die Rede ist; 
vgl. näher meinen Beitrag in CI-
LIP 24. 

Hinweis der Redaktion: 
Wer immer sich in den nächsten 
Monaten darauf einläßt, den politi-
schen Streit gegen die Pauscha-
lermächtigungen des Musterent-
wurfs und der diversen Länderent-
würfe zu führen, sollte hier 

Heinz Wagner, 
Kommentar zum Polizeigesetz In 
NRW - unter Berücksichtigung der 
Polizeigesetze der anderen Bun-
desländer, Luchterhand-Verlag 1987 
heranziehen. Es gibt derzeit keine 
auch nur annähernd gründlichere 
und juristisch-dogmatisch kenntnis-
reichere Auseinandersetzung mit 
den Bestrebungen der Exekutive, 
In Form von Gesetzen sich rechts-

staatlicher Zucht zu entziehen. 
Das Polizeigesetz von NRW ist für 
Wagner nur Exempel, um en detail 
die Transformation des Polizei-
rechts von einem Eingriffsschran-
ken setzendes zu einem, die Poli-
zei nur noch ermächtigender Ge-
setzeswerk nachzuzeichnen und 
mit juristischem Handwerkszeug 
präzise zu kritisieren. 
Lesenswert ist die Arbeit darüber 
hinaus, da Wagner - für Polizei-
rechtler allemal eine Ausnahme -
auch den Zusammenhang dieser 
Rechtsentwicklung mit den hinter 
ihr steckenden Veränderungen poli-
zeilicher Strukturen und Hand-
lungsmöglichkeiten auf Grundlage 
moderner Datenverarbeitung darzu-
stellen vermag. 
Der prohibitive Preis des Buches 
(158,-- DM) muß abschrecken. 
Aber es gibt Bibliotheken. Hier 
und da haben Benutzer auch Ein-
fluß darauf, welche Bücher ange-
schafft werden. 

Weiterhin in diesem Zusammen-
hang lesenswert: 
Udo Behrens (Pol.-Oberkommissar), 
Von der Eilzuständigkeit zur All-
zuständigkeit?, in: Die Polizei, Nr. 
8/1988. 
Der Autor nimmt in erfrischender 
Deutlichkeit Postition gegen die 
Aufgaben- und Befugniserweiterun-
gen des Musterentwurfs ein. Seine 
Schlußformulierungen: 
"Der Gesetzgeber ist nicht dazu 
da, die von der Exekutive extra 
legem entwickelte Praxis 'anzu-
segnen'. Er ist im Gegenteil auf-
gerufen - ebenso wie die Polizei 
selbst! - diese Praxis kritisch zu 
hinterfragen und dabei insbeson-
dere dem Im Volkszählungsurteil 
und Brokdorfbeschluß zum Aus-
druck kommenden neueren Grund-
rechtsverständnis Rechnung zu 
tragen." 
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Von Interpol zu Trevi-
POLIZEILICHE ZUSAMMENARBEIT IN EUROPA 

von Heiner Busch 

Parallel zur Modernisierung der westeuropäischen Polizeien in den 70er 
Jahren vollzog sich eine neue Welle der Internationalisierung der Poli-
zei, die über die traditionellen Formen der Rechtshilfe in Strafsachen 
hinaus zu einer direkteren polizeilichen Kooperation führte und in der 
Interpol seine Stellung als wichtigste Institution der "internationalen 
Verbrechensbekämpfung" eingebüßt hat. Es sind neue, weitgehend unbe-
kannte Gremien und Institutionen entstanden, in denen die Polizeien 
maßgeblichen Einfluß auf die Gestaltung der europäischen "Politik inne-
rer Sicherheit" haben - allen voran die Arbeitsgruppe TREVI. 

1. Die Anfänge der Internationali-
sierung 

Der Staatsschutz, die Verfolgung 
politischer Gegner, bildet nicht 
nur den Anfang der meisten Poli-
zeien auf dem europäischen Konti-
nent, sondern eine der wichtigsten 
Motivationen für ihre Zusam-
menarbeit über Staatsgrenzen und 
politische Unterschiede hinweg. 
Die Karlsbader Beschlüsse 1819 
führten zu einem gemeinsamen Sy-
stem der Verfolgung von Liberalen 
und Demokraten über die Grenzen 
der Länder des deutschen Bundes 
hinweg. Auch darüberhinaus wur-
den Dossiers über politische Geg-
ner an ausländische Gesandt-
schaften weitergereicht. Schon 
Karl Marx geißelte in seiner 
Schrift "Enthüllungen über den 
Kommunistenprozeß zu Köln" 1853 
die Bespitzelung von Emigranten-
vereinen durch deutsche Polizei-
agenten (vgl. MEW Bd.8, S. 405 
ff; zu den Anfängen der politi-
schen Polizei in Deutschland, 
siehe: Wolfram Siemann, Deutsch-
lands Ruhe, Sicherheit und Ord-
nung, Tübingen 1985). Noch im 19. 
Jahrhundert gab es Ansätze zu 

einer Verstetigung dieser Zusam-
menarbeit, die u.a. in einer ge-
heimen Konferenz über die "anar-
chistische Gefahr" 1898 in Rom 
zum Ausdruck kommen, an der 
Vertreter von 21 Staaten teilnah-
men. Die Bekämpfung innenpoliti-
scher Gegner blieb bis heute eine 
der Hauptpfeiler der "internatio-
nalen Verbrechensbekämpfung". 
Zu der Kooperation in Staats-
schutzfragen gesellte sich eben-
falls noch im 19.Jahrhundert die 
kriminalpolizeiliche Kooperation. 
Die Kriminalpolizeien Westeuropas 
entstanden fast durchweg seit den 
70er Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts. Ihrer Entstehung voraus 
gingen jeweils breite Debatten 
über die Ausbreitung der Krimina-
lität, den Sittenverfall, den Auf-
stieg einer "kriminellen Klasse", 
die nicht nur den Staat, sondern 
in erster Linie die bürgerliche Ge-
sellschaft und ihre Ordnung zu 
gefährden schien. Der "Berufsver-
brecher" wurde erfunden. Anfang 
des Jahrhunderts entstanden neue 
kriminalpolizeiliche Techniken, al-
len voran die Fingerabdrucksy-
steme, mit denen dieser neue Ver-
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brechertypus bekämpft werden 
sollte. Wachsende Mobilität der 
Straftäter und steigender Profes-
sionalisierungsgrad bildeten schon 
damals zentrale Argumentations-
muster, die seit dieser Zeit jeden 
kriminalpolizeilichen Modernisie-
rungsschub und auch jede neue 
Welle der Internationalisierung 
begleitet haben. 
Auch in Sachen Kriminalpolizei 
wurde über Landesgrenzen und 
über politische Verschiedenheiten 
hinweg gelernt. Recht früh begann 
der Versuch, es nicht bei einzel-
nen sporadischen Kontakten zu 
belassen, sondern eine stetige 
Zusammenarbeit - vor allem einen 
regelmäßigen, institutionalisierten 
Informationsaustausch -, herzustel-
len. 1888 gründete sich die lnter-
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nationale Kriminalistische Verei-
nigung, eine private Initiative von 
Wissenschaftlern, Bürokraten und 
Polizeispitzen. Im September 1905 
forderte diese Vereinigung, Zen-
tralstellen für den internationalen 
Informationsaustausch im jeweili-
gen Land zu errichten und eine 
offizielle internationale Konferenz 
einzuberufen. Der deutsche Poli-
zeikongress in Berlin 1912 sowie 
internationale Kongresse in den 
Jahren 1905, 1909, 1912 und 1913 
wiederholten diese Forderung und 
beschworen jeweils die Gefahren 
des internationalen Verbrecher-
tums. 
Der Beschluß der ersten interna-
tionalen kriminalpolizeilichen Kon-
ferenz in Monaco 1914, eine sol-
che internationale Institution zu 
gründen, wurde durch den 1. Welt-
krieg auf Eis gelegt. Erst der 
Internationale Polizeikongress in 
Wien 1923 konnte diese Forderung 
verwirklichen. Zum Sitz der Inter-
nationalen Kriminalpolizeilichen 
Kommission (IKPK), dem Vorläufer 
von Interpol, wurde Wien be-
stimmt. In den einzelnen Mitglied-
staaten sollte jeweils ein na-
tionales Büro den Kontakt zu die-
ser Zentrale halten. 1924 entstand 
ein gemeinsamer Ermittlungsdienst 
mit festen Nachrichtenverbindun-
gen in die einzelnen Staaten. 
Der Sitz der IKPK blieb auch 
nach Ende der Österreichischen 
Demokratie im Jahre 1934 in 
Wien. Nach dem "Anschluß" Öster-
reichs geriet die Kommission na-
hezu vollständig unter die Fuchtel 
von SS und Gestapo. Ihr faktischer 
Sitz wurde das Reichskriminalamt 
in Berlin-Charlottenburg, ihr offi-
zieller Sitz war seit 1942 in Ber-
lin-Wannsee. 
Die Tatsache, daß an zwei Konfe-
renzen 1938 und 1939 mit dem 
Thema "Bekämpfung des Bolsche-
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wismus" noch 14 europäische Staa-
ten teilnahmen, zeigt, wie wenig 
ernsthaft die anfängliche Fixierung 
auf das "gemeine Verbrechertum" 
war. Erst der 2. Weltkrieg ließ die 
IKPK endgültig zusammenbrechen. 

2. Nach dem Krieg: Interpol 

Die IKPK tauchte 1946 wieder aus 
der Versenkung auf, entwickelte 
sich rasch und gewann internatio-
nale Anerkennung. Voraussetzung 
für letztere war die Änderung der 
Statuten im Jahre 1948, mit der 
politische, religiöse und rassische 
Angelegenheiten aus dem Arbeits-
bereich der Kommission ausge-
schlossen wurden. 1949 erhielt die 
Kommission den Beraterstatus für 
zwischenstaatliche Organisationen 
bei der UN. 
Im Jahre 1956 wurde aus der 
IKPK die IKPO: Die internationale 
Kriminalpolizeiliche Organisation -
Interpol, deren Sekretariat bis 
heute in St.Cloud in der Nähe von 
Paris sitzt; ein Umzug nach Lyon 
steht bevor. Die IKPO ist zwar 
nach wie vor eine formell private 
Institution, deren Mitglieder die 
jeweiligen Polizeien sind. De facto 
hat sie aber international staatli-
che Anerkennung erhalten. Unter 
den 142 Mitgliedern sind auch die 
VR China und die Warschauer Ver-
tragsstaaten Rumänien und Un-
garn. Die Sowjetunion hat jüngst 
einen Aufnahmeantrag gestellt. 
Generalsekretariat und Nationale 
Zentralbüros (NZB) sind die wich-
tigsten kontinuierlichen Instanzen 
der IKPO. Als NZB fungiert in der 
Regel die kriminalpolizeiliche Zen-
trale eines Landes, in der BRD 
das BKA. Im folgenden seien die 
wichtigsten Instrumente und Ar-
beitsmethoden kurz angerissen: 
1. Interpols wichtigstes Instrument 
sind die Nachrichtenverbindungen 

in die NZBs der Mitgliedstaaten. 
Bis in die 70er Jahre waren alle 
NZBs mit dem Generalsekretariat 
über Morsefunk verbunden. Der 
Morsefunk, 1923 eine hochaktuelle 
technische Einrichtung, hat inzwi-
schen seine Bedeutung weitgehend 
eingebüßt. 80 % des Nachrichten-
aufkommens von Interpol spielt 
sich zwischen den Ländern Europas 
und Nordamerikas ab, die bereits 
in den 70er Jahren einen großen 
Teil ihrer Mitteilungen über Fern-
schreibfunk abwickelten. Durch die 
Einführung einer computergestütz-
ten Fernmeldezentrale, die 1987 in 
Betrieb genommen wurde, haben 
sich im europäischen Rahmen 
(aber auch zu den Knotenpunkten 
Interpols in der Dritten Welt) 
weitere Kommunikationsformen 
fest etabliert: Datenleitungen, Te-
letex, Telex, Telefax. 
2. Noch in den 70er Jahren hat 
sich Interpol manueller Karteien 
bedient. Seit 1980 begann eine 
Umstellung von Teilbereichen auf 
EDV: Rauschgift, Falschgeld und 
Personenfahndung. Seit 1985 wird 
die EDV in einem zentralen Ge-
samtsystem reorganisiert, "das 
derzeit die Personendatei, die 
Falldatei und die Objektdatei um-
faßt" (Schirren/Dittmar, KR 10/87, 
S. 420). 1976 enthielt die manuelle 
Personenkartei bereits 1,5 Mio 
Hinweiskarten. Durch die Dynamik 
der EDV dürfte diese Zahl inzwi-
schen erheblich gewachsen sein. 
In den erkennungsdienstlichen 
Sammlungen gab es 1976 mehr als 
100.000 10-Fingerabdrucksblätter, 
4.500 Einzel f ingerabdruckspuren 
und 6.000 Lichtbilder. 
3. Für die Ausschreibung von Per-
sonen oder Sachen bedienen sich 
Generalsekretariat und NZBs im 
Normalfall formatierter Nachrich-
ten und Vordrucke. Ausgeschrieben 
wird einerseits zur Festnahme mit 
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dem Ziel der späteren Ausliefe-
rung, über die jeweils nach Lan-
desrecht entschieden wird. Aber 
schon die Ausschreibung durch In-
terpol wird "von vielen Ländern in 
der Weise anerkannt, daß die vor-
läufige Festnahme schon aufgrund 
dieser Ausschreibungen zulässig 
ist" (Wingenter, KR 8-9/87, S.421). 
Neben den Fahndungsausschreibun-
gen sind auch Informationsersuche 
und Präventivausschreibungen -
"Mitteilungen über internationale 
Straftäter", so der Titel des 
Vordrucks - möglich. 

3. Internationalisierung durch in-
ternationale Angleichung 

Die 70er Jahre brachten in Europa 
einen neuen Prozeß der Internatio-
nalisierung der Polizei, der erheb-
lich weiter ging als die früheren. 
Ging es bei der Gründung von In-
terpol 1923 und bei der Wieder-
gründung nach dem Kriege noch 
weitgehend um den Nachrichten-
austausch sowie die Regelung und 
Koordinierung von Rechtshilfe und 
Auslieferung, so geht es bei dem 
im letzten Jahrzehnt begonnenen 
Prozeß um erheblich weiterge-
hende Formen der Zusammenarbeit 
mit Tendenzen hin zu einer Auf-
gabe nationaler Souveränitäts-
rechte zugunsten europäischer 
Polizeiinstitutionen mit exekutiven 
Vol Imachten. 
Dieser Prozeß ist noch keineswegs 
abgeschlossen. Um die konkrete 
Ausgestaltung der Zusammenarbeit 
ringen nach wie vor die Innenpoli-
tiker und Polizeiführer Europas. 
Seine Grundlage ist nur vorder-
gründig in einer wachsenden poli-
tischen Integration Westeuropas zu 
suchen. War die Entstehung von 
Interpol nur möglich auf dem Hin-
tergrund jeweils nationaler 
Professionalisierungstendenzen, der 

Herausbildung und Entwicklung der 
Kriminalpolizeien und spezifischer 
kriminalpolizeilicher Arbeitsfor-
men, so knüpft auch dieser neue 
Prozeß an Entwicklungen an, die 
sich parallel in den nationalen Po-
lizeien Westeuropas abspiel(t)en 
und ohne die der Europäisierungs-
prozeß nur oberflächlich und auf-
gesetzt bliebe. 
Sowohl der Internationalisierungs-
prozeß als auch die Polizeire-
formen in den einzelnen Ländern 
werden mit einem angeblich 
veränderten Bild der Kriminalität 
und der Täter begründet, das bei 
genauerer Betrachtung nur eine 
Steigerungsform des Bildes vom 
"internationalen Berufsverbrecher" 
ist, das bereits in den 20er Jahren 
bei der Gründung von Interpol 
Pate stand: 
* die zunehmende Integration vor 
allem in Europa, die engeren Ver-
kehrsverbindungen und die größere 
Durchlässigkeit der Grenzen führe 
zu einer stärkeren Mobilität der 
Straftäter, auch über staatliche 
Grenzen hinweg; 
* die Täter seien professioneller 
geworden, nutzten ihrerseits den 
technischen Fortschritt und be-
dienten sich nicht nur im politi-
schen Bereich - Terrorismus -
sondern auch im Bereich der ge-
wöhnlichen Kriminalität in wach-
sendem Maße konspirativer Metho-
den; 
* die Täter tauchten in der ge-
sellschaftlichen Anonymität unter 
und seien deshalb mit hergebrach-
ten kriminalistischen Methoden 
nicht mehr zu ermitteln. 

Dieses gewandelte (oder besser: 
gesteigerte) Täterbild korrespon-

diert mit der Entwicklung neuer 
polizeilicher Organisation- und 
Handlungsschemen sowie der Stär-

kung von Ermittlungsbereichen -

vor allem Terrorismus, Drogen-
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handel und organisierte Kriminali-
tät - , an denen sich dieses ge-
wandelte Täterbild materialisierte, 
die deshalb auch zur Begründung 
dieser neuen Handlungsformen ge-
eignet waren und an denen diese 
neuen Formen zum großen Teil 
erstmals angewandt wurden. 
Fast alle westeuropäischen Poli-
zeien verzeichneten in den letzten 
beiden Jahrzehnten eine organisa-
torische Zentralisierung und Spe-
zialisierung. Neue technische 
Hilfsmittel - EDV und Telekom-
munikationsmittel - wurden einge-
führt und eröffneten neue Hand-
lungsformen bzw. gaben alten 
einen neuen Sinn: von den genera-

"Die steigende internationale Kri-
minalität hängt einmal mit der 
zunehmenden Verpflechtung der 
wirtschaftlichen Beziehungen zu-
sammen. Außerdem hat der grenz-
überschreitende Verkehr innerhalb 
Europas ein früher kaum vorstell-
bares Ausmaß angenommen. 
Schließlich gewinnt die Entwick-
lung von Kommunikationstechniken 
ständig an Bedeutung. Die moder-
nen Kommunikationsmittel über-
brücken große Entfernungen ebenso 
wie die immer schnelleren Ver-
kehrsmittel. So ergeben sich auch 
für den Straftäter mehr Gelegen-
heiten, über die Grenzen hinweg 
Straftaten vorzubereiten und nach 
der Tat in ein anderes Land zu 
fliehen. Europa ist für viele Kri-
minalitätsbereiche kriminalgeogra-
phisch eine Einheit. Der potenti-
elle Täter macht sich dabei zu-
nutze, daß an der Staatsgrenze ein 
anderer Rechtsraum beginnt und 
eine andere Polizei und Justiz zu-
ständige sind." 
BMI Zimmermann vor der 16. Re-
gionalkonferenz von Interpol, 4. -
6.5.1987 (Innere Sicherheit, 3/1987, 
S. 14) 

lisierten Kontrollen aller Passanten 
an einer Kontrollstelle bis hin zu 
größeren Datenabgleichen und Ra-
sterfahndungen. In einer Reihe eu-
ropäischer Länder kam die alte In-
stitution des V-Mannes und Poli-
zeispitzels zu neuen (technisierten 
und systematisierten) Ehren. 
Die Gesetzgeber haben im Laufe 
der Zeit dieser polizei-lichen Ent-
wicklung entsprechende rechtliche 
Regelungen nachgeschoben. Tradi-
tionelle Begrenzungen staatlicher 
Machtausübung wurden beseitigt 
oder ausgehöhlt.An die Stelle kon-
kreter Verdachts- und Gefahren-
momente als Voraussetzung poli-
zeilichen Eingreifens traten 
generalisierte Eingriffsvollmachten 
gegen jedermann. Die Kontroll-
stelle ist nicht nur eine praktische 
Neuerung in den meisten west-
europäischen Ländern, sie fand 
auch Eingang in die rechtlichen 
Grundlagen der polizeilichen Tä-
tigkeit der meisten Länder - un-
abhängig von ihren unterschiedli-
chen rechtlichen und kulturellen 
Traditionen. 
Unabhängig auch von der realen 
Bedrohung durch terroristische Ak-
tivitäten wurden in den meisten 
westeuropäischen Ländern in den 
70er und 80er Jahren zentrale 
Verteidigungsrechte der Terroris-
musbekämpfung geopfert. Fast alle 
dieser Länder erlitten zeitlich ver-
schoben und in unterschiedlichem 
Ausmaße ihren "Deutschen 
Herbst". Sowohl für die Entwick-
lung in den einzelnen Ländern als 
auch für die Verstärkung der eu-
ropäischen Zusammenarbeit der 
Polizeien und für die Ausweitung 
von Auslieferungsbestimmungen 
bildete und bildet der Terrorismus 
den wichtigsten Anlaß und Ansatz-
punkt. 
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4. Kritik an Interpol 

Seit Mitte der 70er Jahre sah sich 
die IKPO in wachsendem Maße un-
ter dem Druck von Kritikern, die 
in der Organisation nur noch eine 
"Briefkastenbehörde" - so der Bund 
Deutscher Kriminalbeamter - sa-
hen und denen die Arbeit von In-
terpol trotz verbesserter techni-
scher Mittel und trotz steigender 
internationaler Anerkennung nicht 
ausreichte. 
Interpol konnte den Forderungen 
nach einer Ausdehnung der inter-
nationalen Zusammenarbeit aus 
mehreren Gründen nicht genügen: 

* Interpol dient im wesentlichen 
dem Nachrichtenaustausch, hat 
aber keine eigenständigen exekuti-
ven Befugnisse. Diese besitzen nur 
die jeweiligen Mitgliedstaaten, de-
ren nationale Souveränität in den 
Statuten anerkannt ist. Diese An-
erkennung ist die Grundlage für 
das Funktionieren von Interpol. 

* Dadurch werden auch die ge-
setzlichen Eigenarten der Länder 
anerkannt. Der Ausschreibung 
durch Interpol kommen zwar die 
meisten Mitgliedsländer zumindest 
durch die sofortige vorläufige 
Festnahme nach. Dies bedeutet 
aber noch keine Garantie für eine 
Auslieferung. 

* Politische, rassische und reli-
giöse Angelegenheiten sind durch 
die Statuten aus dem Arbeitsbe-
reich von Interpol ausgeschlossen. 
Dies war der Preis, der nach dem 
faschistischen Abenteuer für die 
internationale Anerkennung der 
Organisation zu zahlen war: die 
Anerkennung des internationalen 
Rechts, der Menschenrechtscharta 
und des Völkerrechts, ohne die der 
Status der internationalen Or-

"Wenden wir uns wieder dem all-
gemeinen internationalen Verbre-
chertum zu, so müssen wir zu-
nächst feststellen, daß auch in 
Deutschland mit der fortschreiten-
den Entwicklung der Technik und 
mit dem Ausbau des immer viel-
seitigeren Wirtschaftslebens das 
Verbrechertum eine größere Ent-
wicklung und Vollendung erlangte. 
Tatsächlich ist gegen Ende des 19. 
und zu Anfang des 20. Jahrhun-
derts eine besondere Entwick-
lungsstufe des Verbrechertums 
festzustellen, die sich in dem 
Überhandnehmen und, man möchte 
sagen, der Verfeinerung und wach-
senden Virtuosität des gewerbs-
mäßigen und insbesondere des rei-
senden Berufsverbrechertums kenn-
zeichnet. Dieses Verbrechertum 
hat es verstanden, mit der Ent-
wicklung der technischen Wissen-
schaft Schritt zu halten und die 
Verwendung aller neuzeitlichen 
Einrichtungen und Hilfsmittel sich 
nutzbar zu machen; die Polizei, 
besonders außerhälb der Groß-
städte blieb bei diesem Wettbe-
werb weit zurück. " 
Dr. jur. Palitzsch, Die Bekämpfung 
des internationalen Verbrecher-
tums, Hamburg 1926 

ganisation bei den UN nicht zu 
erlangen war. Diesem Status ver-
dankt Interpol den Beitritt vieler 
junger Staaten der Dritten Welt. 
Dem Druck zur Aufweichung die-
ser Grundsätze, der vor allem von 
den europäischen Staaten mit ihrer 
Terrorismus-Hysterie seit den 70er 
Jahren ausging, hat Interpol lange 
standgehalten. Grund dafür waren 
u.a. die Proteste englischer und 
US-amerikanischer Bürgerrechtsor-
ganisationen, die die Organisation 
in den 70er Jahren mehrfach der 
Beihilfe zur Verfolgung religiöser 
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und politischer Minderheiten be-
schuldigten (vgl. z.B. Omar V. 
Garrison, The Secret World of In-
terpol, Glasgow/Maclellan 1977). 

* 80 % des Nachrichtenaustauschs 
von Interpol findet zwischen den 
finanzstarken Ländern Westeuropas 
und Nordamerikas statt. Die ärme-
ren Länder der Dritten Welt konn-
ten mit der technischen und orga-
nisatorischen Entwicklung dieser 
Länder nicht standhalten. Diese 
Länder, die die Mehrheit der Mit-
gliedsstaaten bilden, haben regel-
mäßig Beitragsschulden. Das Prin-
zip der Gleichbehandlung aller 
Mitgliedsländer stand so dem Be-
dürfnis der Kernländer Interpols 
entgegen, die technische Entwick-
lung zu beschleunigen und die Zu-
sammenarbeit zu verstärken. 

Das lange Zögern des Generalse-
kretariats gegenüber den europäi-
schen Forderungen führte dazu, 
daß der Ruf Interpols als eines ef-
fektiven Instruments der interna-
tionalen Polizeikooperation 
schwand. Interpol wurde nur noch 
als Notwendigkeit respektiert. 
Erst in den 80er Jahren hat Inter-
pol auf diesen Prozeß reagiert. 
* Eine der Folgen war die schon 
beschriebene Technisierung und der 
Ausbau der EDV. 
* Das Verbot der Verfolgung reli-
giös, rassisch und politisch moti-
vierter Straftaten wurde in zwei 
Beschlüssen der Generalversamm-
lung Interpols im Jahre 1984 ge-
lockert, wonach bei bestimmten 
schweren Straftaten gegen Perso-
nen und Sachen der politische Hin-
tergrund vernachlässigt werden 
darf. Unter das obige Verbot sol-
len deshalb nicht mehr Straftaten 
fallen, "wenn sie außerhalb der 
Zone des Konflikts begangen wer-
den oder wenn die Opfer Personen 
sind, die mit den streitigen Inter-

essen nichts zu tun haben" 
(Wingenter in KR 8-9/87, S. 419). 
Darüber hinaus wird der Austausch 
von Informationen zu ausschließ-
lich präventiven Zwecken auch für 
politische Straftaten freigegeben. 
* Der dritte wesentliche Schritt 
war die schrittweise Regionali-
sierung der Organisation nicht nur 
in Europa, sondern darüber hinaus 
auch in Asien und Lateinamerika. 
Die Generalversammlung von 
Interpol beschloß 1982 die Grün-
dung einer Arbeitsgruppe, die 
diese Regionalisierung in Europa 
vorantreiben sollte. Aus dieser 
Arbeitsgruppe von 14 europäischen 
Ländern entstand das Technische 
Komitee für die Zusammenarbeit 
in Europa (TCE), an dem die BRD, 
Großbritannien, Belgien, die 
Schweiz, Dänemark und Portugal 
beteiligt sind. Das TCE trifft sich 
außer bei den jährlichen Treffen 
der Generalversammlung und der 
Europäischen Regionalkonferenz 
noch dreimal im Jahr. Das Sekre-
tariat des TCE wird vom Euro-
päischen Generalsekretariat beim 
Interpol-Sitz in Frankreich (EuSec) 
bestritten. Neben der Aufgabe, ein 
europäisches Regionalbüro zu er-
richten, koordiniert das TCE die 
Zusammenarbeit mit den anderen 
Formen und Institutionen der 
europäischen Regionalkooperation 
der Polizeien, die in der Zwi-
schenzeit entstanden sind (u.a. 
TREVI) und diskutiert auch ähn-
liche Fragen wie die im folgenden 
darzustellenden Organisationen. 
Mit den beschriebenen Reformen 
hat Interpol keineswegs seine alte 
Vorrangstellung auf dem Gebiet 
der "internationalen Verbrechens-
bekämpfung" zurückgewonnen, wohl 
aber den Anschluß an die Initiati-
ven zur polizeilichen Zusammenar-

'beit in Europa erreicht. 
Seit den 70er Jahren gingen diese 
Initiativen mehr und mehr über 
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einen bloßen Nachrichtenaustausch, 
wie er in Interpol praktiziert wird, 
hinaus. Das Ziel, das von einer 
Reihe von polizeilichen Interessen-
vertretungen ( in der BRD u.a. 
der BDK), Polizeiführern und In-
nenpolitikern angestrebt wird, 
heißt im Schlagwort "Europäisches 
Kriminalamt", d.h. eine europa-
weite Pol izeibehörde mit Ein-
griffsbefugnissen in den jeweiligen 
Ländern. Sicherlich ist dieses Ziel 
nicht erreicht worden, es stößt 
sich zu sehr mit nationalen Ho-
heitsrechten. Allerdings wurde auf 
dem Weg dahin eine ganze Strecke 
zurückgelegt. 
Im Laufe dieser Entwicklung ist 
die Palette der Institutionen und 
Mechanismen breiter und unüber-
sichtlicher geworden. Im folgenden 
soll daher, soweit das unter den 
Bedingungen der herrschenden Ge-
heimniskrämerei möglich ist, ein 
bißchen Licht in dieses Dunkel ge-
bracht werden. 

5. Vom Auslieferungsübereinkom-
men zur Terrorismuskonvention -
die Aktivitäten des Europarats 

Diejenige Institution, die wohl am 
stärksten die Kooperation der 
westeuropäischen Länder in Sachen 
Strafrecht und Rechtshilfe geför-
dert hat, ist der Europarat. Im 
Rahmen des Europarats wurden 
seit dem Kriege insgesamt 17 
Abkommen geschlossen, die die 
Rechtshilfe in Strafsachen und die 
Auslieferung betreffen - die ersten 
bereits in den 50er Jahren: das 
Ausl ieferungsübereinkom men 1957 
und das Übereinkommen über die 
Rechtshilfe in Strafsachen 1959. 
Mit diesen Verträgen wurden alte 
bilaterale Verträge abgelöst und 
ein weitgehend einheitliches Sy-
stem der Auslieferung und Rechts-
hilfe geschaffen. Ähnlich wie in 
den Interpol-Statuten sind auch 

hier politische Straftaten von der 
Rechtshilfe und der Auslieferung 
ausgenommen. Ob eine bestimmte 
Straftat als politische anzusehen 
ist, entscheidet der jeweils er-
suchte Staat. Die Auslieferung 
eigener Staatsangehöriger kann 
verweigert werden. Rechtshilfe-
und Auslieferungsersuchen werden 
gerichtet an die Justizministerien. 
Während der 60er Jahre wurden 
diese Grundsätze weiter ausgebaut. 
Erst seit Mitte der 70er Jahre 
wurden die Ausnahmeregelungen 
angekratzt, indem bestimmte 
Straftaten trotz ihres politischen 
Hintergrunds aus dem Bereich der 
"politischen Straftaten" ausge-
grenzt wurden. Das wichtigste 
Übereinkommen in dieser Hinsicht 
ist die Terrorismuskonvention von 
1977. Diese Konvention ermöglicht 
die Ausl ieferung bei schweren 
Straftaten gegen völkerrechtlich 
geschützte Personen und Diploma-
ten, bei Straftaten gegen die Zi-
villuftfahrt, bei Entführungen und 
Geiselnahmen und bei Straftaten, 
bei denen Personen durch den Ein-
satz von Explosionskörpern oder 
Schußwaffen gefährdet werden. 
Auch hier bleibt dem ersuchten 
Staat die Möglichkeit, die Aus-
lieferung abzulehnen, wenn er die 
Gründe des Auslieferungsersuchens 
in politischer, religiöser oder ras-
sischer Verfolgung sieht. 
Im Vergleich zu anderen Verträ-
gen, die über den Europarat aus-
gehandelt wurden, ist die Terro-
rismuskonvention recht schnell von 
einer Vielzahl von Mitgliedsländern 
ratifiziert worden, auch von sol-
chen, die weder die Auslieferungs-
noch die Rechtshilfekonvention un-
terzeichnet haben. Die Tatsache, 
daß die Terrorismuskonvention 
mittlerweile von genausoviel Staa-
ten unterzeichnet ist wie die ge-
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nannten beiden grundsätzlichen 
Übereinkommen aus den 50er Jah-
ren, zeigt die Bedeutung, die die-
sem Vertrag zukommt. Auch Län-
der wie Irland und Frankreich, die 
dieser Konvention zunächst negativ 
gegenüberstanden, haben sie ak-
zeptiert: Irland (1987) mit einer 
Modifikation betreffs der Ausliefe-
rungen nach Großbritannien; 
Frankreich ratifizierte 1986 nach 
einer Welle von Anschlägen und 
seinem "Deutschen Herbst", der 
die Zweifel der 70er Jahre hin-
wegfegte (Ausfluß dieses "Deut-
schen Herbstes" waren auch eine 
Serie von Anti-Terror-Gesetzen, 
vgl. dazu unser Heft 26, S.47 ff). 
Von der BRD wurde die Konven-
tion bereits Anfang 1978 ratifi-
ziert, obwohl das Vertragswerk 
weder der Regierung noch den 
hiesigen Polizeiinstitutionen weit 
genug ging. Sie monierten, daß 
eine große Zahl terroristischer Ak-
tivitäten, die "terroristischen Ver-
einigungen" und die sog."Logistik-
Kriminalität" (KR 8-9/87, S. 409), 
also die Delikte, die zur Auf-
rechterhaltung, Finanzierung und 
Planung dieser Vereinigungen be-
gangen würden (z.B. Bankraub, Ur-
kundenfälschung, etc.), ausgeklam-
mert blieben. 
Die Debatten des Europarats ge-
hen zwar über den Aspekt der 
rechtlichen Kooperation hinaus -
auch im Europarat wurde die For-
derung nach einem europäischen 
Kriminalpolizeiamt erhoben - prak-
tisch bleibt die Wirkung dieser In-
stitution aber auf die geschilder-
ten Abkommen beschränkt. 

6. Gremien - Vom reinen Konsul-
tativgremium zur gemeinsamen 
"Politik Innerer Sicherheit" 

Neben der Veränderung der recht-
lichen Bedingungen der Zusam men-

arbeit entstanden seit den 70er 
Jahren Gremien, an denen die 
Polizei selbst beteiligt war und 
die in wachsendem Maße zu einer 
gemeinsamen Politik "Innerer Si-
cherheit" innerhalb West-Europas, 
zu einer größeren Vereinheit-
lichung auf dem Polizeisektor 
statt einer bloßen Kooperation, 
führten. 
* Das erste Gremium dieser Art 
war die 1971 auf Initiative des 
damaligen französischen Präsiden-
ten gegründete und nach ihm be-
nannte "Pompidou-Gruppe" auf der 
Ebene des Europarats. Diese 
Gruppe soll die Zusammenarbeit in 
Sachen Rauschgiftbekämpfung ver-
bessern. An ihr sind nicht nur Po-
lizeivertreter und Innenpolitiker, 
sondern auch die Familien- und 
Gesundheitsministerien beteiligt. 
Die Pompidou-Gruppe hat zwei 
wesentliche Gremien: die Tagungen 
der "ständigen Korrespondenten" 
und die sog. "Ad-hoc-Konferen-
zen", an denen Vertreter von Po-
lizei und Zoll teilnehmen. Über 
den genauen Inhalt der Arbeit gibt 
die verfügbare Literatur keine 
Auskunft. 
* Neben Gremien hat sich eine 
unscheinbare, aber trotzdem sehr 
wichtige und wirkungsvolle Form 
der Zusammenarbeit im Rahmen 
des sog. "kleinen Grenzverkehrs" 
zwischen den Polizeien entwickelt. 
Die wohl älteste Form dieser 
Zusammenarbeit zwischen der BRD 
und ihren Nachbarländern ist die 
Arbeitsgemeinschaft der Leiter der 
belgischen, niederländischen und 
deutschen Polizeibehörden im Aa-
chener Grenzgebiet (NEBEDEAC-
Pol), die seit 1969 besteht. Von 
deutscher Seite ist hier die Polizei 
Nordrhein-Westfalens beteiligt. 
Ähnliche Kontakte gibt es an der 
Grenze zu Frankreich mit den Po-
lizeibehörden des Saarlands (seit 
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1978), zwischen Luxemburg und 
Rheinland-Pfalz (seit 1977), zwi-
schen Baden-Württemberg und den 
französischen sowie den schweize-
rischen Nachbarregionen sowie 
zwischen Schleswig-Holstein und 
Dänemark. Die Formen der Zu-
sammenarbeit reichen von re-
gelmäßigen Treffen der entspre-
chenden Gremien, über die ge-
meinsame Erstellung von Lage-
bildern bis hin zur Koordination 
von Fahndungsmaßnahmen und den 
Austausch von Funkgeräten oder 
anderen technischen Verbindungen. 
* Eine besondere Form dieser 
"Nachbarschaftshilfe" entwickelte 
sich dabei im Bereich der Be-
kämpfung des Rauschgifthandels. 
1972 entstand die "Ständige Ar-
beitsgruppe -Rauschgift" unter 
dem Vorsitz des BKA und der Be-
teiligung aller Landeskriminalämter 
sowie von Nachbarstaaten, deren 
Auftrag in der "Erarbeitung und 
Abstimmung konkreter RG-Bekäm-
pfungsmaßnahmen sowie in deren 
Intensivierung und Koordinierung" 
liegt (Paasch, KR 8-9/87 S. 482). 
Seit 1973 existiert auf Anregung 
der genannten Institution eine 
spezielte "Deutsch-Niederländische 
Arbeitsgruppe zur Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität'', deren 
Federführung beim LKA des Lan-
des NRW liegt. Weitere Arbeits-
gruppen sind die "Arbeltsgruppe 
zur Bekämpfung des Rauschgift-
handels Nord (AG Nord)" - seit 
1978 -, eine entsprechende "AG 
Südost" - seit 1972 - und eine 
"AG Südwest" - seit 1979. An der 
AG Nord sind Vertreter Schleswig-
Holsteins, Bremens, Hamburgs, 
Niedersachsens und Berlins (seit 
1985) von deutscher Seite und 
andererseits aller skandinavischen 
Länder beteiligt. Auf den jähr-
lichen Tagungen sind auch das 
BKA, Interpol Paris sowie die 

amerikanische Rauschgift-Behörde 
DEA repräsentiert. Die AG Süd-
west besteht aus Repräsentanten 
Baden-Würtembergs, Bayerns, des 
BKA einerseits und der Schweiz, 
Frankreichs, Österreichs, Italiens, 
Spaniens und ebenfalls der DEA. 
Die "AG Südost" entstand bereits 
1972 auf Initiative des bayerischen 
LKA zur Koordination mit den zu-
ständigen Stellen der US-Truppen 
der Region. Später schlossen sich 
die Polizeien Österreichs, Bulgari-
ens, Ungarns, Rumäniens, Jugosla-
wiens und Kanadas an (vgl. Süd-
deutsche Zeitung, 13.7.88). 
* Der "Wiener Club" entstand im 
Jahre 1978 im Anschluß an die 
Fahndungskooperation bei - der 
Schleyer-Entführung. Er befaßt 
sich mit der Terrorismus-Bekämp-
fung. Die Anfänge dieser Institu-
tion liegen vermutlich in einem 
Treffen der Innenminister der 
BRD, Italiens, Österreichs und der 
Schweiz am 10. April 1978 in 
Bern, dem ein zweites in Wien im 
September desselben Jahres folgte, 
an dem auch der französische In-
nenminister teilnahm. "Einzelhei-
ten" der Treffen vermochte die 
Presse damals wie heute nicht 
mitzuteilen. "Die Zusammenarbeit 
zwischen den fünf Ländern habe 
sich daraus ergeben, daß die Bun-
desrepublik das Zentrum des Ter-
rorismus geworden sei, während 
die Schweiz, Österreich und in ge-
ringerem Maße auch Frankreich 
immer mehr von deutschen Terro-
risten als Transitländer benutzt 
würden", so die damalige Erklä-
rung eines österreichischen Spre-
chers (SZ, 13.9.1978). Die weitere 
Arbeit des Gremiums liegt im 
Dunkeln. Bekannt ist allenfalls 
noch, daß sie neben den Minister-
treffen sich auch noch auf der 
Ebene der "Hohen Beamten" ab-
spielt. Wie weit die damals enge-
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kündigte Anpassung der Fahn-
dungsinstrumente gediehen ist, ist 
nicht zu sagen. 
* Dieselben Länder sind am "Ber-
ner Club" beteiligt, der "Vertre-
tern verschiedener Dienste ein 
Forum zum Informationsaustausch 
im Zusammenhang mit der Spiona-
geabwehr, der Unterbindung des 
illegalen Technologietransfers und 
wiederum der Terrorismusbekämp-
fung" bietet (Boge, Die in-
ternationale Verbrechensbekämp-
fung, BKA-Vortragsreihe Bd. 30, 
Wiesbaden 1985, S.49). Unter die 
"verschiedenen Dienste" dürften 
auch die geheimen fallen. Weitere 
Informationen sind nicht zu finden. 
* Auch TREVI, das wichtigste die-
ser neuen Gremien, hatte als An-
satzpunkt die Terrorismusbekämp-
fung. Auf Beschluß der EG-Rats 
auf seiner Sitzung in Rom im De-
zember 1975 trafen sich die In-
nen- bzw. die für die Innere Si-
cherheit zuständigen Justizminister 
im Juni 1976 in Luxemburg und 
gründeten dort die TREVI-Gruppe. 
Der Name "TREVI" erinnert zum 
einen an den römischen Trevi-
Brunnen - die Gründung der AG 
geht auf einen in Rom gefaßten 
Beschluß zurück; zum anderen 
setzt sich der Name aus den An-
fangsbuchstaben der französischen 
Wörter "terrorisme, radicalisme, 
extremisme, violence internatio-
nale" zusammen. 

7. TREVI - polizeipolitisches Pla-
nungsgremium der EG-Staaten 

Die TREVI-Gruppe ist formal 
keine EG-Institution. Diese organi-
satorische Konstruktion ließ alle 
Versuche von Europa-Parlamenta-
riern, etwas über die Arbeit dieser 
mysteriösen Institution zu erfah-
ren, scheitern. Tatsächlich jedoch 
ist die obere Ebene von TREVI 

nichts anderes als die Konferenz 
der Innen- bzw. Justizminister der 
EG-Mitgliedsstaaten, die sich 
zunächst jeweils einmal, ab 1986 
zweimal jährlich unter der Prä-
sidentschaft desjenigen Ministers 
treffen, dessen Land den Vorsitz 
in der EG-Kommission innehat. 
Wie sehr man auf eine EG-weite 
Politik aus war, zeigt sich auch 
daran, daß die damals noch EG-
Anwärter Spanien und Portugal im 
Jahre 1981 bereits einen Berater-
status in der Gruppe erhielten. 
Die Führungstroika der Gruppe 
bilden das Land, das die Prä-
sidentschaft innehat, dessen 
Vorgänger und sein Nachfolger. 
Die zweite Ebene von TREVI wird 
gebildet durch den Ausschuß der 
Hohen Beamten - aus der BRD 
der Leiter der Polizeiabteilung im 
Innenminstehuni und dessen Kol-
lege aus dem Bundesland, das den 
Vorsitz in der Innenministerkonfe-
renz führt. 
Die dritte und für die regelmäßige 
Arbeit von TREV1 wichtigste 
Ebene bilden die Arbeitsgruppen, 
in denen die Polizeivertreter re-
gelmäßig zusammenarbeiten. In 
Luxemburg wurden 1976 zunächst 
zwei Arbeitsgruppen gebildet: 
TREVI I, die sich mit Fragen der 
Terrorismus-Bekämpfung beschäf-
tigt; TREVI II, die sich um eine 
stärkere Zusammenarbeit in Sa-
chen Pollzelausbildung und -tech-
nologie bemüht. Im Jahre 1985 
wurde schließlich eine AG TREVI 
III ins Leben gerufen, um insbe-
sondere Fragen der "organisierten 
Kriminalität" zu erörtern. 
Die Arbeit von TREVI hat - so-
fern man das aus den entspre-
chenden Zeitungsberichten und 
Kommuniqu4s ablesen kann - im-
mer einen wichtigen Schwerpunkt 
In der Frage des Terrorismus ge-
habt. Der Terrorismus hat das Be-
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dürfnis der Zusammenarbeit der 
Mitgliedsstaaten auch wesentlich 
gestärkt. Diese Frage war aber 
von Anfang an - lange vor der 
Gründung von TREVI III - nicht 
die einzige, die im Rahmen dieser 
Institution behandelt worden ist 
(wobei die entsprechenden Zei-
tungsnotizen eine Unterscheidung 
der Sitzungen der Minister als In-
nenministerrat der EG und als 
obere Ebene von TREVI nicht zu-
lassen). So ging es u.a. auch um 
asyl-und ausländerrechtliche Fra-
gen, um den Austausch von Beam-
ten, um die gemeinsame Nutzung 
von Verbindungsbeamten in Dritt-
staaten, um eine gemeinsame Öf-
fentlichkeitsfahndung, um die über 
die nationale Ebene hinausgehende 
Nutzung der Datenverarbeitungs-
techniken, um maschinenlesbare 
Personalpapiere etc.. 
Über die Jahre hinweg ist die Ar-
beitsstruktur von TREVI kontinu-
ierlicher geworden: die Führungs-
troika trifft sich nicht nur halb-
jährlich, sondern sooft es nötig er-
scheint; es gibt Verbindungsbüros 
in jedem Land; ein geschütztes 
Fernmeldenetz ist bereits 1986 be-
schlossen worden - wieweit es 
ausgeführt wurde, ist nicht zu sa-
gen; Meldedienste existieren nicht 
nur zum Terrorismus, sondern auch 
zum Waffenhandel, Drogenhandel, 
bewaffnetem Raub, Betrug, Men-
schenhandel, zur Erpressung und 
Entführung und zu Fußballkrawal-
len. 
Die Arbeitsgruppe TREVI hat sich 
damit vom reinen Ministertreffen 
über die Stellung eines Konsulta-
tivgremiums zur europaweiten po-
lizeipolitischen Planungsinstanz 
entwickelt, in der die Polizeien 
einen ganz erheblichen Einfluß ha-
ben. Sie sind nicht diejenigen, die 
einfach Beschlüsse ausführen, son-
dern die - polizeilichen - Studi-

engruppen sind offensichtlich die 
Instanzen, die jene Vorschläge 
ausarbeiten, die schließlich über 
die Hohen Beamten an die Mini-
ster gehen, um dort verabschiedet 
zu werden. 
In dieser Rolle ist TREVI ver-
gleichbar mit der bundesdeutschen 
Innenministerkonferenz. Die IM K 
hat in der BRD - ungeachtet der 
föderativen Struktur - alle we-
sentlichen Entscheidungen in Sa-
chen "Innere Sicherheit" vorbera-
ten und, sofern es sich nicht um 
Gesetze handelte, beschlossen - an 
den Parlamenten in Bund und Län-
dern vorbei. Ihre Entscheidungen 
auf diesem Gebiet waren geprägt 
von den Vorentscheidungen des 
Arbeitskreises der Polizeiabtei-
lungsleiter in den Innenministerien 
(AK II) und der polizeilichen 
Gremien (wie z.B. der AG Kripo, 
an der die Leiter der Landes-
kriminalämter und des BKA betei-
ligt sind). 
TREVI arbeitet völlig unbeeinflußt 
von den Parlamenten der einzelnen 
EG-Mitgliedsstaaten und erst recht 
vom Europaparlament. Die Ent-
scheidungen auf Ministerebene ha-
ben einen Vorlauf in den Beratun-
gen der Hohen Beamten und der 
Studiengruppen, über die die Inter-
essen der Polizeien gebündelt ein-
gehen. 
Die Wichtigkeit des Gremiums ha-
ben auch die Nicht-Mitglieder der 
Organisation erfaßt. TREVI koordi-
niert sich mit anderen europäi-
schen Inneministern oder Hohen 
Beamten (aus Österreich, der 
Schweiz, Schwedens, Jugoslawiens) 
und darüberhinaus mit Vertretern 
der USA, Kanadas, Australiens und 
Marokkos, die zu den Treffen der 
Arbeitsgruppe anreisen und den 
Kontakt suchen. In TREVI III hat 
mittlerweile das Interpol-General-
sekretariat einen Beobachterstatus. 
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Es ist deshalb kaum zufällig, daß 
neben den bilateralen Kontakten 
TREVI diejenige Stelle ist, an der 
die polizeilichen Konsequenzen der 
für 1992 geplanten Öffnung der 
EG-Innengrenzen diskutiert werden. 

8. Öffnung der Grenzen und Euro-
päisierung der Polizei -
bilaterale Abkommen, Schengen-
Gruppe und TREVI 

Der Abbau von Grenzkontrollen 
scheint auf den ersten Blick eine 
Liberalisierung darzustellen. Die 
Ankündigung dieses Schrittes zwi-
schen der BRD und Frankreich im 
Sommer 1984 und seine erneute 
Bestätigung auf dem Gipfeltreffen 
zwischen Kohl und Mitterand am 
29. und 30. Oktober desselben 
Jahres mußte aber insbesondere 
deshalb Mißtrauen erwecken, als 
sich die BRD mitten in einer Dis-
kussion um die Verstärkung von 
Kontrollen mithilfe des maschi-
nenlesbaren Personalausweises be-
fand. Bedeutet doch der Abbau 
von Grenzkontrollen die Beseiti-
gung der "natürlichen" Kontroll-
stellen, an denen das neue Instru-
ment seinen wichtigsten Einsatzort 
gefunden hätte. 
Es war deshalb auch nicht weiter 
erstaunlich, daß "Ausgleichs-
maßnahmen" für den Wegfall der 
"Sicherheit", der aus den Grenz-
kontrollerleichterungen folgen 
würde, angekündigt wurden. Diese 
"Ausgleichsmaßnahmen" betreffen 
einen Großteil der Forderungen in 
Sachen europäischer Pollzeizu-
sammenarbeit, die vor allem von 
Seiten der BRD immer wieder er-
hoben wurden. 
* Ein reduziertes Kontrollverfah-
ren wird an der Grenze zu Frank-
reich seit Anfang 1985 praktiziert. 
Die durchreisenden EG-Staatsan-
gehörigen werden nur noch stich-

probenweise kontrolliert. Dasselbe 
Verfahren wurde im Schengener 
Abkommen vom 14.6.85 auf die 
Benelux-Staaten ausgedehnt. Der 
generelle Wegfall der Grenz-
kontrollen zwischen diesen fünf 
Ländern soll 1990 erfolgen. Seit 
diesem Abkommen diskutiert die 
sog. Schengen-Gruppe alle infrage 
kommenden "Ausgleichsmaßnah-
men". Bestimmte Einzelheiten -
wie z.B. die gemeinsame Öffent-
lichkeitsfahndung und der Aus-
tausch von Verbindungsbeamten -
wurden zwischen der BRD und 
Frankreich bereits in einem Res-
sortabkommen der jeweiligen 
Innenministerien vom 8.4.87 vor-
weggenommen. An der Grenze zu 
Österreich wird ebenfalls nur noch 
stichprobenartig kontrolliert, ein 
genereller Wegfall der Kontrollen 
ist hier nicht geplant. Am 13. 
April 1988 wurde hier ebenfalls 
ein Ressortabkommen unterzeich-
net, das der "Vertiefung der Zu-
sammenarbeit bei der Bekämpfung 
von Terrorismus, organisierter 
Kriminalität und Rauschgifthandel" 
dienen soll (vgl.innenpolitik, Nr.3/ 
April 1988, S.16). Mit der Schweiz 
werden ähnliche Vereinbarungen 
angestrebt. 
* Für den Gesamt-EG-Rahmen ist 
der Wegfall der Grenzkontrollen 
auf 1992 terminiert. Die entspre-
chenden "Ausgleichsmaßnahmen" 
diskutiert auf dieser Ebene die 
Arbeitsgruppe TREVI. Entspre-
chende Diskussionen fanden bereits 
auf den TREVI-Tagungen am 
28.April 1987 in Brüssel und am 3. 
Juni 1988 in München statt. Mög-
lich ist, daß Italien und Spanien 
den Schengener Abkommen bereits 
früher beitreten (vgl. u.a. El Pa1g 
4.6.1988). Die In Schengen 
ausgehandelten Regelungen werden 
damit Pilotcharakter für ent-
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sprechende Gesamt-EG-Vereinba-
rungen haben. 
* Die erste "Ausgleichsmaßnahme" 
stellt die Verschärfung der Kon-
trollen an den EG(-bzw. Schengen-
Gruppe)-Außengrenzen dar. Über 
diese Frage - einschließlich der 
Probleme, die dabei z.B. für die 
im Landesinnern liegenden Flug-
häfen entstehen - wurde im Rah-
men der Schengen-Gruppe offenbar 
bereits 1987 Einigkeit erzielt. Eine 
weitere Maßnahme, die von den 
beteiligten Ländern alleine zu be-
werkstelligen ist, dürfte in der 
Verlagerung von Kontrollschwer-
punkten ins Landesinnere bestehen. 
* Ein zweites Problem betrifft die 
Angleichung von ausländer- und 
asylrechtlichen Bestimmungen. Die 
Staaten wollen sich auf eine ge-
meinsame Visapolitik gegenüber 
Drittländern einigen. Eine gene-
relle Hotelmeldepflicht für Aus-
länder soll in allen Staaten einge-
führt werden, auch in denen, die 
bisher überhaupt keine Melde-
pflicht kennen wie z.B. Frank-
reich. Auch in Asylfragen will 
man sich entgegenkommen: gleich-
zeitige oder zeitlich verschobene 
Asylanträge in mehreren betei-
ligten Staaten sollen ausge-
schlossen und Ablehnungen mitge-
teilt werden; auch über zu er-
wartende Flüchtlingsströme wollen 
die Beteiligten einen Meldedienst 
einrichten. Ein entsprechendes Ab-
kommen steht für die Sitzung der 
Schengen-Gruppe im Dezember 
1988 in Belgien zur Unterschrift 
an (vgl.Taz 16.6.88). 
* Eine dritte Forderung Ist die 
Fahndungsunion. Eine solche Union 
setzt voraus, daß die Fahndungsin-
strumente, d.h. die Fahndungsda-
teien, der betreffenden Länder ge-
meinsam genutzt werden können, 
und dies wiederum bedeutet einen 
online-Verbund zwischen den be-

treffenden Rechenzentren. In Hin-
blick auf die Sachfahndung besteht 
die Direktzugriffsmöglichkeit auf 
die Daten in INPOL, also dem 
BRD-Datensystem bereits seit 
1978 - entweder über Telex oder 
direkt über Datenterminals. In Be-
zug auf die Personenfahndung gibt 
es auch innerhalb der BRD recht-
liche Probleme: Seit dem Volks-
zählungsurteil des BVerfG fehlt 
der Fahndungsdatei auch im Inne-
ren des Landes eine gesetzliche 
Grundlage, die mit entsprechenden 
Änderungen der StPO erst nachge-
schoben werden muß. Bisher wird 
hier nur auf der Grundlage eines 
"Übergangsbonus" gearbeitet, den 
das Verfassungs-Gericht den Be-
hörden vor mittlerweile fünf Jah-
ren zugestanden hat. Für die Wei-
tergabe solcher Daten ins Ausland 
- und nichts anderes bedeutet die 
"Fahndungsunion" - besteht erst 
recht keine gesetzliche Grundlage. 
Offensichtlich gibt es hier auch 
Meinungsunterschiede zwischen der 
IMK und dem Bundes-Innenminister 
einerseits und dem Bundes-
Justizminister andererseits. Das-
selbe gilt für den Austausch von 
Daten über die "vorbeugende Ver-
brechensbekämnpfung", also von 
Daten aus (auch eingestellten) Er-
mittlungsverfahren, über nicht ge-
festigte Verdachtsmomente u.a.. 
Nichtsdestoweniger wurde bereits 
In den Vereinbarungen mit Frank-
reich festgelegt, den jeweiligen 
Satz von Dateien in den einzelnen 
Ländern auf Vergleichbarkeit zu 
prüfen (vgl. Schreiber KR 2/85, 
S.93). Wie sich die anderen Länder 
dazu verhalten, kann aus unseren 
Informationen nicht entnommen 
werden. 
* Die Entsendung von Verbindungs-
beamten ist seit geraumer Zelt 
eines der wichtigsten Projekte der 
bundesdeutschen Polizei. Verbin-



52 

dungsbeamte gibt es bereits in 
einer Reihe von Rauschgiftpro-
duktions- und Transitländer, wobei 
innerhalb der EG, d.h. innerhalb 
von TREVI die Informationen der 
jeweiligen Beamten auch von den 
anderen TREVI-Ländern genutzt 
werden. Innerhalb Europas gibt es 
einen Austausch von Verbindungs-
beamten mit Italien, Spanien und 
seit 1987 auch mit Frankreich. 
Die anderen Länder der Schengen-
Gruppe scheinen diesem vor allem 
deutschen Anliegen nicht so recht 
folgen zu wollen (vgl. Innenaus-
schuß des BT, Sitzung vom 
2.12.1987). 
* Eine weitere deutsche Forderung 
betrifft die Möglichkeit der grenz-
überschreitenden "Nacheile" und 
Observation. Im Rahmen des "klei-
nen polizeilichen Grenzverkehrs" 
gibt es entsprechende Bestrebun-
gen bereits seit längerem. Nach 
wie vor sind aber die Pol izeien 
auf die Formen der "in-
ternationalen Rechtshilfe" und da-
mit auf eine relativ langsame 
Prozedur der Kontaktaufnahme 
über die hiesigen Staatsanwalt-
schaften zu den Einrichtungen der 
Nachbarländer angewiesen. Die 
Ausdehnug dieser Regelung ins 
allgemeine stößt besonders bei den 
Niederlanden auf Probleme. Umso 
mehr, wenn die deutsche Seite 
auch die grenzüberschreitende Ob-
servation und den Einsatz von V-
Leuten fordert. Wegen der Aktivi-
täten deutscher Drogen-V-Leute 
gab es in den letzten Jahren im-
mer wieder Schwierigkeiten. Diese 
resultieren nicht nur aus der ande-
ren Haltung der Niederlande zur 
Strafbarkeit des Haschisch-Kon-
sums. Den Fahndern wurde u.a. 
begründet vorgeworfen, Personen 
durch falsche Angebote verführt 
und über die Grenze gelockt zu 
haben, wo man die betreffenden 

dann festnahm (vgl. u.a. Frankfur-
ter Rundschau 30.1.1983, 28.7.83, 
Aachener Volkszeitung 1.10.83, 
STA Harald Körner in KR 5/85 
und Jürgen Jescke - BKA - in KR 
2/85). 
Für verdeckte Ermittlungen gibt 
es in den Schengen -Staaten und 
überhaupt im Rahmen der EG un-
terschiedliche Regelungen: Der 
Einsatz von verdeckten Ermittlern 
ist in den Niederlanden zwar 
grundsätzlich möglich, aber diese 
müssen nach ihrem Einsatz damit 
rechnen, sofort von einem Richter 
vernommen zu werden. In Belgien 
sind verdeckte Ermittlungen über-
haupt nicht erlaubt, in Frankreich 
werden sie praktiziert, sind aber 
nicht weiter geregelt. In Däne-
mark bedarf eine verdeckte Er-
mittlungshandlung einer richterli-
chen Anordnung, Großbritannien 
verfährt ähnlich wie Frankreich. 
Völlig legalisiert ist der Einsatz 
von V-Leuten und verdeckten Er-
mittlern in Italien. 
Die Einigung in der Frage der 
grenzüberschreitenden "Nacheile" 
und Observation, sowie über den 
Einsatz von V-Leuten dürfte einer 
der schwierigsten Punkte Im deut-
schen Forderungskatalog sein. 
* Eine Gesamtangleichung des ma-
teriellen Strafrechts zwischen den 
einzelnen Ländern dürfte weder im 
Bereich des möglichen liegen, noch 
Ist sie in allen Fragen durch die 
einzelnen Mitglieder angestrebt. 
Die BRD bemüht sich aber insbe-
sondere um eine Angleichung Im 
Betäubungsmittelrecht, wo es (s.o.) 
Differenzen mit den Niederlanden 
gibt, und im Waffenrecht, wo man 
sich mit Belgien und Frankreich 
streitet. Statt einer weitgehenden 
Angleichung des Strafrechts 
wünscht der deutsche Innenmini-
ster und die IMK einen Verzicht 
auf die Regelungen der internatio-
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nalen Rechtshilfe und des Auslie-
ferungsrechts, die eine Rechtshilfe 
und Auslieferung davon abhängig 
machen, daß ein Delikt in beiden 
Staaten strafbar ist. Eine 
Auslieferung wäre damit auch 
etwa im politischen Strafrecht 
möglich, insbesondere im Falle des 
S 129a - terroristische Vereinigung 
-, der in dieser Form nur in der 
BRD existiert und der nicht an 
den Nachweis bestimmter terrori-
stischer Handlungen gebunden ist 
(M itg I iedsc haft, Unterstützung, 
Werbung). In Sachen Auslieferungs-
recht sind sich die beteiligten 
Länder außerdem weitgehend einig, 
die umständlichen diplomatischen 
Umwege zu verkürzen. 

Auch wenn nicht alle dieser Re-
gelungen durchzusetzen sind, so 
kann doch zumindest jetzt schon 
abgesehen werden, daß im Zuge 
von "Kompromiß" und "Kuhhandel" 
einzelne liberalere Rechts- und 
politische Positionen in den ver-
schiedenen Ländern abgeschliffen 
werden. Der kleine Freiheitsgewinn 
durch den freien Grenzübertritt 
wäre so durch eine Europäisierung 
polizeilicher Art tatsächlich mehr 
als ausgeglichen. 

9.Zusam menfassung 

Auch wenn das erklärte Fernziel 
eines Europäischen Kriminalamts 
noch lange nicht zur Debatte 
steht, wurde in den letzten 15 
Jahren doch eine neue Epoche der 
Polizeikooperation eröffnet, die 
weit über das In Interpol erreichte 
hinausgeht und die auch nicht 
mehr nur mit den Interessen des 
gemeinsamen Vorgehens gegen po-
litische oder auch terroristische 
Gegner zu erklären ist. Die 
Terrorismusbekämpfung hat zwar 
in diesem Prozeß die zentrale 

Funktion des Schmiermittels. Ohne 
die Terrorismushysterie der west-
europäischen Länder wäre dieser 
Schub der Internationalisierung 
nicht (oder zumindest nicht so 
schnell) zustandegekommen. Seine 
Auswirkungen sind aber viel 
weitreichender. Er betrifft in 
wachsendem Maße nicht mehr nur 
die Arbeitsbereiche der Polizeien, 
sondern ihre Instrumente und Stra-
tegien. Die Polizei selbst ist in 
maßgeblicher Weise in die Gestal-
tung der Politik "Innerer Sicher-
heit" einbezogen worden. Traditio-
nelle Begrenzungen im Recht und 
grundrechtliche Schranken wurden 
abgebaut, weitere drohen abgebaut 
zu werden. 
• Das, was innerstaatlich etwa im 
Bereich Datenschutz erreicht 
wurde, ist ohnehin recht wenig. 
Die Ausdehnung der Datenverar-
beitung auf europäische Ebene 
rückt den Datenschutz weiter von 
den Entscheidungs- und Kontroll-
punkten ab. Im Dickicht europa-
weiter online-Verbindungen ist eine 
Kontrolle der Weitergabe von Da-
ten kaum realisierbar. 
* Die direkten Kontakte der Poli-
zei, die Möglichkeiten der grenz-
überschreitenden Fahndung und 
Observation und des Einsatzes 
verdeckter Ermittler rückt die Ju-
stiz ebenfalls vom Ermittlungspro-
zeß ab. 
* Das Asylrecht droht angesichts 
der repressiven Angleichung zu 
erblassen. Verstärkt wurden nicht 
die Garantien, sondern die Mög-
lichkeiten, Ablehnungen tatsächlich 
durchzusetzen. Andererseits wird 
die Resolution des europäischen 
Parlaments, auch Flüchtlinge aus 
Kriegs- und Krisengebieten als po-
litische anzuerkennen, zu bloßer 
Makulatur, solange die Innenbehör-
den genau das Gegenteil an-
streben. Ein Europa unter Polizei-
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interessen scheint sich weit eher 
durchzusetzen als ein liberalisie-
rendes. 
* Nischen im Zugriff der Polizeien 
haben in den letzten Jahren nicht 
nur die Flucht von Terroristen und 
Terrorismusverdächtigen ermög-
licht, sondern auch Ausstiegswilli-
gen einen Spielraum eröffnet, ihre 
politischen Positionen und Hand-
lungen zu überdenken oder gar ein 
"neues Leben" anzufangen. Die 
Schließung dieser Nischen macht 
diese Möglichkeit zunichte. 
* Das Argument Europa wird ins-
besondere in den kleineren Staaten 
mit liberalerer Tradition zu einem 
innenpolitischen Argument gegen 
Liberalisierung oder Aufrechterhal-
tung von Freiräumen werden. 
Es könnten noch weitere Punkte 
angeführt werden. Notwendig für 
eine demokratische Bewegung ist 
es daher, diese Entwicklung mehr 
ans Licht der Öffentlichkeit zu 
zerren und ein anderes Bild Euro-
pas zu entwerfen, vor allem aber 
alte Schutzrechte zu stärken und 
neue zu entwickeln. 
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Bd. 25, Wiesbaden 1980, S.137 ff: 
Herold zeigt die Schwierigkeiten, 
aber auch die Möglichkeiten der 
Auslandsfahndung nach RAF-Mit-
gliedern. Angesprochen werden die 
rechtlichen Bedingungen der Ko-
operation, die Rasterfahndung, die 
beobachtende Fahndung, die sog. 
Zielfahndung, etc.. 
* Palitzsch, Die Bekämpfung des 
internationalen Verbrechertums, 
Hamburg 1926: der Autor berich-
tet über die Gründung der IKPK 
und die ersten Schritte der neuen 
Institution. 
* weitere wichtige Einzelinforma-
tionen finden sich u.a. in den Mit-
teilungsblättern des Innenministeri-
ums "Innere Sicherheit" und "In-
nenpolitik". Hier erscheinen u.a. 
die Erfolgsmeldungen über neue 
Verträge, Verhandlungen . der 
TREVI-Ministerkonferenz u.a.. Eine 
komplette Information findet sich 
hier allerdings nicht. "Die Polizei-
Zeitung Baden-Würtemberg" hat in 
ihren letzten Ausgaben wiederholt 
Forderungen des baden-würtember-
gischen Innenministers und des 
obersten Polizisten des Landes, 
Stümper, bezüglich einer Auswei-
tung der Polizeikooperation veröf-
fentl icht. 

antimilitarismus 
information 
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sportsoziologischen Gesichtspunk-
ten, MARTIN KRAUSS: zur In-
strumentalisierung des Sports für 
des Militär und zur Boykottge-
schichte der Olympischen Spiele, 
CHRISTINE PEYTON: über die mi-
litarisierte Spreche in der bundes-
deutschen Sportberichterstattung, 
JÖRG WETTERICH: zu den 
Auswirkungen sportbezogener Ent-
wicklungshilfe, außerdem eine Li-
teraturübersicht von HAR RY 
NUTT 

Das Themenheft hat 60 Sei-
ten und kostet 4.50 DM (plus Por-
to) 

Ich bestelle: 
o Ex. Themenheft: Leibesübung 
Disziplinierung Wehrertüchtigung 
o ein Abonnement der 'anti-
militarismus information', (d.h. 
pro Jahr 12 Hefte, davon drei 
Themenhefte) zum Preis von 32,25 
(incl. Porto) jährlich 
o ein kostenloses Probeheft 

An: ami (Redaktion und Vertrieb), 
Elßholzstr. 11, 1000 Berlin 30, Tel: 
030/ 215 10 35 (Mo 10-15 + Do 
15-19 Uhr) 
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Der Staat als Bürgerinitiative? 
Informationsverarbeitungs-Gesetze für den Sozialversicherungsbereich 

von Bernd Lutterbeck * 

Nicht nur die polizeiliche Informationsverarbeitung dient der herr-
schaftlichen Identifizierung der Bürger. Von der Öffentlichkeit so gut 
wie nicht beachtet, hat die Bonner Koalition ein ganzes Paket an Ge-
setzen auf den Weg geschickt, mit denen die Informationsströme von 
Sozialversicherungen und Krankenkassen zur besseren sozialen Kontrolle 
ihrer Klienten faktisch über Personenkennzeichen und mit Hilfe eines 
maschinenlesbaren und fälschungssicheren Sozialversicherungsausweises 
neu geregelt werden. 

1. Aus der Arbeit der Volksvertre-
tung 

Nur von wenigen Eingeweihten mit 
Aufmerksamkeit bedacht, wohl 
auch von vielen Volksvertretern 
und manchen Datenschutzbeauf-
tragten der Bundesländer nur am 
Rande zur Kenntnis genommen, 
beschäftigt sich die Volksver-
tretung zu Bonn seit Monaten mit 
einer Reihe von Gesetzesvorhaben. 
Ihr Ziel soll es sein, das Gesund-
heitssystem umfassend zu refor-
mieren und das Sozialgesetzbuch 
(SGB) an vielen Stellen zu ändern. 
Zur Kenntnis zu nehmen sind, in 
chronologischer Reihenfolge: 

22.10.1987: 
Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung von Vorschriften des Sozial-
gesetzbuches über die Übertra-
gung, Verpfändung von Ansprüchen 
auf Sozialleistungen, zur Regelung 
der Verwendung der Rentenversi-
cherungsnummer und zur Änderung 
anderer Vorschriften (Erstes 
Gesetz zur Änderung des Sozialge-
setzbuches - 1. SGB ÄndG, BT-
Drs. 11/104) 

* Der Autor ist Professor für 
Informatik an der TU Berlin 

07.12.1987: 
Verordnung über die Vergabe und 
Zusammensetzung der Versiche-
rungsnummer (VNrv) vom 7.12.1987 
(BGBI 1987 I, s. 2532 ff), seit 
1.1.88 in Kraft 

02.05.1988: 
Entwurf eines Gesetzes zur Ein-
ordnung der Vorschriften über die 
Meldepflichten des Arbeitgebers in 
der Kranken- und Rentenversiche-
rung sowie im Arbeitsförderungs-
recht und über den Einzug des 
Gesamtversicherungsbeitrags in das 
Vierte Buch Sozialgesetzbuch. 
- Gemeinsame Vorschriften über 
die Sozialversicherung -
(BT-Drs. 11/2221) 

03.05.1988: 
Entwurf eines Gesetzes zur Struk-
turreform im Gesundheitswesen 
(Gesundheits-Reformgesetz - GRG, 
BT-Drs. 11/2237) 
Die Drucksache hat einen Umfang 
von 287 DIN A 4 Seiten. 

27.05.1988: 
Entwurf eines Gesetzes zur Ein-
führung eines Sozialversiche-
rungsausweises und zur Änderung 
anderer Sozialgesetze. 
(Bundesrats-Drs. 242/88) 
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Alle Entwürfe sollen am 1.1.1989 
in Kraft treten. Das 1. SGB ÄndG 
ist gegen die Stimmen der Opposi-
tion am 16.6.88 in 3. Lesung vom 
Bundestag verabschiedet worden. 
Das GRG soll am 11.11.1988 in 
zweiter und dritter Lesung behan-
delt werden. 
Es hat zu diesem Komplex einige, 
zumeist nicht öffentliche Anhörun-
gen gegeben, einige Zeitungsar-
tikel, die sich die Rede von "glä-
sernen Patienten" nicht verkneifen 
mochten (LEUZE 1988), schließlich 
am 6. Juni eine Entschließung der 
Konferenz der Datenschutzbeauf-
tragten zum Gesundheitsreform-
gesetz (Kurzfassung in: FR v. 
21.6.88). 
Indessen, bevor wir vorschnell das 
Lied auf die Tüchtigkeit unserer 
Volksvertreter anstimmen und das 
Gerangel um die Reform des Ge-
sundheitswesens eher angewidert 
dem Spiel der ökonomischen Inter-
essen überlassen, sei angemerkt, 
daß mehrere wissenschaftliche 
Gutachten bei den wesentlichen 
Aspekten dieser Entwürfe zu 
einem vernichtenden Urteil kom-
men: "In zentralen Punkten verfas-
sungswidrig" (STEINMÜLLER/RIEB 
1988), "Verstöße gegen den Grund-
satz der Normenklarheit", "die in-
formationelle Gewaltenteilung", 
Verwendung eines verfassungswid-
rigen Personenkennzeichens etc. 
(aus den gutachterlichen Stel-
lungnahmen von Podlech, Schimmel 
und Lutterbeck zum 1. SGBÄndG 
vor dem Arbeits- und Sozialaus-
schuß, Stenografisches Protokoll 
der 27. Sitzung v. 13. April 1988). 

Ich will im folgenden diese Geset-
zesentwürfe unter dem Gesichts-
punkt der Informationsverarbeitung 
näher vorstellen. Dies wird aller-
dings nur kursorisch geschehen 
können. Für die Beantwortung 
einer Frage möchte ich wenigstens 

Handreichungen geben: 
Wie kommt es eigentlich, daß die-
se Entwürfe, die nahezu die ganze 
Bevölkerung betreffen, unter fast 
vollständigem Schweigen auch der 
sog. kritischen Öffentlichkeit 
verabschiedet werden können? 

2. Von der Kunst des Gesetzge-
bers, die Verwendung der Versi-
cherungsnummer einzuschränken 

Im sog. DEVO/DÜVO-Meldeverfah-
ren zur gesetzlichen Sozialversi-
cherung wird eine Rentenversi-
cherungsnummer erzeugt. 
Beispiel: August Jedermann erhält 
die RVNr. 65 170839 J 008 
Die RVNr. erklärt sich wie folgt: 
65 = Bereich, in diesem Fall Ber-
lin 
170839 = Geburtsdatum 
J = Anfangsbuchstabe des Geburts-
namens 
00 = Seriennummer 
Sie dient zur Unterscheidung der 
Versicherten, die am selben Tag 
geboren sind, deren Familienname 
denselben Anfangsbuchstaben hat 
und die im selben Bereich zum er-
stenmal registriert werden. 
00 - 49 für Männer 
50 - 99 für Frauen 
8 = Prüfziffer 

Interessanterweise definiert die 
RVNr. zugleich die interne Organi-
sationsstruktur der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte (BfA): 
Für die Verwaltung der Versicher-
ten- und Rentenkonten sind drei 
Leistungsabteilungen zuständig. 
Jede der Leistungsabteilungen be-
arbeitet ein Drittel der Mitglie-
derkonten, wobei die Tageszahl 
des Geburtsdatums eines Mitglieds 
bestimmt, welche Leistungsabtei-
lung zuständig ist. 
Die Leistungsabteilungen sind in 
sich hierarchisch aufgebaut, wobei 
die unterste Ebene dieser Hier-



58 

archie eine sog. Rate ist. Eine 
Rate besteht im allgemeinen aus 
vier Mitarbeitern. Die Prüfziffer 
der Versicherungsnummer legt 
fest, von welcher Rate das jewei-
lige Konto bearbeitet wird. Somit 
läßt sich schon aus der Versiche-
rungsnummer erkennen, welche 
Rate für dieses Konto zuständig 
ist. 
Im Beispiel bedeutet das: Das Ver-
sicherungskonto von August Jeder-
mann wird in der Leistungsabtei-
lung 2 von der Rate 8 bearbeitet. 
Die so erzeugte RVNr. ist schon 
immer zur Verwaltung der Bestän-
de der Rentenversicherungsträger, 
der Krankenkassen und für be-

stimmte Aufgaben der Bundesan-
stalt für Arbeit (z.B. in Arbeitser-
laubnisverfahren) benutzt worden. 
Auch die Arbeitsmedizinischen 
Dienste der Berufsgenossenschaften 
benutzen die RVNr., eine Verwen-
dungsart, die der Bundesbeauf-
tragte für den Datenschutz schon 
immer für rechtswidrig gehalten 
hat (3. TB, S. 41 ff; 5. TB, S. 68 
ff; 7. TB, S. 40). 
Nach dem Volkszählungsurteil kann 
keine rechtsfreie Phase der Infor-
mationsverarbeitung mehr zulässig 
sein. Entsprechend müßte die Ver-
wendung der RVNr. gesetzlich ge-
regelt werden. Dies sieht dann in 
der letzten, mir zugänglichen Fas-
sung des 1. SGB ÄndG so aus: 

Die Informationsflüsse stellen sich im Überblick so dar: 

Arbeitnenner 

Arbeitgeber 

Krenkenne» 

für Angestellte 

Bunder 
sereicheningsanstan 
für Angestellte 

für Arbelter 

Ditenetelle der 
Deuteehen Renten-
refeleherung 

Bundeseneten 
für Arbelt 

Landeeserslcherungr 
enetelten und sonstige 
Rentenserelcherungr 
träger 
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„Fünfter Titel 
Verwendung der Versicherungsnummer 

§ 18f 
Zulässigkeit der Verwendung 

(I) Die Sozialversicherungsträger, ihre Ver-
bände, ihre Arbeitsgemeinschaften, die Bundesan-
stalt für Arbeit, die Deutsche Bundespost, soweit 
sie mit der Berechnung oder Auszahlung von So-
zialleistungen betraut ist, und die Künstlersozial-
kasse dürfen die Versicherungsnummer nur erhe-
ben, speichern oder verwenden, soweit dies zur 
personenbezogenen Zuordnung der Daten für die 
Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe nach diesem 
Gesetzbuch erforderlich ist.53ei Untersuchungen 
Iür Zwecke der Prävention, der Rehabilitation und 
der Forschung, die dem Ziel dienen, gesundheitli-
chen Schäden bei Versicherten vorzubeugen oder 
diese zu beheben, und für entsprechende Dateien 
darf die Versicherungsnummer nur erhoben, ge-
speichert oder verwendet werden, soweit ein ein-
heitliches Ordnungsmerkmal zur personenbezoge-
nen Zuordnung der Daten bei langfristigen Beob-
achtungen erforderlich ist und der Aufbau eines 
besonderen Ordnungsmerkmals mit erheblichem 
organisatorischem Aufwand verbunden wäre oder 
mehrere der in Satz 1 genannten Stellen beteiligt 
sind, die nicht über ein einheitliches Ordnungs-
merkmal verfügen. 

(2) Die anderen in § 35 des Ersten Buches ge-
nannten Stellen dürfen die Versicherungsnummer 
nur erheben, speichern oder verwenden, soweit im 

Einzelfall oder in festgelegten Verfahren eine Of-
fenbarung von Daten gegenüber den in Absatz 1 
genannten Stellen oder ihren Aufsichtsbehörden, 
auch unter Einschaltung von Vermittlungsstellen, 
für die Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe nach 
diesem Gesetzbuch erforderlich ist. Satz 1 gilt für 
die in § 69 Abs. 2 des Zehnten Buches genannten 
Stellen für die Erfüllung ihrer dort genannten Auf-
gaben entsprechend. 

Laut amtlicher Begründung (5. 10) 
ist es "Ziel des Gesetzentwurfs zu 
verhindern, daß die Versicherungs-
nummer ein allgemeines Personen-
kennzeichen wird. Deshalb werde 
die Verwendung der RVNr. außer-
halb der Rentenversicherung einge-
schränkt" (S. 10). Was man sich 
unter "einer einschränkenden Ver-
wendung" vorzustellen hat, wird 
weder durch die Begründung des 1. 
SGB ÄndG deutlich, noch wird 
dies klarer, wenn man sich die 
Antwort der Bundesregierung v. 
11.5.88 auf eine kleine Anfrage 
zur faktischen Verwendung der 
RVNr. durchliest (BT-Drs. 11/ 
2300). Ein kurzer historischer 

(3) Andere Behörden, Gerichte, Arbeitgeber oder 
Dritte dürfen die Versicherungsnummer nur erhe-
ben, speichern oder verwenden, soweit dies für die 
Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der in Ab-
satz 1 genannten Stellen erforderlich ist 

1. bei Mitteilungen, für die die Verwendung von 
Versicherungsnummern in Rechtsvorschnften 
vorgeschrieben ist, 

2. im Rahmen der Beitragszahlung oder 

3. bei der Leistungserbringung einschließlich Ab-
rechnung und Erstattung. 

Ist anderen Behörden, Gerichten, Arbeitgebern 
oder Dritten die Versicherungsnummer vom Versi-
cherten oder seinen Hinterbliebenen oder nach 
dem Zweiten Kapitel des Zehnten Buches befugt 
offenbart worden, darf die Versicherungsnummer, 
soweit die Offenbarung von Daten gegenüber den 
in Absatz 1 und den in § 69 Abs. 2 des Zehnten 
Buches genannten Stellen erforderlich ist, verwen-
det werden. 

(4) Die Versicherungsnummer darf auch verwen-
det werden bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten im Auftrag gemäß § 80 des Zehnten 
Buches. 

(5) In den Fällen der Absätze 2 und 3 darf die 
Versicherungsnummer nicht zur Ordnung oder Er-
schließung von Dateien verwendet werden. 

§ 18 g 
Angabe der Versicherungsnummer 

Vertragsbestimmungen, durch die der einzelne 
zur Angabe der Versicherungsnummer für eine 
nicht nach § 181 zugelassene Verwendung ver-
pflichtet werden soll, sind unwirksam. Eine befugte 
Offenbarung der Versicherungsnummer begrün-
det kein Recht, die Versicherungsnummer in ande-
ren als den in § 18f genannten Fällen zu spei-
chern." 

Rückblick indessen ist geeignet, 
die Sinne ein wenig zu schärfen. 
Der Rechtsausschuß des Deutschen 
Bundestages hat in seiner 97. Sit-
zung v. 5. Mai 1976 - überra-
schend und ohne jede Begründung 
- den Entwurf eines Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG) nur mit 
folgender Maßgabe gebilligt: 
"Die Entwicklung, Einführung und 
Verwendung von Numerierungssy-
stemen, die eine einheitliche Nu-
mer ierung der Bevölkerung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ermöglichen (Personenkennzeichen) 
ist unzulässig." 
Als Reaktion auf diesen Beschluß 
haben die Abgeordneten Benno Er-
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hard und Genossen am 26.10.1977 
den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Reichsversicherungs-
ordnung mit folgenden Zielen ein-
gebracht (BT-Drs. 8/1086): 
Die Ermächtigungsnorm des § 319 
RVO sollte so begrenzt sein, daß 
die Rentenversicherungsnum mer 
auf keinen Fall zu einem einheit-
lichen Kennzeichen für alle Sozi-
alversicherungsträger wird. Insbe-
sondere sollte verhindert werden, 
daß die Krankenkassen die RVNr. 
verwenden dürfen. 

Aus den Plenarprotokollen wird 
deutlich, worauf sich diese Absicht 
der (CDU-) Abgeordneten bezog 
(8. Wahlperiode, 61. Sitzung v. 
8.12.1977, S. 4639 ff): Bei der 
Einfügung der Ermächtigung des § 
319 RVO war beabsichtigt, das im 
Entwurf eines Bundesmeldegesetzes 
vorgesehene Personenkennzeichen 
(PK)zu verwenden: 
"Als Versicherungsnummer soll 
grundsätzlich das PK verwendet 
werden ... Falls sich die Einfüh-
rung des PK verzögert, ist vorge-
sehen, bis zu seiner Einführung die 
VNr. der Rentenversicherung zu 
verwenden, damit unterschiedliche 
VNrn. in der Krankenversicherung 
und der Rentenversicherung ver-
hindert werden." 
1319 RVO atmet also den Geist 
dep gescheiterten Bundesmeldege-
setzes. Das veränderte verfas-
sungsrechtliche Verständnis, das im 
Votum des Rechtsausschusses zum 
Ausdruck kommt, mußte deshalb in 
der Sicht des Jahres 1977 dazu 
führen, die Ermächtigungsnorm des 
§ 319 RVO auf das rechtstaatlich 
Gebotene zu begrenzen. 
Bekanntlich ist der o.a. Gesetzent-
wurf parlamentarisch nicht weiter 
verfolgt worden. 
Das - inhaltlich nicht näher be-
gründete - Votum des Rechtsaus-
schusses ist durch das BVerfG im 

sog. Volkszählungsurteil an zwei 
Stellen bestätigt worden (BVerfGE, 
S. 1 ff): 
Das Gericht spricht von 
"einheitliches Personenkennzeichen 
oder sonstiges Ordnungsmerkmal" 
(S. 53); 
"einheitliches, für alle Register 
und Dateien geltendes Personen-
kennzeichen oder dessen Substitut" 
(S. 57). 
Auch das Bundesverfassungsgericht 
erläutert diese Ausführungen nicht 
im einzelnen. 

Der Bundesbeauftragte für 
Datenschutz Hans-Peter Bull 
in seinem Tätigkeitsbericht 
1982 (5. TB, S. 68/69) den 
wähnten früheren Entwurf 
Abgeordneten Benno Erhard 
Genossen wieder aufgegriffen 

den 
hat 
für 
er-
der 
und 
und 

- noch vor dem Erlaß des Volks-
zählungsurteils - Grundlegendes zu 
den Risiken bei der Verwendung 
dieser RVNr. ausgeführt. Die ent-
scheidenden Sätze lauten: 
"Es kann kein vernünftiger Zweifel 
bestehen, daß diese Risiken (die 
im Entwurf von B. Erhard be-
schrieben werden, B.L.) für die 
Privatsphäre der Bürger auch heu-
te noch bestehen. Hinzu kommt 
ein weiteres, eher strukturelles 
Risiko. Die gesetzliche Sozialver-
waltung erfaßt heute etwa 90% 
der Gesamtbevölkerung. Eine ge-
meinsame Nummer für diesen 
großen schon jetzt kaum mehr 
überschaubaren Bereich hätte zur 
Konsequenz, daß die Vielfalt der 
unterschiedlichen Informations-
prozesse und unterschiedlichen 
Interessen nach einem einheitli-
chen Prinzip organisiert wäre. Es 
ist darüber hinaus davon auszuge-
hen, daß Dritte, zu denken wäre 
etwa an Arbeitgeber oder Ärzte, 
ihre Bestände mit dem gleichen 
Ordnungsmerkmal organisieren. Das 
Risiko einer derartigen Entwick-
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lung sehe ich - in Übereinstim-
mung mit vergleichbaren ausländi-
schen Erfahrungen - in der Un-
überschaubarkeit des so entste-
henden Systems von Informations-
beziehungen und den fehlenden 
Möglichkeiten, die einmal ent-
standene Organisationsstruktur je 
nach politischem Willen jemals 
noch zu ändern. Schon aus Kosten-
gründen wäre dies nicht durch-
setzbar." 
Was man also unter einer "ein-
schränkenden Verwendung der 
VNr." zu verstehen hat, kann man 
immer noch und kaum besser in 
dem Gesetzentwurf der CDU-Bun-
destagesabgeordneten lesen. Es ist 
deshalb Orwel ls Neusprach, wenn 
das gleiche Thema im 1. SGÄndG 
vom 22.10.19871 so als gäbe es 
kein Gedächtnis, als Einschränkung 
der VNr. behandelt wird: Das 1. 
SGB ÄndG läßt die Verwendung 
der VNr. praktisch unbeschränkt 
zu. Die VNr. ist damit Ordnungs-
Merkmal nahezu der gesamten Be-
völkerung im großen Bereich der 
sotialen Sicherungssysteme. 

Was mit diesem, scheinbar neben-
sächlichen Gesetz, das als erstes 
der Bonner Reformvorhaben verab-
schiedet ist, gemeint ist, wird 
deutlicher, wenn man es mit ande-
ren Reformvorhaben in Zusammen-
hang liest. 

3. Von der Ausweiskarte für Bau-
arbeiter zum Sozialversicherungs-
ausweis 

Wer die skandalösen parlamentari-
schen Verfahren bei den sog. Si-
cherheitsgesetzen erlebt hat, sollte 
sich dies als allgemeines strategi-
sches Muster einprägen. Folgende 
Taktiken muß man inzwischen be-
herrschen: 

* die Rudettaktik 
Parlamentarier und Datenschutzbe-
auftragte werden in einer kaum 
durchschaubaren zeitlichen Abfolge 
mit neuen Gesetzen bombardiert. 
Die Erfahrung spricht dafür, daß 
nur wenige Menschen in der Bun-
desrepublik auch nur die Zeit ha-
ben, dies alles zur Kenntnis zu 
nehmen. 

* die Vernebelungstaktik 
Man gibt Gesetzentwürfen irrefüh-
rende oder auch euphemistische 
Benennungen in der Erwartung, 
daß die zuständigen Parlamentarier 
und Datenschutzbeauftragten neue 
Entwürfe erst gar nicht zur 
Kenntnis nehmen. Genau dies ist 
nach glaubhafter Versicherung von 
Beteiligten beim 1. SGÄndG zu-
nächst passiert. Die Überschrift 
dieses Gesetzes handelt nämlich 
zunächst von der politisch nicht 
sehr wesentlichen Pfändung etc. 
von Ansprüchen auf Sozialleistun-
gen. 
Ein Schurke auch, der hinter der 
Überschrift "Entwurf eines Geset-
zes zur Förderung der Beschäfti-
gung" Böses vermutet (Referenten-
entwurf des BMA v. 23.3.1984). 
Nur einem solchen böswilligen Le-
ser konnte auffallen, daß sich in 
dem umfangreichen Werk u.a. ein 
"Gesetz über die Ausweiskarte für 
Arbeitnehmer Im Baugewerbe" ver-
barg. Der frühere Bundesdaten-
schutzbeauftragte hat seinen bösen 
Willen, das VZ-Urteil noch frisch 
in Erinnerung, im 7. TB (S. 40 f) 
gezeigt und den Entwurf für die 
vergangene Legislaturperiode ge-
stoppt. 

* die Ermüdungstaktik 
Zu lösen ist die Aufgabe, wie man 
etwa kritisches Potential auf fal-
sche Fährten lockt und die weni-
gen, dann noch übrigbleibenden 
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Kämpfer so mit neuen Gesetzent-
würfen vollschmeißt, daß selbst 
gutwillige, besoldete Datenschützer 
den Überblick verlieren. 
Damit diese Taktik aufgeht, müßte 
es zunächst gelingen, den Neben-
kriegsschauplatz "Volkszählung" 87 
als elementares Problem von 
Rechtsstaat und Demokratie auf-
zubauen. Diese Taktik ist offen-
sichtlich aufgegangen. In die allge-
meine Erschöpfung hinein mußte 
sodann, den Regeln dern Rudeltak-
tik folgend, ein datenschutzrele-
vantes Gesetz nach dem anderen 
eingebracht werden. Neben den 
hier erwähnten Sozialgesetzen sind 
dies: 
- der Entwurf eines neuen BDSG 
- eine Novellierung des Betriebs-
verfassungs-Gesetzes (BetrVG 72) 

Telekom m unikationsordnung, 
Fernmeldeanlagengesetz und Post-
strukturgesetz 
- Verfassungsschutz m ittei lungsge-
setz 
und schließlich ein immer deutli-
cher werdender Einfluß europäi-
scher Gesetzgebung. 
Wer mag angesichts dieser gravie-
renden Strukturveränderungen in 
zahlreichen gesellschaftlichen Be-
reichen noch über die Relevanz 
eines Sozialversicherungsausweises 
streiten? 

• die Spaltungstaktik 
Bei so guter Vorbereitung ist es 
dann keine Schwierigkeit mehr, die 
letzte verbleibende Aufgabe zu lö-
sen, nämlich die trotz allem noch 
an Bürgerrechten interessierten 
Kreise zu zwingen, sich auf die 
Kritik einzelner Vorhaben mit ih-
ren Einzelheiten zu beschränken. 
Deutlich sichtbar wird dies in der 
Entschließung des Datenschutzbe-
auftragten vom 6. Juli 88. Dieses 
mehr oder weniger, aber im Er-
gebnis funktionierende Gremium 
sah sich nicht in der Lage, eine 

gemeinsame Stellungnahme zum 
neuen Ausweis und zum SGÄndG 
abzugeben: Die Konferenz hat als 
ernstzunehmendes Instrument abge-
dankt. 

Das Vorhaben selbst, um das es 
hier geht, ist schnell beschrieben: 
die grundlegende Vorschrift lautet 
(9 95 SGB 
"Jeder beschäftigte erhält einen 
Sozialversicherungsausweis. Der 
Sozialversicherungsausweis ist nach 
Maßgabe der nachfolgenden Vor-
schriften bei Ausübung der Be-
schäftigung mitzuführen, beim Ar-
beitgeber und bei Kontrollen zur 
Aufdeckung der illegalen Beschäf-
tigungsverhältnisse vor zulegen 
sowie zur Verhinderung von Lei-
stungsrnißbrauch beim zuständigen 
Leistungsträger zu hinterlegen." 
Er enthält folgende Daten: VNr., 
Familienname, ggf. Geburtsname 
sowie weitere Angaben, die der 
BMA durch Rechtsverordnung be-
stimmt (9 101 Nr. 1 SGB IV). 
Ausgestellt wird der Ausweis beim 
DEVO/DÜVO-Meldeverfahren durch 
den zuständigen Rentenversiche-
rungsträger (9 96 Abs. 1 SGB IV), 
Zur Mitführung eines Ausweises 
sind Arbeitnehmer verpflichtet, die 
in folgenden Bereichen arbeiten: 
• Schaustel lergewerbe 
• Baugewerbe 
• Gebäudereinigungsgewerbe 
• weiter, vom BMA zu bestim-
mende Wirtschaftsbereiche (9 101 
Nr. 3 SGB IV). 
Alle anderen Arbeitnehmer müssen 
ihn bei Beginn des Beschäftigungs-
verhältnisses lediglich vorlegen. 
Auf dieser Basis baut der Entwurf 
sodann ein neues Meldeverfahren 
auf für folgende Gruppen: 
• Arbeitnehmer aus den erwähnten 
Wirtschaftsbereichen ("Sofor tmel-
dungen", § 130 SGB IV) 
• geringfügig Beschäftigte (9 104 
i.V. mit § 8 SGB IV). 
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Das Meldeverfahren stellt sich 
im überblick so dar: 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

Einzugsstelle für den Ge-
samtsozialversicherungs-
beitrag (Krankenkasse, vgl 
§ 281 SGB IV lt. Drucksa-
che 11/2221 

A 
(für geringfügig 

Beschäftigte) 

Datenstelle der Träger d. 
Deutschen Rentenversiche-

rung ( DSRV ) 

Bundesanstalt für 
Arbeit 

Der Gesetzentwurf will "ein In-
strumentarium zur Bekämpfung il-
legaler Beschäftigung, von Lei-
stungsmißbrauch und mißbräuchli-
cher Ausnutzung der Geringfügig-
keitsgrenze" schaffen und zwar 
durch 
* "die Einführung des Sozialversi-
cherungsausweises 
* die Einbeziehung geringfügiger 
Beschäftigter in das bestehende 
Meldeverfahren zur Sozialversiche-
rung 

* die Festschreibung der "Gering-
verdienergrenze auf das Niveau 
von monatlich 600 DM". 
Der Entwurf soll also vor allem 
auch nebenbei verdienende Studen-
ten in das System der sozialen Si-
cherung einbeziehen. 
Es hieße indessen, die Phantasie 
des Gesetzgebers zu unterschät-
zen, wenn man glaubt, dieser habe 
mit dem neuen "fälschungssiche-
ren" (und natürlich maschinenles-
baren) Ausweis, den neuen Daten 
bei Krankenkassen, DSRV und Bun-
desanstalt für Arbeit sein Pulver 
schon verschossen. Dies wird 
sichtbar bei der Lektüre des Ge-
sundheitsreformgesetzes (GRG). 

4. Die Reform des Gesundheitswe-
sens 

Das GRG, das als 5. Buch des 
SGB gedacht ist, sieht folgende 
hier zu behandelnde Instrumente 
vor: 

* die Versichertennummer (9 298 
SGB V) 
"Die Krankenkasse verwendet für 
jeden Versicherten eine Versicher-
tennummer." 
Vorsicht beim Lesen: Das 1. SGB 
ÄndG regelt die Verwendung der 
Versicherungsnummer, nicht die 
der Versichertennummer. 
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* die Krankenversicherungskarte (§ 
299 SGB V) 

4 299 

Krankenversicherungskarte 

(1) Die Krankenkasse stellt für jeden Versicherten 
eine Krankenversicherungskarte aus. Die Karte kann 
den Krankenschein nach § 15 ersetzen, wenn die Spit-
zenverbände der Krankenkassen und die Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigungen durch Vereinbarungen 
nach § 303 die bundesweite Einführung sowie die 
bundeseinheitliche Gestaltung vorsehen. 

(2) In die Krankenversicherungskarte sind neben 
der Bezeichnung der Krankenkasse Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift, Versichertennummer, Ver-
sichertenstatus sowie der Tag des Beginns des Versi-
cherungsschutzes aufzunehmen. Weitere Angaben 
durfen nicht aufgenommen werden. 

* das Versichertenverzeichnis (§ 
292 SGB V) 

§ 292 

Versichertenverzeichnis 

Die Krankenkasse hat ein Versichertenverzeichnis 
zu I iihren. Das Versichertenverzeichnis hat alle Ange-
hen zu enthalten, die zur Feststellung der Versiche-
rungspflicht oder -berechtigung, zur Bemessung und 
Einziehung der Beiträge, soweit nach der Art der Ver-
sicherung notwendig, sowie zur Feststellung des Lei-
stungsanspruchs einschließlich der Versicherung 
nach § 10 erforderlich sind. 

Die Funktion dieser, man könnte 
sagen, Stammdaten, erschließt sich 
bei der Lektüre weiterer Vor-
schriften: 

§ 293 

Angaben über Leistungsvoraussetzungen 

(1) Die Krankenkasse hat Leistungen, die zur Prü-
fung der Voraussetzungen späterer Leistungsgewäh-
rung erforderlich sind, aufzuzeichnen. Hierzu gehö-
ren insbesondere Angaben zur Feststellung der Vor-
aussetzungen von Leistungsansprüchen bei Kranken-
hausbehandlung, medizinischen Leistungen zur Ge-
sundheitsvorsorge sowie zur Feststellung der Voraus-
setzungen der Kostenerstattung und zur Leistung von 
Zuschüssen. Im Falle der Arbeitsunfähigkeit ist auch 
die Art der Erkrankung aufzuzeichnen. 

(2) Die Krankenkasse hat auch die Angaben, die zur 
Prüfung der Voraussetzungen der Beitragsrückzah-
lung (§ 73) erforderlich sind, aufzuzeichnen. 

9 294 

Verordnete Leistungen 

(1) Die Krankenkassen haben aus den Abrech• 
nungshelegen die von den Kassen- und Vertragsarz-
ten und den Kassenzahn- und Vertragszahnarzten 
verordneten Leistungen arzt- und versichertenbe-
ziehbar auf maschinell verwertbaren Datenträgem für 
die Prüfungen nach § 114 aufzuzeichnen. 

(2) Die Krankenkassen übermitteln die Aufzeich-
nungen der verordneten Leistungen arztbezogen den 
Kassenärztlichen Vereinigungen auf maschinell ver-
wertbaren Datenträgern für die Prüfungen nach 
4114. Eine versichertenbezogene Übermittlung ist 
nur zulässig, soweit der Kassenarzt im Rahmen eines 
Prüfverfahrens die Verordnungsweise darzulegen 
hat. 

* Medizinischer Dienst der Kran-
kenversicherung (§§ 283 ff SGB V) 

9 283 

Begutachtung und Beratung 

(1) Die Krankenkassen sind in den gesetzlich be-
stimmten Fällen oder wenn es nach Art, Schwere, 
Dauer oder Häufigkeit der Erkrankung oder nach dem 
Krankheitsverlauf erforderlich ist, verpflichtet, 

1. bei Erbringung von Leistungen, insbesondere zur 
Prüfung von Voraussetzung, Art und Umfang der 
Leistung, 

2. zur Einleitung von Maßnahmen zur Rehabilitation, 
insbesondere zur Aufstellung eines Gesamtplans 
nach 9 5 Abs. 3 des Gesetzes über die Angleichung 
der Leistungen zur Rehabilitation, im Benehmen 
mit dem behandelnden Arzt, 

3. bei Arbeitsunfähigkeit 

a) zur Sicherung des Behandlungserfolges, insbe-
sondere zur Einleitung von Maßnahmen der 
Leistungsträger für die Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit, oder 

b) .zur Beseitigung von begründeten Zweifeln an 
der Arbeitsunfähigkeit, insbesondere auf Ver-
langen des Arbeitgebers, wenn er begründete 
Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit darlegt, 

eine gutachtliche Stellungnahme des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung (Medizinischer 
Dienst) einzuholen. 

(2) Die Krankenkassen und ihre Verbände sollen 
bei der Erfüllung anderer als der In Absatz 1 genann-
ten Aufgaben im notwendigen Umfang den Medizini-
schen Dienst zu Rate ziehen, insbesondere für allge-
meine medizinische Fragen der gesundheitlichen 
Versorgung der Versicherten, für Vertragsverhand-
lungen mit den Leistungserbringern und für Beratun-
gen der gemeinsamen Ausschüsse von Ärzten und 
Krankenkassen, insbesondere der Prüfungsaus-
schüsse. 
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(3) Die Ärzte des Medizinischen Dienstes sind bei 
der Wahrnehmung ihrer medizinischen Aufgaben nur 
ihrem ärztlichen Gewissen unterworfen. Sie sind nicht 
berechtigt, in die ärztliche Behandlung einzugrei-
fen. 

284 

Zusammenarbeit 

(1) Die Krankenkassen sind verpflichtet. dem Medizi 
nischen Dienstdie fur die Beratung und Begutachtung 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen und Auskünfte 
zu erteilen. 

(2) Die Ante des Medizinischen Dienstes sind be-
fugt, bei stationärer Behandlung der Versicherten die 
Krankenhauser und Vorsorge- oder Rehabilitations-
einrichtungen zu betreten, wenn es im Einzelfall zu 
einer gutachtlichen Stellungnahme über die Notwen-
digkeit und Dauer der Krankenhausbehandlung er-
forderlich ist. 

f 285 

Mitteltungspnichten 

(1) Der Medizinische Dienst hat dem an der kessen-
und vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden 
Arzt, sonstigen Leistungserbringern, über deren Lei-
stungen er eine gutachtliche Stellungnahme abgege• 
ben hat, und der Krankenkasse das Ergebnis der Be-
gutachtung und die erforderlichen Angaben über den 
Befund mitzuteilen. 

(2) Die Krankenkasse hat, solange ein Anspruch auf 
Fortzahlung des Arbeilsentgelts besteht, dem Arbeit-
geber und dem Versicherten das Ergebnis des Gut-
achtens des Medizinischen Dienstes über die Arbeits-
unfähigkeit mitzuteilen, wenn das Gutachten mit der 
Bescheinigung des Kassenarztes im Ergebnis nicht 
übereinstimmt. Die Mitteilung darf keine Angaben 
über die Krankheit des Versicherten enthalten. 

5. Warum man den Staat als Bür-
gerinitiative oder Verbraucher-
schutzorganisation sehen muß 

Man könnte und müßte zu diesen 
Gesetzen und Entwürfen viel sa-
gen, viel kritisieren und im Detail 
belegen. Diese zumindest für Ver-
waltungs- und Verfassungsjuristen 
genußreiche Aktivität will ich mir 
hier nicht nur aus Platzgründen 
versagen. Wichtiger scheint die 
politische Bewertung dieses auch 
für Datenschutzfachleute kaum 
mehr überschaubaren Gesamtkunst-
werks. 
Günter Borchert, ein früherer Mit-
arbeiter des Bundesverbandes der 
Ortskrankenkassen und heute 

Hochschullehrer, beklagt in seinem 
Aufsatz über das GRG die Politi-
sierung des Datenschutzes, sieht 
den Datenschutz im Großen und 
Ganzen gewährleistet, "vermag" 
auch in der Vergabe oder Nicht-
vergabe von Versichertennummern 
keine besonderen Probleme erken-
nen. Über diese Positionen könnte 
man noch streiten. Der folgende 
Satz verdient indessen besondere 
Aufmerksamkeit (5. 394): 
"Man kann die Funktionen der 
Krankenversicherung teilweise am 
treffendsten dadurch kennzeichnen, 
daß man die Kassen als Verbrau-
cherschutzorganisationen ihrer Ver-
sicherten bezeichnet." 
Haben wir richtig gelesen: Die 
Krankenkassen als "Verbraucher-
schutzorganisationen"? Eine Insti-
tution des öffentlichen Rechts, der 
durch die neuen und schon ge-
schaffenen Gesetze ein Zwangs-
apparat zur Verfügung gestellt 
wird, der fast die gesamte Bevöl-
kerung betrifft. Ist diese In-
stitution gewissermaßen eine Bür-
gerinitiative sui generis? Die 
Bürger und Bürgerinnen im Schul-
terschluß mit ihren Kassen gegen 
die bösen Ärzte und die gierige 
Pharmaindustrie? Das kann doch 
wohl nicht wahr sein! 
Aber es ist wahr, zumindest für 
das Selbstverständnis der Kran-
kenkassen. Borcherts Satz trifft 
daher ins Schwarze. Wer mehr 
über dieses Selbstverständnis der 
herrschenden Gesundheitspolitiker 
wissen möchte, kann dies genauer 
in einer wieder aktuell gewordenen 
Aufsatz von Rolf Neuhaus aus 
dem Jahr 1979 nachlesen. Seine 
Träume scheinen mit den neuen 
Gesetzen wahr zu werden: Die 
Krankenkassen als der zentrale ge-
Sellschaftliche Ort, in dem über 
die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen der Bevölkerung entschie-
den werden soll. 
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Etwas provokativ könnte man es 
so formulieren: Die Krankenkassen 
wären als der künftig zentrale Ort 
sozialer Kontrolle zu entdecken. 
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Berufsorganisationen: 
SOZIALDEMOKRATEN IN DER POLIZEI 

In unregelmäßigen Abständen haben wir bereits in früheren Ausgaben 
Berufsorganisationen der Polizei vorgestellt bzw. zu Worte kommen las-
sen. Die Vielfalt an Berufsorganisationen (Gewerkschaften, Parteiar-
beitsgemeinschaften in der Polizei, unabhängige Gruppen wie das Ham-
burger Signal) zeigen an, daß die Polizei kein monolithisch geschlos-
sener Block ist, sondern unterschiedlichste politische Strömungen und 
Berufsverständnisse in der Polizei um Einfluß streiten. Der folgende 
Text ist eine Selbstdarstellung der "Sozialdemokraten in der Polizei". 

Der Vorstand der sozialdernokrati-
schen Partei Deutschlands und der 
Bundesvorstand der Arbeitsgemein-
schaft für Arbeitnehmerfragen in 
der SPD (AfA) haben im Frühjahr 
1986 die Anregung einiger enga-
gierter Sozialdemokraten im Po-
lizeibereich einhellig aufgenom-
men, einen bundesweiten Zusam-
menschluß aller sozialdemokrati-
schen Polizeiangehörigen zu för-
dern. 
Die rund 40.000 Sozialdemokraten, 
die in unterschiedlichsten Funktio-
nen in den Polizeien des Bundes 
und der Länder beschäftigt sind, 
waren seit jeher in den für die 
Betriebsorganisation der SPD typi-
schen Berufsgruppen der Arbeits-
gemeinschaft für Arbeitnehmer-
fragen zusammengefaßt. Anfang 
1986 wurden in den verschiedenen 
Bundesländern sowie im Bundes-
grenzschutz und im Bundeskrimi-
nalamt etwa 100 Polizei-Betriebs-
gruppen gezählt. Sie vermitteln 
einer wachsenden Zahl von Poli-
zeiangehörigen sozialdemokratische 
Ziele und Grundwerte und gewin-
nen sie vereinzelt auch für eine 
Mitarbeit in der Partei. Darüber 
hinaus öffnen sie den sozialde-
mokratischen Arbeitnehmern im 
Polizeibereich Wege, die in die 
Entscheidungsgremien sozialdemo-
kratischer Politik führen. 

Bereits im Apri l des Vorjahres 
trafen 35 sozialdemokratische Ver-
treter der 11 Länderpolizeien, des 
BKA, des BGS sowie der Gewerk-
schaft der Polizei in Bad Honnef 
mit Vorstandsmitgliedern der Par-
teigremien zu einem Vorgespräch 
zusammen. Ein Gründungsausschuß 
formulierte einen "Leitfaden zur 
wirkungsvollen Betriebsgruppenar-
beit in der Polizei" und bereitete 
die Gründungsversammlung für 
einen "Zentralen Betriebsgruppen-
ausschuß Pol izei in der AfA" vor. 

Sinn und Zweck einer Zusammen-
arbeit auf Bundesebene sollten u.a. 
sein: 
* Förderung und Koordinierung der 
Betriebsarbeit im Polizeibereich 
* Erarbeitung eines neuen "Berufs-
bildes der Polizei in der demokra-
tischen Gesel lschaft" 
* Beteiligung bei der Erarbeitung 
eines "Sozialdemokratischen Pro-
gramms zum inneren Frieden" 
* Beratung der Partei- und Frak-
tionsgremien in allen die Pol izei 
betreffenden Fragen 
* Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen den Sozialdemokraten in 
der Polizei (SIP), der Arbeits-
gemeinschaft sozialdemokratischer 
Juristen (AsJ), der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) und anderer 
fortschrittlicher Gruppen, die sich 
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mit rechts- und innenpolitischen 
Themen befassen. 

Im September 1986 fand in Düs-
seldorf in Anwesenheit des nord-
rhein-westfälischen Innenministers, 
Herbert Schnoor, und des Bundes-
vorsitzenden der Gewerkschaft der 
Polizei, Günter Schröder, sowie 
der Vertreter aus al len Bundes-
ländern, des BGS und des BKA die 
konstituierende Sitzung des "Zen-
tralen Betriebsgrupppenausschusses 
der Polizei in der AfA" statt. Der 
Verabschiedung der "Leitlinien" 
folgte die Wahl eines "Sprecher-
rats" und eines Vorsitzenden. Der 
Zusammenschluß fand in den Me-
dien bundesweit Beachtung. 

Mehr noch wurde die am Tage 
nach der Konstituierung durchge-
führte und von etwa 500 Polizei-
angehörigen aus dem ganzen Bun-
desgebiet besuchte "Innenpol itische 
Fachtagung der SPD" in Essen mit 
Lob und Aufmerksamkeit bedacht. 
Sie stand unter dem Motto "Inne-
rer Frieden, Minderheitenschutz, 
kulturelle Freiheit" und umriß da-
mit bereits die neuen Wege, die 
die bundesweit agierenden sozial-
demokratischen Polizeiangehörigen 
künftig zu gehen gedachten. Ar-
beitsgruppen zu den Themenberei-
chen "Ist die Demonstrations-
freiheit in Gefahr?", "Sicherheit 
durch Überwachungsgesetze?", "Le-
ben mit Minderheiten - Asylfra-
gen, Ausländerfragen, Roma und 
Sinti" sowie "Kulturpolitik nach 
der Wende" wurden gebildet und 
kamen in Podiumsdiskussionen zu -
für einzelne Polizeibeamte - doch 
überraschenden Ergebnissen. 
Politiker (Herta Däubler-Gmelin, 
Herbert Schnoor, Andreas von 
Schoeler, Jürgen Schmude, Anke 
Martiny u.a.), Gewerkschafter 
(Günter Schröder, Alfred Dietel, 
Kurt Gintzel, Klaus Steffenhagen 

u.a.), Künstler (Klaus Staeck, Lore 
Lorenz, Stefan Wald u.a.), Psycho-
logen, Pfarrer, Juristen und 
Vertreter von Minderheiten disku-
tierten einen ganzen Tag lang mit 
Polizeiangehörigen, was auf beiden 
Seiten zu völ lig neuen Erkenntnis-
sen und zum Abbau vieler Vorur-
teile führte. 

Seither sind zwei Jahre vergangen. 
Sie wurden von den "Sozialdemo-
kraten im Polizeibereich" (SIP), 
wie sich der Zentrale Betriebs-
gruppenausschuß Polizei seit Mitte 
1987 nennt, vor allem zur Konsoli-
dierung der Betriebsgruppenorgani-
sation in allen Bundesländern (vor 
allem in den "Südstaaten") ge-
nutzt. SIP ist in der "Kommission 
Inneres und Recht" beim Partei-
vorstand ebenso vertreten wie in 
den entsprechenden Arbeitskreisen 
der Länder. Dort bringen sie ihre 
Vorstellungen ein und setzen sich 
für deren Umsetzung in den Frak-
tionen des Bundes und der Länder 
ein. 

In einem "Manifest" formulierten 
sie zur Jahrewende 1986/87 ihre 
"Thesen zum Inneren Frieden". Da-
rin setzen sie sich für eine "bes-
sere und effektivere Ausbildung 
der Polizistinnen und Polizisten" 
ebenso ein, wie für eine "vorur-
teilsfreie und vertrauensvolle Bür-
gernähe". Sie wehren sich gegen 
eine "Lösung politischer Konflikte 
durch die Polizei" ebenso, wie sie 
sich "für eine Sicherung der De-
monstrationsfreiheit" einsetzen. Sie 
wenden sich "gegen staatliche 
Überreaktionen" gleichermaßen, 
wie "gegen eine Diffamierung des 
Datenschutzes". Schließlich mahnen 
sie eine "Neubelebung der Frie-
dens- und Entspannungspolitik, ein 
Umsteuern zu ungefährlicheren 
Energien, eine aktive Politik gegen 
Massenarbeitslosigkeit, mehr so-
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ziale Gerechtigkeit, größere Teil-
habe unserer ausländischen Mitbür-
ger, Toleranz gegenüber Anders-
denkenden und die Achtung von 
Minderheiten" an. Das Manifest 
endet in dem Satz: "Die Freiheits-
ordnung unseres Grundgesetzes 
braucht dieses Engagement, nicht 
eine Zuschauerdemokratie.". 

Während eines SIP-Seminars im 
Juni 1987 in Löf/Mosel diskutier-
ten die sozialdemokratischen 
Polizeiangehörigen, die sich als 
äußerst kritikfähig und -willig ge-
genüber herkömmlichen Überlegun-

TAZ 
19.5. 

I N T E 

gen zu Fragen der inneren Sicher-
heit verstehen und auch nach Al-
ternativen suchen, mit dem Bun-
desvorsitzenden der AsJ, Horst 
Isola, mit dem eben pensionierten 
Pol izeiprakt ikter aus Nordrhein-
Westfalen, Dr. Kurt Gintzel sowie 
mit dem Vorsitzenden des Bundes-
tagsinnenausschusses, Hans-
Gottfried Bernrath, Fragen des 
"Gewaltmonopols in der Demo-
kratie", der "Funktion der Polizei 
im Rechtsstaat" und des "Ver-
hältnisses Bürger/Polizei". Die 
Arbeitsergebnisse können über die 
u.a. Adressen bezogen werden. 

R V I E W 

:Normale Polizeikräfte reichen 
Lendesvorstteender der Sosleldentokraten In der Polizei fordert Auflösung der EbLT 

tu: Wie wirkt sich das Rambogebahren der EbLT in 
Wackersdorfundjetzsam 1. Mai in Kreuzbergaufdie 
Stimmung unter Ihren Kollegen aus? 
Georg Kramer: Zur Stimmung unter den Kollegen 
kann ich sehr wenig sagen, dazu habe ich einen zu 
begrenzten Einblick. In meinem Umfeld schwankt 
das zwischen Teilnahmslosigkeit und starkem En-
gagement gegen die EbLT, wie sie im Moment be-
steht. Was mir persönlic h nahegeht, sind die Bilder, 
die vorgestern abend durch die Abendschau gegan-
gen sind. Das sind Dinge, die mir und sicherlich ei-
ner riesengroßen Zahl von Polizeibeamten unwahr-
scheirilich unter die • Haut gehen. Wenn man 
oberflächlich die Rundfunk- und Presseberichte 
verfolgt, kann man kaum mehr unterscheiden, ob 
die Berichterstattung aus Nowa-Huta, Soweto, aus 
Santiago de Chile oder aus Berlin-Kreuzberg 
kommt. Die Sozialdemokraten in der Polizeihaben 
bereits vor dem Einsatz der EbLT in Wackersdorf 
dafür plädiert, diese Einheit so nicht weiter beste-
hen zu lassen beziehungsweise wieder aufzulösen. 

Vor Wackersdorf haben Sie die Forderung nach 
Auflösung noch damit begründet, daß alle anderen 
geschlossenen Einheiten den Ausbildungsstand der 
SPezialfruPPe erreichensollten. Wollen Sie das nach 
den Erfahrungen mit der EnT immernoch? 

Das war insbesondere eine Forderung der Ge-
werkschaft der Polizei, die wir in dem Maße nicht 
übernommen hatten. Um es klar zu sagen: Für Ex-
tremsituationen ist es erforderlich, daß es beson-
ders geschulte, ausgestattete und vor allen Dingen 

flexibel agierende Polizisten geben muß. Dafür ha-
ben wir das Sondereinsatzkommando, daß bei-
spielsweise für Fä lleder Geisel nahme, für Fälleder 
Festnahme von gefährlichen Kriminellen vorgese-
hen ist. Dafür ist es sicherlich erforderlich, daß be-
sonders geschulte, aber professionell vorgehende 
Polizeibeamte gebraucht werden, die aber so vor-
gehen müssen, daß Unbeteiligte davon keinesfalls 
beeinträchtigt werden. Ich meine, daß die Festnah' 
men von Straftätern am Rande von Demonstratio-
nen von den normalen Einsatzbereitschaften gelei-
stet werden können. Im Moment ist es jedoch so, 
daß die Einsatzbereitschaften, die vor allem zur Be, 
kämpfung der Kriminalität und zur Hebung der 
Verkehrssicherheit gebraucht werden, durch die 
Existenz der EbLT geschwächt werden. 

Wiesoll die Fohlerung nach Auflösung der EbLT 
durchgesetzs werden? 

Als politische Organisation von sozialdemokra-
tischen Polizeiangehörigen haben wir keine ande-
ren Möglichkeiten, als an die Öffentlichkeit zu ge-
hen. Als Polizeibeamter habe ich nur die Möglich-
keit zu remonstrieren (Beschwerde einlegen, d. 
Red), aber das fällt nicht in mein Aufgabengebiet. 
Remonstrieren, das müßten die Einheitsführer der 
EbLT oder die Vorgesetzten der Einsatzbereits-
chaften. Das ist auch in dem einen Fall geschehen, 
wo Strafanzeige gegen Überreaktionen einzelner 
Polizeibeamter erstattetwurde. Wir werden uns na-
türlich als Gewerkschafter und über die Personal-
vertretung für eine Auflösung der EbLT einsetzen. 

Das Gespräch fithrte Plutonla Plarre 
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Im Februar 1988 fand in Stuttgart 
die Jahrestagung der SIP mit Neu-
wahlen statt. Hier kritisierten die 
Delegierten die geplanten Gesetze 
der Bonner Regierungskoalition zur 
inneren Sicherheit. Insbesondere 
lehnten sie die Umwandlung des 
Vermummungsverbots zu einem 
Straftatbestand, die Kronzeugenre-
gelung, die Einführung des alten 
Landfriedensbruchtatbestandes und 
das Zusammenarbeitsgesetz mit 
den Geheimdiensten ab. Statt des-
sen forderten sie die Gesetzgeber 
im Bund und in den Ländern auf, 
endlich der Forderung des Bundes-
verfassungsgerichtes nachzukom-
men und Ermächtigungsgrundlagen 
für staatliche Eingriffe in das 
Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung zu schaffen. 

Auf Anregung der SIP veranstal-
tete die SPD-Bundestagsfraktion 
am 4./5. Mai 1988 in Bonn eine 
"Konferenz zur Inneren Sicher-
heit", an der ca. 250 Polizistinnen 
und Polizisten aus dem ganzen 
Bundesgebiet teilnahmen. Neben 
grundsätzlichen Fragen der inneren 
Sicherheit standen vor allem die 
sozialen Probleme der Beschäftig-
ten bei den Polizeien des Bundes 
und der Länder sowie die Ausbil-
dung und eine qualitativ verbes-
serte Nachwuchswerbung im Vor-
dergrund und wurden engagiert und 
z.T. kontrovers diskutiert. 

Auf dem Jahres-Seminar der SIP, 
das Ende Mai in Saarbrücken 
durchgeführt wurde, diskutierten 
35 Delegierte aus den Ländern die 
Folgen des Wegfalls der Grenzkon-
trollen an den EG-Binnengrenzen 
und erarbeiteten ein Stufenkonzept 
zur Neuorientierung im Bereich 
der inneren Sicherheit. Auch die 
Ergebnisse dieses Seminars liegen 
schriftlich vor und können über 
die u.a. Adressen bezogen werden. 

Wer nähere Informationen wünscht 
oder Interesse an einer Mitarbeit 
im SIP hat, kann sich an folgende 
Adressen wenden: 

Jörg Kramer, Karl-Marx-Straße 12, 
1000 Berlin 44, 030/622 47 24 
oder 030/777 61 240 
(Vorsitzender der SIP) 

Hans-J. Braun, Zum Landgraben 
1g, 2406 Stockelsdorf 
(Stellv. Vorsitzender der SIP) 

Adolf Gutmann, Kurze Straße 9, 
7056 Weinstadt 
(Stellv. Vorsitzender der SIP) 

Erhard Krause, Osterweder Straße 
30, 2742 Gnarrenburg-Brillit 
(Sprecher der SIP) 

Armin Hofschulte, Karthäuserhof-
weg 88, 5400 Koblenz 
(Beisitzer im Vorstand der SIP) 

Ulrich Krüger, Am Täufling 1, 
4600 Dortmund 
(Beisitzer im Vorstand der SIP) 

Heiko Loesing, Weimarer Straße 6, 
6200 Wiesbaden 
(Beisitzer im Vorstand der SIP) 

Walter Edenhofer, 011enhauerstr. 
1, 5300 Bonn 1 
(SPD-Parteivorstand, Referat für 
Arbeitnehmerfragen) 

••••••••••••••••••••••• 
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Literatur: 

Mythos und Realität polizeilicher Ordnungswahrung 
zeigeschichtlichen Literatur - Ein Überblick 

Der Glaube, daß uns die Geschich-
te lehren könne, wie wir unsere 
zukünftigen Probleme lösen sol len, 
ist in den, auf ökonomisches 
Wachstum und industriellen Fort-
schritt programmierten, westl ichen 
Gesellschaften schon Ende des 18. 
Jahrhunderts abhandengekommen. 
Diese Auflösung der tradierten 
sozialen Zusammenhänge - von 
ständischen und kommunalen Ord-
nungen -, laßt einerseits eine 
Orientierung am Überkommenen 
nicht mehr zu. Andererseits trägt 
nicht zuletzt diese Auflösung zur 
Entstehung einer abstrakten, in-
haltlich vielfältig ausfül lbaren öf-
fentlichen Ordnung des Staates 
und einer diese durchsetzende In-
stitution bei - die Pol izei. Ord-
nung wird - paral lel zum Fort-
schritt - zum zentraleen Wert des 
19. Jh., wie Alain Faure in einem 
Sammelband feststellt, in dem die 
Debatten eines Colloquiums zum 
Thema "Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Polizei" im Europa 
des 19. Jh. präsentiert werden 
(Societti, S. 14). 
In den letzten Jahren sind nun 
zwar auch in der Bundesrepublik 
die Polizei und die Frage, was 
sich hinter der Leerformel von 
der Aufrechterhaltung von Sicher-
heit und Ordnung historisch jeweils 
verbirgt, auf wissenschaftliches In-
teresse gestoßen. Zu einem inte-
gralen Bestandteil einer histori-
schen Sozialwissenschaft bzw. So-
zialgeschichte wie in Frankreich 
oder England sind diese Themen 
hier aber noch lange nicht gewor-
den, wenngleich die Erkenntnis der 

In der neueren poli-

französischen Revolutionshistoriker, 
daß "die Geschichte der sozialen 
Bewegungen sehr viel dadurch ge-
winnen kann, indem sie sich auf 
die andere Seite der Barrikade be-
gibt" sicher auch für deutsche 
Verhältnisse gilt. Mit dem Unter-
schied jedoch, daß hier die hinter 
den Barrikaden, der Gewalt, dem 
Aufruhr oder gar Revolution ste-
henden Fragen nach den zugrunde-
liegenden sozialen Konflikten und 
Herrschaftsinteressen bis vor kur-
zem nur aus der Perspektive der 
Partei der Ordnung thematisiert 
wurden. Wenn dies heute für die 
Revolution von 1848 sicher nicht 
mehr gilt, hat sie doch nach 1949 
auf der Suche nach demokrati-
schen Vorbildern eine Aufwertung 
erfahren (vgl. zur Umwertung 
Wolfram Siemann, 5. 7 ff), so 
bleibt solch ein Perspektivenwech-
sel für spätere Epochen nicht ohne 
Risiken. Die aktuelle Auseinander-
setzung um Wettes Noske-Biogra-
phie zeigt es. Dies trägt mit dazu 
bei, daß Polizeigeschichte eine 
Domäne von pensionierten, von 
dissertierenden oder dilletierenden 
Polizeibeamten, Staatsanwälten, 
Richtern und Ministerialbeamten 
bleibt. 

1. Polizeigeschichte aus Polizi-
stenaugen 

Dies heißt nicht, daß es sich nicht 
lohnt, solche Werke zur Hand zu 
nehmen. Sie enthalten zum einen -
wie Lüddeckes Darstellung der 
Hildesheimer und Teufels Ge-
schichte der Tuttlinger Polizei In-
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teressante Details, etwa Dienst-
vorschriften, Angaben über die 
Personalstärke, Einsatzbefehle zu 
besonderen Anläßen - die sonst oft 
nur durch mühsame Archivrecher-
chen aufzuspüren sind. Zum ande-
ren aber sind diese Arbeiten Aus-
druck eines in der Polizei weit-
verbreiteten Geschichtsbildes, in 
dem eine, allein auf Recht und 
Ordnung verpflichtete Institution, 

STAATS 
GEWALT 

Politische Verfolgung 
und Innere Sicherheit 
in der Bundesrepublik 

Enno Brand 

Enno Brand, Redakteur der Anti-
AKW-Zeitung atom, analysiert die 
Politik der „Inneren Sicherheit": 

Gesinnungsparagraph 129a, 
heimlicher Überwachungsstaat, 
Datennetz und Polizeiapparat. 

Außerdem dokumentiert er zwölf 
Jahre staatlicher Verfolgung so-

zialer und kritischer Bewegungen: 
von Wyhl bis Wackersdorf. 
Ein Buch, das überfällig ist. 

368 Seiten, DM 28,-
mit vielen Betroffenenberichten 

sowie Fotos von G. Zint 

VERLAG DIE WERKSTATT 
Lotzestr. 24a, 3400 Göttingen 

Telefon 0551 / 7700 557 

sich bemüht, einem nur dunkel an-
gedeuteten Chaos dieser Welt ent-
gegenzutreten. Sie sind deshalb 
auch Spiegelbild polizeilichen 
Selbstverständisses. Beginnt der 
Historiker eine Geschichte des 19. 
Jh. vielleicht mit der Feststellung, 
daß am Anfang Napoleon stand 
oder aber in Deutschland eben das 
Fehlen einer Revolution, eröffnet 
der Soziologe oder Geisteswissen-
schaftler seine Überlegungen etwa 
mit einem Satz über den Zusam-
menhang von Kapitalismus und so-
zialer Mobilisierung und Differen-
zierung, so tut dies der ehemalige 
Leiter der Polizeidirektion Tuttlin-
gen mit dem Satz: "Am Anfang 
des 19 Jh. war allerorts in den 
deutschen Landen die Unsicherheit 
groß. Das Gesindel machte sich 
überal l breit.." Die Notwendigkeit 
und Funktion der Institution der 
Polizei und Gendarmerie ist damit 
scheinbar wie von selbst begrün-
det, wenn sie nicht wie bei Kraus 
und Lüddecke ins Mittelalter zu-
rückprojeziert oder aber wie in 
Böckles Geschichte der Gendarme-
rie gleich in graue' Vorzeit zu-
rückverlegt wird. ("Vom Beginn ei-
nes menschlichen Lebens auf die-
ser Erde (I) bis zum Zeitaler Na-
poleons ist eine exakte Trennung 
zwischen Polizei und Militär nicht 
möglich", S. 7) Was folgt ist die 
immer neue Herausforderung der 
Ordnungsinstanzen durch Kriminali-
tät, "politische Gärung", Aufruhr 
usw. Da gerät Kraus etwa der 
Frankfurter Wachensturm von 1833 
sogleich zu einem veritablen Auf-
stand, der "symptomatisch für die 
Schwäche des Sicherheits- und 
Ordnungswesens der Stadt (war)" 
S. 29, da wird bei Teufel das 
Ende des 1. Weltkriegs zu einem 
"Zusammenbruch der staatlichen 
Ordnung", indem "radikale Ele-
mente und zunehmendes Verbre-
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chertum mögl ichst viel Kapital aus 
der Ungewißheit über die kom-
mende Entwicklung zu schlagen 
(suchten)" und gegenüber denen die 
Polizei nun versuchen mußte "Si-
cherheit, Ruhe und Ordnung" wie-
der herzustellen (S. 129). Selbst 
bei dem in der Wortwahl vorsich-
tigeren Lüddecke bleibt über die 
letzten Jahre der Weimarer Repu-
blik nur die Erkenntnis, daß diese 
"wie überall in Deutschland, für 
die Polizei vom Einsatzgeschehen, 
bedingt durch das Ringen der poli-
tischen Kräfte, der Not der Ar-
beitslosigkeit und der nicht enden-
den Wahlkampfstimmung geprägt 
(waren)" (S. 98). Bei Kraus, dessen 
Werk kennzeichnenderweise von 
der Pressestelle des Frankfurter 
Polizeipräsidiums herausgegeben 
wurde (deren Sprecher er ist), 
setzt sich die Geschichte fort in 
Kapiteln wie "Von Dutschkes Re-
den zum Terror" (S. 226 ff) oder 
"Vom Bombenterror zum Häuser-
kampf"(S. 229 ff). 
Alleine der Ordnung verpflichtet, 
bleibt die Polizei in diesen Dar-
stellungen wie weiland Sisyphus 
immerstrebend bemüht, dem Men-
schen sein Urbedürfnis nach Si-
cherheit und Ordnung zu befriedi-
gen. Und an der Legitimität 
staatlicher Gewalt kann auf diese 
Weise Zweifel kaum aufkommen. 
So werden in Böckles Geschichte 
der Feldjäger und Gendarmerie 
zwar etwa 2.500 deutsche Opfer 
des Aufstandes der Bondelzwarts, 
Herreros und Hottentotten und die 
Kosten der Niederschlagung dieses 
Aufstandes in der deutschen Kolo-
nie beklagt, die teilweise bestia-
lisch ermordeten Schwarzen finden 
aber keine Erwähnung (5. 148). 
Und Kraus bringt sogar das Kunst-
stück fertig, den Versuch der Ar-
beiter ("ein spartakistisches 
Machtzentrum"), die Frankfurter 

Sicherheitspolizei zu entwaffnen, 
die sich im Kapp-Putsch wie die 
anderen Einheiten in Preußen nicht 
hinter die rechtmäßige Regierung 
gestellt hatte und abwartend mit 
den Putschisten symphatisierte, zu 
den Urhebern der blutigen Ausein-
andersetzung zu machen. 
Dort, wo solche Geschichtsverfäl-
schungen nicht mehr weiterhelfen 
- bei der Beschreibung der Rolle 
der Polizei im Nationalsozial ismus 
- wird in den Arbeiten von Kraus, 
Teufel, Lüddecke und Böckle die 
Polizei zum wehrlosen Opfer einer 
brutalen Übermächtigung durch 
SA, SS und Partei stilisiert. LW-
decke spricht von einer "Unter-
wanderung und Kontrolle der 
überwiegend noch demokratisch 
eingestellten Polizei" (S. 103). 
Fast wortgleich beginnt Kraus 
seine Ausführungen zur Pol izei 
nach 1933, die dann gar - kenn-
zeichnenderweise erst 1937 - einen 
Leidensweg zu gehen hatte. ("Mit 
der Eingliederung der Polizei in 
die allgemeine SS begann der Lei-
densweg und die Ausweglosigkeit, 
die ihr von einem verbrecherischen 
Regime aufgebürdet wurden" S. 
183). Und BOckle bringt dann die 
weitere Geschichte, das Morden 
der SS-Polizeiverbände in Polen 
und der Sowjetunion, auf die ein-
fache Formel "Eine Polizei kann 
aber nicht besser sein als die 
Rechtsauffassung ihres Staates und 
die Gesetze des Landes " (S. 169). 
Ob dieses Geschichtsverständnis 
etwa dem entspricht, was den jun-
gen Beamten im Rahmen ihrer 
"Beschulung" bzw. politischer Bil-
dung vermittelt wird? 
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2. Polizei im alten Rom - Zur 
Kritik projektiver Geschichtswis-
senschaft 

Zu einer aufgeklärteren und offe-
neren Debatte heutiger und zu-
künftiger Probleme führt eine Be-
schäftigung mit der Geschichte 
nur selten, auch dann, wenn sie 
"professioneller", "w issenschaf t I i-
cher" betrieben wird. Geschichte 
dient - der Streit um deren mu-
seale Einfriedung in Berlin und 
Bonn zeigt dies deutlich - zu-
nächst und vor allem dazu, dem 
jeweils Bestehenden Legitimität zu 
verschaffen, indem Kontinuität 
und Unausweichlichkeit von Insti-
tutionen wie der Polizei, dem Mi-
litär, dem Staat, von Herrschaft 
und sozialer Ungleichheit betont 
werden. Wie stark in einer solchen 
projektiven Geschichtsschreibung 
Mythen produziert werden, die mit 
den geschichtlichen Institutionen, 
Ereignissen und Konflikten wenig, 
mit dem Bedarf an aktueller 
"Sinngebung" jedoch sehr viel zu 
tun haben, zeigt eine Arbeit, die 
sich mit Aufruhr und "Polizei" in 
der römischen Republik beschäf-
tigt, in die Juristen wie Polizeige-
schichtler (etwa Böckle) gerne die 
Ursprünge von Polizei zurückverle-
gen. Durch eine systematische 
Reinterpretation der in den letz-
ten zweihundert Jahren aller römi-
schen Geschichte zugrundliegenden 
Quellen - mit neuen kann hier 
niemand mehr aufwarten - gelingt 
es Nippel, die These vom Verfall 
der römischen Republik aufgrund 
des Fehlens einer schlagkräftigen 
"Polizei" als eine Fehlinterpreta-
tion zu entlarven, die vor allem 
aus dem Bemühen der Geschichts-
und Staatswissenschaften erwuchs, 
den Machtstaat des deutschen Kai-
serreichs mit höheren Weihen zu 
versehen (und der heimlichen Bot-

schaft: Nur ein starker Staat ret-
tet vor dem Untergang). Durch 
die Rückprojektion der Ende des 
19. Jh. erst mit der heutigen Be-
deutung versehenen Begriffe von 
Polizei und Sicherheit und Ordnung 
auf die römische Republik - wie 
sie vor al lem von Theodor Momm-
sen betrieben wurde - werden je-
doch Funktion und Reichweite der 
damal igen Regelungsmechanismen 
mißdeutet (wie die Coercition des 
Magistrats, das Agieren der Licto-
ren). Diese Geschichtskonstruktion 
verdrängt darüberhinaus, daß eine 
im modernen Sinne "staatliche Er-, 
zwingungsinstanz" letztlich mit der 
damaligen politischen Ordnung gar 
nicht vereinbar war (5. 64). Aus 
dieser Herrschaftsstruktur der rö-
mischen Republik und den darin 
eingelassenen Spannungen zwischen 
der Nobilität und die über die 
Volkstribunate integrierten "plebs 
urbana" analysiert Nippel das, 
was als Aufruhr und "Polizei" ver-
standen werden kann. Auf diese 
Weise kann er zeigen, wie sich die 
Form der Auseinandersetzungen 
sukzessive mit den Verschiebungen 
in dieser Herrschaftsstruktur ver-
änderte; von der frühen Republik, 
die primär durch die Selbstorgani-
sation der Bürger geprägt war, bis 
hin zum Prinzipat, der kaiserlichen 
Alleinherrschaft, mit seiner Präto-
rianergarde. (Wobei anzumerken 
bleibt, daß auch diesen Truppen 
nur sehr bedingt Polizeifunktionen 
zugeschrieben werden können, S. 
167) 
So hilfreich Nippels Analyse für 
den durch Latein- und Geschichts-
unterricht oder Jurastudium vor-
belasteten Leser auch sein mag, 
seinen selbst gestellten Anspruch, 
zu klären, warum denn die Krisen-
bewältigung durch die Selbstorga-
nisation der Bürgerschaft auf län-
gere Sicht nicht mehr funktio-
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nierte (S. 9), kommt er nur an-
satzweise nach. Die im Vorder-
grund stehende These, die ur-
sprüngliche Balance republ ikani-
scher Herrschaftsbegründung sei in 
einem spiralförmigen Prozeß durch 
spezifische rechtliche Argumenta-
tionsfiguren gesprengt worden, be-
schreibt den Vorgang nur, erklärt 
ihn jedoch nicht. Die Faktoren, 
die eine Verschiebung im Herr-
schaftsgefüge der römischen Repu-
bl ik bewirkten - wie die immer 
schwieriger werdende Integration 
der plebs urbana und die damit 
zusammenhängende leidige Frage 
der Getreidebeschaffung oder der 
schwindende Konsens in der Herr-
schaftselite (S. 108), die jeweils 
den plebs urbana für ihre spezifi-
schen politischen Interessen zu 
mobilisieren suchen (S. 134) -
werden nur en passant genannt, 
jedoch nicht mehr herrschaftsso-
ziologisch systematisch erörtert. 

3. Ein moderner Mythos: die Poli-
zei als die republikanische Stütze 
des Weimarer Staates 

Die ehemaligen preußischen In-
nenminister Severing und 
Grzesinski, der Berliner Polizeiprä-
sident Friedensburg, der Vize-Poli-
zeipräsident Weiß und andere (so-
zialdemokratische) Zeitzeugen ha-
ben es in der Emigration wie nach 
dem Kriege beteuert und die Ge-
schichtswissenschaften haben die 
Argumentation übernommen: Die 
Polizei sei die eigentliche Stütze 
der republikanischen Kräfte in 
Weimar gewesen. Ja - so Severing 
nach dem Kriege - wenn man nur 
besser bewaffnet gewesen sei, da-
mals, als die Regierung Papen die 
sozialdemokratische Führungsspitze 
zum Rücktritt zwang, dann, ja 
dann hätte man sich gegen den 
Papen-Putsch wehren können. 

Läßt man das letztere, unsinnige 
Argument einmal beiseite, das 
den etatistischen Sozialdemokraten 
nach 1945 vor allem dazu diente, 
die Weimarer Polizei zu rekon-
struieren und wieder eine Art 
von Truppenpol izei anzuvisieren, 
dann bleibt die Frage, ob und in-
wieweit man denn von der Pol izei 
als republikanischem Bol lwerk des 
Weimarer Staates sprechen kann. 
Zweifel sind angebracht, Differen-
zierungen notwendig. Die neueren 
Arbeiten von Wette, Buder, Kurz 
und Fangmann/ Reifner/ Steinborn 
können hierzu beitragen. 
Sicher ist, daß die Polizei in 
Weimar - anders als die Reichs-
wehr - nach dem Kapp-Putsch sich 
der jeweiligen politischen Füh-
rungsspitze unterordnete und als 
Machtinstrument der gewählten 
Regierung verfügbar war. Dies 
war das Bestreben aller sozial-
demokratischen Politiker von An-
beginn an, wenngleich Noske und 
Heine - wie Buder speziell für die 
SIPO und Wette für Noskes Ord-
nungspolitik insgesamt zeigen - in 
den Anfangsjahren der Republik 
dieses Ziel gerade nicht mit den 
sozialdemokratisch-liberalen Kräf-
ten zu realisieren versuchten. 
Zu letzteren waren in der Polizei 
vor allem die einfachen Beamten 
der alten Schutzmannschaft zu 
rechnen, die sich mehrheitlich im 
linksdemokratischen Verband der 
Polizeibeamten Preußens (Schra-
der-Verband) organisierten. Das 
Bekenntnis zur Demokratie war 
für diese Beamten mit der Vor-
stellung einer entmilitarisierten 
Polizei verbunden, einer Polizei, in 
der nicht Offiziere der Armee, 
sondern allein qualifizierte Poli-
zeibeamte Führungsposten erhalten 
sollten, in der nicht Befehl und 
Gehorsam, sondern die vollen 
staatsbürgerlichen Rechte der Be-
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amten die Grundlage der Organisa-
tion sein sollten (vgl. Buder, S. 54 
ff, 180 ff). Diese Schicht von 
Polizeibeamten stand in weiten 
Teilen auch noch am Ende der 
Weimarer Republik hinter der ge-
wählten Regierung, wenngleich 
diese - wie Fangmann/ Reifner/ 
Steinborn für Hamburg zeigen - in 
eine defensive Positition gedrückt 
worden waren. 
Diese Beamten aber waren nicht 
die Weimarer Polizei insgesamt 
und noch weniger waren sie das 
Produkt sozialdemokratischer Ord-
nungspolitik. Für Heine, den 
preußischen Innenminister, war 
Schrader ein "sehr übles Element", 
das "Kol legen aufrührerisch zu 
machen suchte" gegen seine Auf-
baupläne (Buder, S. 51). Und diese 
zielten auf eine paramilitärische 
Truppe in der Hand der Regierung, 
nicht auf den Versuch, die vorhan-
denen Polizeien zu stärken und 
durch eine republikanische Sicher-
heitswehr zu ergänzen. Noske 
war ebensowenig geneigt, auf sol-
che Formationen zurückzugreifen. 
Ihm ging es "seit seiner Berufung 
in die Regierung der Volksbeauf-
tragten darum, rasch ein militäri-
sches Instrument aufzubauen, das 
der Regierung Respekt verschafft" 
(Buder, S. 322). Gegenüber den 
verheerenden politischen Konse-
quenzen war Noske blind, wie 
Wette in seiner Biographie zeigt. 
Die Brisanz der Wetteschen Arbeit 
erwächst jedoch vor allem aus 
dessen überzeugender Destruktion 
der von den damaligen Akteuren 
im Nachhinein gegebenen Recht-
fertigung ihres Handelns - vor 
dem Hintergrund der Forschungen 
der siebziger Jahre zu den Solda-
tenräten und den Anfängen der 
Republik. Sie wurde nach 1945 
zum Kern konservativer wie sozi-
aldemokratischer Geschichtsschrei-

bung: die These nämlich, daß an-
gesichts der bolschewistischen Ge-
fahr der Rückgriff auf das Militär 
das unausweichliche Gebot der 
Stunde gewesen sei. Auch der 
Amtschef des Militärgeschichtli-
chen Forschungsamts, das die Ar-
beit von Wette liegen ließ, bricht 
diese doch mit liebgewonnenen 
Ansichten, beharrt ohne weitere 
inhaltliche Argumente in seinem 
distanzierenden Vorwort auf dem 
Gebot der Stunde. Die wissen-
schaftliche Verantwortung dieser 
Arbeit liege - so Oberst Roth - in 
der Eigenverantwortung des Au-
tors, was die Frage aufwirft, wem 
gegenüber denn das Forschungsamt 
verantwortlich ist, der Wissen-
schaft wohl weniger als einem ab-
strakten Prinzip der Staatserhal-
tung und einem daraus - von Carl 
Schmitt exemplarisch abgeleiteten 
- Gebot der Stunde. 
Die Polizeifrage in den Anfangs-
jahren der Republik und der Um-
gang von Noske und Heine mit 
den Kritikern ihrer Machtpolitik 
(die auch aus dem.bürgerlich-li-
beralen Lager kamen, vgl. Buder, 
S. 54 ff) zeigen jedoch, wie be-
rechtigt Wettes Thesen von den 
verpaßten Chancen für eine demo-
kratische Rekonstruktion der 
Staatsgewalt in Weimar sind. Statt 
auf die zur Mitarbeit (und das 
hieß durchaus zur Niederschlagung 
evt. Unruhen) bereiten Kräfte der 
Polizeien und Sicherheitswehren zu 
setzen, löste Noske nach den Mär-
zunruhen 1919 die Schutzmann-
schaft zugunsten einer schlagkräf-
tigen "Schutzgarde" auf. Heine 
suchte dies mit einer "Sicherheits-
polizei" - einer Truppe mit Flak-
geschützen, Minenwerfern und Ma-
schinengewehren - zu realisieren. 
"Mit dem Schutzmannschaftsver-
band und dessen gewerkschaftli-
chen Neigungen (hatte man) 
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schlechte Erfahrungen gemacht" 
(S. 105), so stellt Buder hierzu 
fest - wie häufig in seiner Disser-
tation über die Reorganisation der 
preußischen Polizei 1918 - 23 ohne 
jede kritische Distanz zum ausge-
breiteten Material (und dadurch 
die Wertungen Heines, Noskes u.a. 
teilweise einfach übernehmend). 
Der rechte Flügel der Mehrheits-
sozialdemokratie setzte 1919 
konsequent auf die alten Ord-
nungskräfte - die Offiziere der 
Freikorps -und die "Manneszucht" 
ehemaliger Soldaten (Buder, S. 
103). 
Der Kapp-Putsch sol lte dann zwar 
zeigen, daß diese Rechnung nicht 
aufging. Denn nicht eine Einheit 
stellte sich aktiv hinter die legale 
Regierung, Teile der Sipo paktier-
ten offen mit den Putschisten. 
Die Konsequenz war, daß der 
nachfolgende Innenminister 
Severing, insbesondere aber der 
zum linken Flügel der DDP gehö-
renden Ministerialrat Heine nun ab 
1920 versuchen mußten, die SiPo 
politisch zu neutralisieren, indem 
sie diese mit der alten, zuerst so 
verschmähten Schutzmannschaft zu 
verschmelzen suchten (Buder, S. 
281 ff). Dies gelang zwar, die 
Chancen für eine bürgernahe Poli-
zei waren jedoch bereits verspielt. 
Die politische Distanz zur Weima-
rer Republik und ihrer Polizei ließ 
sich nicht etwa nur bei den Kom-
munisten, sondern auch bei vielen 
kritischen Demokraten und Linken 
kaum mehr abbauen. Es blieben 
vor allem auch die vordemokrati-
sche Ideologie und Struktur inner-
halb der Polizei: Ihr Kern blieb 
eine militärische Truppenpolizei, 
ihre Offiziere verhielten sich der 
Republik gegenüber vielfach di-
stanziert, teilweise gar feindlich 
gegenüber. Das Offiziers- und Un-
teroffizierskorp bildete ein hervor-

ragendes Rekrutierungspotential 
für die Nazis, die 1933 keine 
Schwierigkeiten hatten innerhalb 
einiger Wochen den gesamten Ap-
parat mit Gefolgsleuten zu beset-
zen, von denen keineswegs die 
Mehrheit "nichtprofessionelle" SA-
Führer waren. Die Polizei war vor 
allem auch nicht in der Lage, an-
ders denn als militärische Bürger-
kriegstruppe auf Proteste oder Un-
ruhen zu reagieren. 
Thomas Kurz hat dies in einer 
spannend zu lesenden, aufschluß-
reichen Fallstudie zum sogenann-
ten "Blutmai" 1929 herausgearbei-
tet. Kurz interpretiert dieses Er-
eignis in der Hauptsache zwar -
wie wir meinen fälschlicherweise -
aus dem Parteienkampf von SPD 
und KPD, die sich auf unter-
schiedliche Schichten der Arbei-
terschaft stützten und ihren je-
weiligen Feindbildern. Daß die je-
weiligen Feindbilder an den realen 
Gegebenheiten vorbeigingen, 
sowohl die Sozialfaschismusthese 
und die wortradikalen Revolutions-
parolen der KPD wie die Vorstel-
lung eines drohenden kommunisti-
schen Umsturzversuchs mithilfe 
der Lumpenproletarier, steht außer 
Frage. Entscheidender als die par-
teilichen Feindbestimmungen für 
die Erklärung des Blutmai dürfte 
u.E. jedoch der von Kurz nur an-
geschnittene "illiberale Etatismus" 
(5. 106) vieler sozialdemokrati-
scher Politiker gewesen sein, mit 
dem diese - siehe Noske - auch 
gegen Protest in der eigenen Par-
tei ihre Form von Ordnung durch-
setzten (und zu deren Erhalt sie 
eben auch eine schlagkräftige 
Truppe - nicht aber eine republi-
kanische, bürgernahe Polizei schu-
fen). Zörgibels "Ich bin entschlos-
sen, die Staatsautorltät mit allen 
mir zur Verfügung stehenden Mit-
teln durchzusetzen" (Kurz, S. 11), 
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erinnert bis in die Wortwahl hinein 
an Noskes Satz, er trete "sehr en-
ergisch dafür ein, zu schießen, 
wenn sich dies zur Wiederherstel-
lung der Ordnung als notwendig 
erweisen sollte, und zwar auf je-
den, der der Truppe vor die Flinte 
läuft" (Wette, S. 285). 
Dies tat die Polizei dann auch im 
Mai 1929, obgleich - wie Kurz 
anhand vieler zeitgenössischer 
Quellen zeigt - der von Zörgiebel 
und seinen Polizeioffizieren unter-
stellte Aufruhr gar nicht statt-
fand. Die Schilderungen von Au-
genzeugen und Journalisten ähneln 
vielmehr dem, was man in der 
Hausbesetzerzeit und sonstigen 
demonstrativen Aktionen auch 
heute erleben kann: Der auf den 
Flugblättern propagierte "Auf-
stand", "Widerstand" etc. hat we-
der ein organisierendes Zentrum 
noch ein kollektiv handelndes 
"Subjekt"- vielmehr sammeln sich 
lose Gruppen und Individuen auf 
der Straße, teilweise bereit, sich 
mit der Staatsmacht gewaltsam 
anzulegen, Bauholz und brennende 
Reifen als "Barrikaden" benut-
zend. Nur war die damalige Poli-
zei ein Ebenbild der von Noske 
und Heine geforderten Truppe. Sie 
ging vor, - so die Frankfurter Zei-
tung -, "als habe sie geschlossenes 
feindliches Gebiet, einen kompak-
ten Feind vor sich, als handele es 
sich um einen richtigen Aufstand" 
(Kurz, S. 76). Das Resultat: 33 
Tote, 198 Verletzte, 1.228 Fest-
nahmen, währenddessen bei der 
Polizei nur zehn so schwer ver-
letzt waren, daß sie in ein Kran-
kenhaus mußten, wovon einer eine 
Schußverletzung hatte - die er 
sich jedoch selbst zugefügt hatte. 
(S. 68) Diese Rechtfertigung des 
Resultats durch eine wie auch 
immer begründete "bolschewisti-
sche Gefahr" nahmen jedoch - wie 

Kurz zeigt - breite Teile der 
linksliberalen Öffentlichkeit der 
Polizeiführung und dem Innenmini-
ster schon damals nicht mehr ab. 
(Es bildeten sich zwei Untersu-
chungsausschüsse, einer der Liga 
für Menschenrechte, der andere 
wurde von dem kommunistischen 
Verleger Münzenberg initiiert 
(Kurz, S. 78 ff). Der Blutmai er-
wuchs aus einer Politik und Poli-
zeitaktik, die durch autoritär-eta-
tistische Traditionen, eine "Bür-
gerkriegspsychose" (Kurz, S. 83 ff) 
und einen "Anti-Chaos Reflex" ge-
prägt waren (Wette unter Berufung 
auf Löwenthal, S. 295 f.) und so-
ziale Wirklichkeit nur noch ver-
zerrt verarbeiten konnte. Die 
neueren Arbeiten zum Januarauf-
stand 1919, den Märzunruhen, dem 
sogenannten Ruhrkrieg und dem 
mitteldeutschen Aufstand - die 
Wette verarbeitet - weisen darauf 
hin, daß diese verengte Sicht der 
etatistischen Ordnungspolitiker 
eben schon zu Beginn der Republik 
die Suche nach möglichen Alterna-
tiven verhindert hat; Alternativen 
nicht etwa jenseits der von der 
Mehrheitssozialdemokratie vertre-
tenen Form der Republik, sondern 
Alternativen zu deren Verteidigung 
- wie Wette betont (vgl. S. 289 
ff). 
Die psychologisierenden Begriffe 
erfassen hierbei den politischen 
Bezugsrahmen der "Vertreter des 
Machtgedankens" - so werden von 
Groener, dem damaligen General-
quartiersmeister und wichtigsten 
Mitarbeiter Hindenburgs Ebert, 
Noske und Heine gekennzeichnet -
sicher nur unzureichend. Die Ge-
schichte der Weimarer Polizei -
und die der sozialdemokratischen 
Polizeipolitik - ist vor allem eine 
der verpaßten Chancen für eine 
Demokratisierung, nicht aber die 
eines Bollwerks gegen die schlei-



Bürgerrechte 8 Polizei 30 79 

chende Zerstörung der republikani-
schen Ordnung. An der hatte sie 
vielmehr, gewollt und teilweise 
ungewollt, selbst teil. 

4. Die Öffentliche und die Ge-
heime Staatspolizei 

Die von vielen Polizeiideologen 
wie Juristen vertretene Geschicht-
sideologie einer, über alle Re-
gime hinweg neutralen, Ordnungs-
macht als Voraussetzung friedli-
chen Zusammenlebens läßt die 
Frage nach den konkreten Zusam-
menhängen monarchischer, rechts-
staatlicher oder demokratischer 
Herrschaft und Polizei und poli-
zeilichem Handeln hinter einer ab-
strakten, inhaltlich beliebigen 
Funktionsbestimmung verschwinden 
(Darin dürfte nicht zuletzt die 
Bedeutung dieser Ideologie liegen). 
An einem Punkt gerät diese Ideo-
logie jedoch in Schwierigkeiten: 
dort, wo es um die Polizei zwi-
schen 1933 und 1945 geht. 
Sie werden durch eine einfache 
Rationalisierung zu beheben ge-
sucht: Die Polizei - so haben auch 
die Professoren nach 1945 für die 
Universität argumentiert - sei ja 
im Kern gesund gewesen, nur sei 
sie eben durch die Nationalsoziali-
sten vergewaltigt worden. Sich in 
dieser Frage auf andere "Autoritä-
ten" berufend, resümiert etwa der 
ehemalige Polizeidirektor Teufel: 
"Obgleich Schutz- und Kriminalpo-
lizei nach Riege 'von der Gestapo 
häufig mißbraucht wurden' kann 
mit Wolfgang Ullrich nachdrücklich 
festgestellt werden: 'Die Metho-
den der Gestapo waren niemals 
das Handwerkszeug des Kriminali-
sten' " (S. 196). Dieses Argument 
läßt sich leicht verallgemeinern: 
Die staatliche Bürokratie insge-
samt habe Im Kern unverändert an 
ihren tradierten rechtsstaatlichen 

Verfahrensweisen festgehalten und 
teilweise sogar "mutig" den Ein-
bruch der Nationalsozialisten in 
die bürokratische Normalität durch 
SA, SS, SD, Gauleiter und Höhere 
SS- und Polizeiführer abzuwehren 
versucht. 
Ohne diesen ideologischen Hinter-
grund und die handfesten Interes-
sen vieler ehemaliger Angehöriger 
der Gestapo, der SS-Polizeiver-
bände etc, an einer Exkulpation 
ist auch die wissenschaftl iche Dis-
kussion der letzten dreißig Jahre 
um die Geheime Staatspolizei nur 
schwer zu verstehen. Denn die 
Frage, ob nun im Nationalsozia-
lismus letztendlich die Parteiin-
stanzen eine höhere Legitimation 
erhalten haben, oder aber diese 
nicht doch in den Staatsapparat 
integriert worden seien (in dieser 
Tradition, Tuchelf Schattenfroh, S. 
103) wird sich - wie häufig bei 
falsch gestellten Fragen - nie be-
antworten lassen. Eines haben die 
von Tuchel/ Schattenfroh (ersterer 
wiss. Mitarbeiter an der Ausstel-
lung auf dem ehemaligen Gelände 
von Gestapo und Reichssicher-
heitshauptamt) in ihrem Buch re-
ferierten Arbeiten deutlich ge-
macht, und die im Ausstellungska-
talog (Hg. R. Rürup) präsentierten 
Erlasse, Behördenschema usw. be-
legen es: Es gab keinen monolithi-
schen Block totalitärer Herrschaft, 
in dem alle Teile des Gewaltsy-
stems verschmolzen waren - wie 
ihn etwa Ernst Kogon, gerade dem 
KZ entronnen, im SS-Staat skiz-
ziert hat. 
Doch wer bei den Fragen nach 
den verwirrenden Auseinanderset-
zungen innerhalb der nationalso-
zialistischen Führungsclique und 
dem nur schwer zu entschlüsseln-
den Kompetenzwirrwar von Poli-
zeien (Ordnungspolizei, Kriminal-
Geheime Staatspolizei) und Ge-
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heimdiensten (vom Nachrichten-
dienst der Arbeitsfront bis zum 

• SD) stecken bleibt, droht nicht nur 
die Frage nach der mörderischen 
Effizienz des nationalsozialisti-
schen Staates aus dem Auge zu 
verlieren (dies betonen zurecht 
Birn, S.3 und Mann, S. 289). Er 
verdrängt zugleich die Frage nach 
den Tätern und der von Hanna 
Ahrendt an der Figur Eichmanns 
so erschreckend verdeutlichten 
"Banalität des Bösen" des bürokra-
tisierten Massenmordes. 
Wer in der Ausstellung "Topogra-
phie des Terrors", im Ausstel-
lungskatalog oder in dem Buch von 
Tuchel/ Schattenfroh hofft, etwas 
über die Zusammenhänge des na-
tionalsozialistischen Gewaltsystems 
zu finden, wird entäuscht (siehe 
zu einer eingehenderen Kritik der 
Ausstellung Sylvia Zacharias). Es 
wird zwar sehr wohl über die Op-
fer berichtet - die Terrorwelle 
1933, die Judenvernichtung, die " 
Bekämpfung der Zigeunerplage" 
durch die Reichskriminalpolizei. Es 
werden auch eine Vielzahl an Fak-
ten über die diversen Reorganisa-
tionen des Gewaltsystems präsen-
tiert. Nur das, was en detail zu 
vermessen wäre, wie nämlich 
Himmler als Reichsführer der SS 
und Chef der Deutschen Polizei" 
(ab Juni 36) und das Reichssi-
cherheitshauptamt staatliche Kon-
trolle und Massenmord organisier-
ten, befahlen und überwachten, 
bleibt unaufgearbeitet. Die Prinz-
Albrechtstraße 8, der Sitz Himm-
lers und des Reichssicherheits-
hauptamts, das als reale Behörde 
ein Phantom, als tödliche Maschi-
nerie jedoch real war, erscheint 
nur noch als Zentrale der Gehei-
men Staatspolizei. Damit aber lei-
sten Ausstellung und Tuchel/ 
Schattenfroh der oben zitierten 
Reduktion des Problems Vorschub 

- nationalsozialistische Gewaltherr-
schaft wird auf die Existenz einer 
besonderen, parastaatlichen Ge-
heimen Staatspolizei reduziert und 
verfälscht (siehe den Untertitel 
von Tuchel/ Schattenfroh; im Aus-
stellungskatalog wird zum RSHA 
vermerkt, es habe kein zentrales 
Gebäude besessen, die Prinz-
Albrechtstraße sei Postadresse ge-
wesen, danach wird dann der Er-
richtungserlaß und ein Dienststel-
lenplan abgedruckt, Rürup, S. 70 
ff, das war's). 
Sehr viel mehr - wenn auch aus 
unterschiedlichen Perpektiven -
über die Funktionsweise des natio-
nalsozialistischen Kontroll- und 
Vernichtungssystems und seine Ak-
teure erfährt man aus den bereits 
erwähnten Arbeiten von Birn und 
Mann sowie der Studie von 
Fangmann/ Reifner/ Steinborn über 
die Hamburger Polizei im Natio-
nalsozialismus (Auch wenn sie bei 
weitem nicht so flüssig geschrie-
ben sind wie Tuchel/ Schattenfroh 
und jeweils spezifische einge-
schränkte Fragestellungen verfol-
gen). 
Ruth Bettina Birn untersucht 
Funktion wie Sozialprofil der von 
Himmler ab März 38 ernannten 
"Höheren SS- und Polizeiführer" 
(HSSPF), ein kleiner, loyaler 
Stamm von 47 Gefolgsleuten 
Himmlers. Dieser, gegenüber jeder 
Bürokratie mit ihren einengenden 
Regeln mißtrauisch, suchte sich 
vor allem über diese ein flexibles 
"Durchgreifen der Sicherheitsor-
gane" zwischen allen Verwaltungs-
strukturen hindurch zu erhalten. 
(Himmler: "Ich lasse dringend bit-
ten, daß keine törischte Verord-
nung über den Begriff "Jude" her-
auskommt. Mit all diesen törichten 
Festlegungen binden wir uns ja 
selbst", Birn, S. 103) Die HSSPF 
sollten gegenüber den regionalen 
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Sicherheits- und Verwaltungsbehör-
den steuernd und koordinierend 
wirken. Die Abgrenzungskämpfe 
der HSSPF sowohl mit Gauleitern 
wie mit höheren Verwaltungsbeam-
ten werden von Birn nicht unter-
schlagen, sie sind dem Konzept 
eines der Verwaltung wie auch der 
niederen Parteibürokratie überge-
ordneten "nationalsozialistischen 
Staatsschutzkorps" (siehe S. 8 ff) 
immanent. Festzuhalten bleibt -
so Birn 

"daß die herkömmlichen staat-
lichen Institutionen diesem po-
litischen Anspruch der SS im-
mer mehr Raum gaben. So 
wurden 'rassisch' begründete 
Vorgehensweisen von allen be-
teiligten Stellen problemlos in 
den Geschäftsgang einbezogen 
und den HSSPF- darin eine Ent-
scheidungsbefugnis eingeräumt. 
Der Ausgrenzung von SS- und 
Polizeigerichtsbarkeit leisteten 
die Justizbehörden sogar Vor-
schub. Hilberg zeigt, daß alle 
Teilbereiche der deutschen Ge-
sellschaft Anteil an der Ver-
nichtungsmaschinerie hatten. 
Bei all diesen Maßnahmen kgnn 
eine Trennung in staatlichen 
Bereich und parteieigenen Be-
reich von einem bestimmten 
Punkt an nicht mehr auf-
rechterhalten werden." (S. 398) 

Diese Schlußfolgerung Birns basiert 
auf der Untersuchung des obersten 
Führungskaders des von Himmler 
angestrebten Staatsschutzkorps. 
Fangmann, Reifner und Steinborn 
kommen zu ähnlichen Schlußfolge-
rungen (S. 79, 106 ff) indem sie 
einen lokalen Polizeiapparat als 
Ganzen untersuchen. Ihr Abschluß-
bericht über ein Forschungsprojekt 
zur Hamburger Polizei Im Dritten 
Reich zeigt nicht nur, wie die 
insgesamt etwa 6.000 Mann starke 
Polizei außerhalb des RSHA in all 
ihren Teilen in den national-
sozialistischen Terror involviert 
war - in die Errichtung von Kon-

zentrationslagern, in die Massaker 
in Polen ("Bandenvernichtung" 
durch Hamburger Polizei-Batail-
lone), die Bekämpfung der "Volks-
schädlinge" durch die Kriminalpoli-
zei (Zigeuner, Rassenschänder, 
Homosexuelle). Zugleich widerlegen 
die Autoren die von Polizeige-
schichtlern wie Kraus, Teufel etc. 
gepflegte Behauptung, den einzel-
nen Beamten wäre gar nichts an-
ders übrig geblieben als in die 
Partei zu gehen und der SS beizu-
treten. Eine kleine Gruppe von 
Polizeibeamten bl ieb vielmehr bis 
Kriegsende ohne Parteibuch, ohne 
entlassen zu werden (S.87), ähnli-
ches gilt für die SS-Mitglied-
schaft (S. 101). Aufgrund der 
Interviews und Archivstudien ge-
lingt es den Autoren auch, ein 
differenziertes Bild der Machter-
greifung in der Polizei zu zeich-
nen. Sicher standen die einfachen 
Polizisten in der Mehrzahl den 
Nazis kritisch gegenüber. Sicher 
wurden 150 Beamte, die als sozi-
aldernokratische Vertrauensperso-
nen in Schlüsselstellungen saßen 
oder aber zu den aktiven Gewerk-
schaftlern und Reichsbanner-Ange-
hörigen gehörten aus dem Dienst 
entlassen. Ansonsten war es vor 
allem eine Machtübernahme in und 
nicht der Polizei. Die Nazis konn-
ten auf ein schon weitgehend kon-
servativ-republikfeindliches Füh-
rungspersonal zurückgreifen. Und 
sie kannten genügend Offiziere 
und Kommissare, die schon lange 
mit der NSDAP sympathisierten 
(wenn auch aus Furcht vor einer 
Maßregelung bis zum Papen-Putsch 
nur heimlich) und die nun ihre 
Stunde kommen sahen. Die Auto-
ren nennen bis Juli 35 eine Zahl 
von nur 63 Personen, die als 
"Quereinsteiger" aus SA und 
NSDAP zur Polizei kamen. Und 
die In Führungspositionen gerutsch-
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ten "alten Kämpfer" aus SA und 
NSDAP, die sich als unfähig er-
wiesen, wurden von den Nazis 
schnell durch gelernte Repressi-
onsexperten ersetzt (Diese Beob-
achtung läßt sich auch andernorts 
machen, in Hamburg war es der 
Stapo-Leiter, S. 52). 
Reinhard Mann schließlich eröffnet 
durch seinen Forschungsansatz und 
seine Frageweise eine Vielzahl 
neuer Erkenntnisse über die Funk-
tionsweise des nationalsozialisti-
schen Herrschaftsapparates und 
Anregungen für zukünftige For-
schungen. Er knüpft an die Kon-
troverse über die Herrschaftsstruk-
tur im NS-Staat - monolitsch oder 
polykratisch - die darüber hinaus-
reichende Frage, "zu welchem 
Grade eine effektive totalitäre 
Kontrolle des Sozialsystems durch 
politisch-administrative Instanzen 
überhaupt realisiert werden 
konnte." (S. 44). Mann geht diese 
Frage mit einem quantitativ-empi-
rischen Ansatz an, indem er aus 
der berüchtigten A-Kartei der Ge-
stapo über "allgemein-politisch "in 
Erscheinung getretene Personen in 
Düsseldorf, eine Stichprobe von 
825 Fällen zog (zur Struktur der 
Kartei vgl. Tuchel/ Schattenfroh, 
S. 125 ff). Dein Schicksal der da-
hinter stehenden Personen hat 
Mann in den Gerichts- und evt. 
vorhandenen Entschädigungsakten 
nachgespürt und soweit möglich 
durch retrospektive Interviews 
weiter aufzuklären versucht. 
Reinhard Mann konnte seine Ar-
beit nicht mehr selbst abschließen, 
er starb 1981. Seine Kolleginnen 
vom Zentrum für Historische Sozi-
alforschung haben nun die Ergeb-
nisse zusammengestellt, die trotz 
aller Lücken im einzelnen zeigen, 
wie fruchtbringend diese Vorge-
hensweise war (und zu einer wei-
teren Nutzung dieser Daten einla-

den). Er kann anhand der Daten 
nicht nur zeigen, wie weit die po-
litische Kontrolle bis hinein in all-
tägliche Bereiche reicht (so führte 
etwa der Empfang eines Espe-
ranto-Briefes zur politischen Über-
prüfung durch die Gestapo). Insge-
samt registriert Mann 241 Fälle 
(29% der Stichprobe) "nonkonfor-
men Alltagsverhalten" (Beschimp-
fungen Hitlers, pessimistische Hal-
tung im Krieg etc.). Es gelingt 
ihm auf diese Weise auch, die ge-
samte Bandbreite von Widerstand, 
Renitenz und nonkonformem Ver-
halten im Nationalsozialismus 
sichtbar zu machen. Anhand seiner 
Daten kann Mann darüberhinaus 
Aussagen über die Funktionsweise 
des Kontrollapparates selbst ma-
chen, indem er der Frage nach-
geht, wodurch denn die Ermittlun-
gen der Gestapo in Gang gesetzt 
wurden. Dies war eben auch bei 
der mit einem mächtigen Spitzel-
netz ausgestatteten Gestapo nur in 
150/0 der Fälle sie selbst, wenn 
auch die mit Prügel herausgepres-
sten "Aussagen bei Vernehmungen" 
in gewisser Weise noch mit hinzu-
zurechnen wären. Die Gestapo war 
jedoch in ihrem Bemühen um eine 
umfassende soziale Kontrolle auf 
die Hinweise anderer Kontrollorga-
nisationen (Schutzpolizei, Justiz 
etc.) (17% ), auf Informationen 
kommunaler und staatlicher Behör-
den (7%) und der NS-Organisatio-
nen (DAF, Volkswohlfahrt etc.) 
(6%) angewiesen. Und stützen 
konnte sie sich nicht zuletzt auf 
Anzeigen aus der Bevölkerung 
selbst, (26% aller Fälle). Letzteres 
verweist auf eine Basis des Ter-
rorsystems, die bei einer Beschäf-
tigung mit der Polizei gerne über-
sehen wird. 
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Nachtrag: Ein Buch zur Nach-
kriegsgeschichte 

Armand Mergen, ein emeretierter 
Krim inologieprofessor schreibt im 
Vorwort seines Buches über das 
BKA, er wolle die "Story" des 
BKA erzählen, nicht jedoch die 
Geschichte des BKA schreiben. 
Damit weckt er - und der Verlag 
- beim Leser falsche Erwartungen. 
Den hochgespannten Maßstäben ei-
nes amerikanischen Sachjournal is-
mus, der Fakten und Erzählung 
spannend ineinander zu verweben 
weiß, - wie dies etwa R.G. 
Powers in seiner exzellenten Bio-
graphie über Edgar Hoover und 
das FBI tut - ist Morgen allemal 
nicht gerecht geworden. Ja, die 
Lektoren haben eine sprachliche 
Überarbeitung der "Story", die 
keine ist, völlig unterlassen. 
Mergen bewegt in seiner Ge-
schichte vor allem die Figur des 
ehemaligen BKA-Direktors 
Dickopf. Keine Frage, er war eine 
zwielichtige Figur, groß geworden 
unter den Nationalsozialisten. 
Doch dies waren - eine bekannte, 
von Mergen nur nochmals illu-
strierte Tatsache - praktisch alle 
der Repressionsspezialisten, die 
sich um den Wiederaufbau verdient 
machten. Dies gilt auch für den 
von Mergen so hochgeschätzten 
und zum positiven Gegenspieler 
stilisierten Dullien, der auch nicht 
dadurch an Größe gewinnt, daß 
der Autor Dickopf durch einge-
streute Mutmaßungen zum zwie-
lichtigen Doppelagenten (der Ame-
rikaner und der Nazis) zu machen 
sucht. Eine faktenreiche Story 
über das BKA ergibt sich aus die-
sem Gemisch von abgedruckten 
Papieren und weitschweifigen Mer-
genpassagen sicher nicht, Vergan-
genheitsbewältigung läßt sich auf 
diese Weise noch weniger betrei-
ben. 
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Rechtsprechung 

SPUDOK-PROZESSE: 

Erster Erfolg vor dem Verwaltungsgericht Oldenburg 

Vor der 7. Strafkammer des VG 
Oldenburg fanden am 1.6.1988 
zwei zusammengelegte Daten-
schutzprozesse ein unerwartet 
schnelles Ende. Gleich zu Beginn 
stellte das Gericht klar, daß dem 
Auskunftsbegehren des Klägers ge-
genüber dem LKA und der Be-
zirksregierung Weser-Ems stattzu-
geben sei. Von daher sol lten die 
verklagten Polizeibehörden lieber 
sofort einem Vergleich zustimmen, 
in dem sie den Auskunftsanspruch 
des 24jährigen Studenten Jens A. 
anerkennen. Nach kurzem Hin und 
Her stimmten die Vertreter beider 
Polizeibehörden zu. Doch der Ver-
treter des LKA behielt sich eine 
Widerspruchsfrist von 14 Tagen 
vor, die dann auch genutzt wurde. 
So wird die von der Berichterstat-
terin am Gericht dargelegte Mei-
nung, daß SPUDOK inzwischen als 
eindeutig verfassungswidrig anzu-
sehen sei, jetzt wohl auch aus-
führlich im schriftlichen Urteil 
begründet werden. Leider lag das 
Urteil bis Redaktionsschluß noch 
nicht vor. 

Worum geht es genau? 
SPUrenDOKumentationssysteme 
dienen nach offiziellen Angaben 
der Polizei der Ermittlung von 
Straftaten; in diesem Fall ging es 
um den Verdacht von Brandan-
schlägen auf Baufirmen und an-
derem mehr in Zusammenhang mit 
dem Widerstand gegen die Atom-
anlagen im Landkreis Lüchow-Dan-
nenberg. Aufbau und Funktions-
weise von SPUDOK wurden bereits 
in dieser Zeitschrift Heft 26 be-

schrieben. Was in der Kritischen 
Justiz (KJ Heft 3/83) noch Pro-
gnose zur eigentlichen Aufgabe 
von SPUDOK war, konnte 1985 
bewiesen werden. Denn im August 
1985 spielten "Vertrauensleute in 
Behörden und Verwaltung" der BI 
Lüchow-Dannenberg Auszüge aus 
der SPUDOK-Wendland-Datei zu. 
Aus diesen ging eindeutig hervor, 
daß hier "ein umfassendes Bild 
ausgewählter Gruppen, der persön-
lichen Verhältnisse des einzelnen 
Gruppenmitglieds sowie seiner so-
zialen und politischen Kontakte" 
gewonnen werden soll (KJ a.a.O., 
S. 297). Der damalige Pressespre-
cher der BI Lüchow-Dannenberg, 
Hannes Kempmann, brachte es auf 
den Punkt: "Eingespeichert wird 
alles, was nach Widerstand riecht" 
(zit. nach: AtOm, Okt./Nov. 1985, 
S. 10). 

Nach dem bundesweiten Medien-
echo auf die kommentierte Ver-
öffentlichung der SPUDOK-Aus-
züge (vgl. taz und FR vom 
22.8.1985), verlangten 150 Men-
schen vom LKA Auskunft über die 
zu ihnen in SPUDOK möglcher-
weise gespeicherten Daten und 
darüber, wer diese Daten sonst 
noch erhalten hatte. 

Warum der Prozeß gegen die Be-
zirksregierung Weser-Ems? 
Von sich aus deutete das LKA das 
Auskunftsbegehren zu SPUDOK so, 
daß es sich auch auf die sonstigen 
niedersächsischen Pol i zeidateien 
beziehe. Dies war für Jens A. 
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Anlaß, auch gegenüber der für ihn 
zuständigenden oberen Polizeibe-
hörde, die Bezirksregierung Weser-
Ems, ein Auskunftsersuchen zu 
stel len, das mit fast gleichlauten-
den Argumenten abgelehnt wurde. 
Nach dem ablehnenden Wider-
spruchsbescheid wurde auch hier 
Klage erhoben. Da die Bezirksre-
gierung Weser-Ems den vom VG 
Oldenburg vorgeschlagenen Ver-
gleich bedingungslos akzeptierte, 
gab sie zwei Monate nach der 
Verhandlung die gewünschte Aus-
kunft. In diesem Fall war nichts 
gespeichert. 

Vorgeplänkel bis zum Prozeß 
Im Fall des Antragstellers Jens A. 
wurde, wie bei anderen auch, in 
dem ablehnenden Bescheid des 
LKA von "konkreten Anhaltspunk-
ten" gesprochen, die auf eine Ak-
tion zur Erforschung des von Er-
mittlungen betroffenen Perso-
nenkreises hinweisen würden. Dazu 
gehörte auch, daß die BI Lüchow-
Dannenberg in der taz und der 
Elbe-Jetzel-Zeitung einen Antrags-
vordruck veröffentlicht hätte. 
Fürwahr, ein schlagender "Beweis" 
für eine Ausforschungsaktion. 
Weiterhin wurde vom LKA ange-
führt, daß die Ermittlungen noch 
liefen und man nach den §§ 12 
und 13 des Niedersächsischen Da-
tenschutzgesetzes (NDSG) als Poli-
zeibehörde eh nicht auskunfts-
pflichtig sei. 
Hier wandte sich der Antragsstel-
ler nun hilfesuchend an einen auf 
diesem Gebiet engagierten Bremer 
Rechtsanwalt. 
Erst nach dem eingelegten Wider-
spruch kam das Volkszählungsurteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
15.12.1983 ins Spiel, aber nach 
Lesart des LKA nur soweit, als 
daß sich der Bürger, trotz des 
Rechts auf informationelle Selbst-
bestimmung, die Erhebung und 

Speicherung personenbezogener Da-
ten gefallen lassen müsse und er 
außerdem gefälligst zu warten 
habe, bis die Rechtsgrundlagen für 
staatliches Handeln der neuen 
Grundrechtsauffassung angepaßt 
seien. Weiter wurde auf eine vom 
Berliner Polizeipräsidenten und 
dem Innensenator festgelegte Vor-
gehensweise verwiesen, der zufolge 
bei einzelnen Auskunftsersuchen, 
wenn sie in "schematischer Ab-
folge" gestellt werden, grundsätz-
lich keine Auskunft erteilt wird. 
Dies wurde vom Berliner Oberver-
waltungsgericht abgesegnet (1 B 
45.83). Ein gegenteiliges Urteil 
vom Verwaltungsgericht Frankfurt 
vom 17.7.1984 wurde als der herr-
schenden Rechtsmeinung zuwider-
laufend abgekanzelt; zudem sei es 
auf einem eindeutig rechtswidrigen 
Eingriff gegründet, der allein zur 
Bejahung des Auskunftsanspruchs 
geführt habe. Damit ließ das LKA 
durchblicken, daß es SPUDOK des-
wegen für rechtmäßig hält, weil 
die Datei zur Aufgabenerfüllung 
notwendig und die Rechtsgrundlage 
ja schon in Arbeit ist... 
Anfang April 1986 wurde dann 
Klage gegen das LKA erhoben. 
Ziel war die Aufhebung der ableh-
nenden Bescheide und die Neube-
scheidung unter Beachtung der Ge-
richtsmeinung. Begründet wurde 
sie im wesentlichen mit dem frag-
lichen Geheimhaltungsinteresse des 
LKA, welches nur gegeben sei, 
wenn die Auskunft beantragende 
Person überwacht oder strafver-
folgt würde. Sei letzteres nicht 
gegeben, dann werde durch eine 
Auskunft die "Effizienz" der Datei 
auch nicht gemindert. Damit 
mußte im Einzelfall geprüft wer-
den, ob Auskunft erteilt wird oder 
nicht, was bis dahin nicht gesche-
hen war. Zum Antrag auf Kla-
geabweisung benötigte das LKA 
nur 14 Tage. Aus seiner Sicht war 
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natürlich alles korrekt. Es waren 
weder Ermessensfehler gemacht, 
noch das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung verletzt 
worden, da dieses seine Grenzen 
in den §§ 12 und 13 des NDSG 
finde. Obwohl nicht dazu ver-
pflichtet, habe das LKA seine Er-
messenserwägungen dargelegt und 
sei zum dem Ergebnis gekommen, 
daß vordringliche Geheimhaltungs-
interessen vorlägen. 
Darauf erwiderte der Rechtsan-
walt, daß ja gerade das Ge-
heimhaltungsinteresse überprüft 
werden solle und es demnach des-
halb nicht als Grund vorgeschoben 
werden könne, das LKA habe nicht 
ausgeführt, warum die Auskunft 
das Ermittlungsverfahren beein-
trächtige und eine Ausforschungs-
gefahrt mit sich bringe. Wegen 
der erheblichen Nachteile durch 
möglicherweise eingespeicherte 
falsche Daten, könne nicht pau-
schal auf Geheimhaltungsinteressen 
verwiesen werden. Aus diesem 
Grund müsse die in Art. 19 Abs. 4 
GG festgelegte gerichtliche Über-
prüfung von widerrechtlichen Ein-
griffen der öffentlichen Gewalt 
auch in diesem Fall greifen 
(Rechtsweggarantie). 
Der niedersächsische Beauftragte 
für Datenschutz segnete derweil 
das Vorgehen des LKA in einem 
Parallelfall weitgehend ab. Da 
höchstrichterliche Urteile nicht 
vorhanden seien, und die Gefahr 
einer Ausforschung polizeilicher 
Ermittlungstätigkeit bestehe, sei 
die Auskunftsverweigerung aus da-
tenschutzrechtlicher Sicht korrekt. 
In der Zwischenzeit wurden die 20 
anhängigen Verfahren wegen sach-
licher Übereinstimmung zunächst 
zusammengefaßt, um dann auf-
grund anderer örtlicher Zuständig-
keit wieder getrennt zu werden. 
Als einziges kam das von Jens A. 
zum VG Oldenburg, die anderen 19 

wurden an das VG Stade, Kammer 
Lüneburg, abgegeben. 
Zur Freude des LKA orientierte 
sich das VG Stade am 29.5.1987 
an der Rechtssprechung des OVG 
Berl in, das die Auskunftserteilung 
größtenteils in das Ermessen der 
jewei l igen Behörde gestellt hatte. 
Alle Klägerinnen wurden abgewie-
sen. (Siehe dazu auch in "Der 
Auskunftsanspruch gegenüber VfS-
Behörden und Polizei" in dieser 
Zeitschrift Heft 28, S. 87 ff.) 
Der Urteilsspruch des VGs Hanno-
ver (10 VG A 126/85), wonach ein 
Übergangsbonus für die Staatspra-
xis bis zur Anpassung an die ge-
änderte Grundrechtsauffassung 
bezüglich des Rechtes auf infor-
mationelle Selbstbestimmung nicht 
mehr besteht, wurde vom LKA in 
bekannter Weise so interpretiert, 
daß es sich um ein quasi irrele-
vantes Urteil handele, da es im 
Widerspruch zur übrigen 
Rechtsprechung stehe. Um die Po-
lizei handlungsfähig zu erhalten, 
müßten Polizeidateien bis zur 
rechtlichen Neuregelung so weiter-
geführt werden wie bisher. Von 
Klägerseite folgte der diskrete 
Hinweis, daß eine Auskunft bean-
tragt worden sei und nicht die 
Löschung der SPUDOK-Datei, was 
laut BVerfG eben zu bescheiden 
sei. 

Nach dem Widerruf des Vergleichs 
Hatte das LKA ein Jahr vor dem 
Prozeß auf Anfrage des Gerichts 
noch mitgeteilt, daß die Ermitt-
lungen mit SPUDOK-Wendland 
noch laufen würden, die Daten 
nach Abschluß der Ermittlungen 
archiviert und letztendlich nach 
rechtskräftigen Urteilen gelöscht 
würden, so sah die Argumentation 
nach erneuter Anfrage etwas an-
ders aus: Zwar sei die Ermitt-
lungsarbeit der Sonderkommission 
vorläufig beendet, jedoch gebe es 



88 

bis jetzt keine rechtskräftigen Ur-
teile; in vielen Fällen deswegen, 
wei l die Täter zur Zeit nicht zu 
ermitteln seien. Dennoch hoffe 
man beim LKA, daß sich "jeder-
zeit neue Gesichtspunkte ergeben 
(könnten), die ein erneutes Aufle-
ben der ... Ermittlungen zur Folge 
haben würden. 

Ausblick 
Nach der bisher vom Gericht ge-
äußerten Rechtsmeinung wird das 
ohne weitere mündliche Verhand-
lung ergehende Urteil wohl eindeu-
tig und mit deutlichen Worten den 
Auskunftsanspruch des Klägers 
Jens A. bejahen. Dennoch ist die 
Freude beim Kläger und seinem 
Anwalt gedämpft. Dennoch in die-
sem Jahr, spätestens aber im 
nächsten, soll das niedersächsi-
sche Sicherheits- und Ordnungsge-
setz novelliert werden. Weiterhin 
steht die Änderung der Strafpro-
zeßordnung und die Novel lierung 
des Bundesdatenschutzgesetzes an, 
welche insgesamt dann die SPU-
DOK-Systeme nachträglich legali-
sieren und die Auskunftsrechte 
wesentlich verschlechtern statt 
verbessern (vgl. dazu diese Zeit-
schrift Nr. 29 und "Die Grünen im 
Landtag" (Niedersachsen) Nr. 8, 
Mai 1988 zum neuen NSOG). 
Trotzdem ist dieser Teilerfolg 
nicht unwichtig. Denn drei der 
vorn VG Stade abgewiesenen Klä-
ger sind vor das OVG Stade gezo-
gen und haben mit dem zu er-
wartenden Oldenburger VG-Urteil 
zumindest etwas bessere Chancen. 
Deswegen erwarten Jens A. und 
sein Rechtsanwalt auch, daß das 
LKA gegen das Urteil des VG Ol-
denburg Berufung einlegen wird. 
Bleibt nur zu hoffen, daß eine 
endgültige Entscheidung noch vor 
der Verabschiedung des "Si-
cherheitsgesetze-Paketes" erfolgen 
wird, weil danach die Chancen, 

überhaupt eine Auskunft von Poli-
zei oder Verfassungsschutz vor 
Gericht zu erstreiten, ziemlich ge-
ring sein werden. 

Welche Nutzen haben die Pro-
zesse? 
Natürlich können Polizei und Ver-
fassungsschutz ohne größere Be-
denken falsche oder geschönte 
Auskünfte geben, denn es gibt 
keine effektive Kontrollinstanz. 
Die Datenschutzbeauftragten sind 
personel l völlig unterbesetzt und 
ihre jetzt schon knapp bemessenen 
Kontrollbefugnisse sollen im soge-
nannten Sicherheitsbereich noch 
eingeschränkt werden. 
Auch der jetzt schon beschwerli-
che Weg über die Gerichte wird 
kaum noch Aussicht auf Erfolg 
haben, wenn das oben erwähnte 
Gesetzespaket in der vorgesehenen 
Form verabschiedet wird. 
Trotzdem sol le neben verstärktem 
öffentlichen Druck in Bezug auf 
die "Sicherheitsgesetze" der juri-
stische Weg nicht ganz aufgegeben 
werden. Denn die Folgen eines po-
lizeilichen Datenschattens sind für 
die Betroffenen so erheblich, daß 
sich auch ein risikoreicher Prozeß 
lohnen könnte, so z.B. im Fall ei-
ner Oldenburger Studentin. Am 
Ostersamstag 1986 wurde sie ge-
meinsam mit 280 anderen Teil-
nehmern eines Anti-WAA-Camps in 
Hofenstetten bei Wackersdorf 
frühmorgens festgenommen. Offi-
zieller Anlaß waren 17 Menschen, 
die am Freitagmittag auf der 
Straße zwischen Hofenstetten und 
Altenschwand eine Barrikade er-
richtet und eine sich nähernde 
Polizeistreife sowie zwei Fernseh-
teams mit Steinen beworfen hat-
ten. Erkannt wurde wegen Ver-
mummung niemand. Trotzdem ging 
man im Ermittlungsverfahren da-
von aus, daß sich die Täter im 
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Camp befanden und nahm 281 Er-
mittlungsverfahren wegen schweren 
Landfriedensbruchs und vielfach 
auch wegen schwerer Körperver-
letzung auf. Al le männl ichen 
Campteilnehmer verbrachten den 
Rest des Wochenendes im Gefäng-
nis. Wenn auch die Ermittlungser-
gebnisse gegen Null tendierten, 
wurden alle Campteilnehmer auf-
grund der Ermittlungsverfahren 
wegen schweren Landfriedens-
bruchs in die Arbeitsdatei PIOS-
Landfr iedensbruch eingespeichert. 
Trotz anderslautender Richtlinien 
blieb die Studentin nach der Ein-
stellung des Ermittlungsverfahrens 
in der Datei. 
Dieser Datenschatten erwachte 
anläßlich des Reagan-Besuchs in 
Berlin wieder zum Leben. Ihr Ver-
such ebenfalls einzureisen, be-
scherte ihr 31 Stunden Präven-
tivhaft nach § 18 Nr. 1 des Berli-
ner ASOG, da sie wegen einer 
Ausschreibung als Landfriedensver-
brecherin bei Interpol (gemeint 
war wohl INPOL) und eine mitge-
führte Sturin haube eine erhebliche 
polizeiliche Gefahr darstellen 
würde. (Siehe dazu auch: Polizei-
liche Zwangsmittel als präventive 
Polizeistrategie, von Hartmut 
Wächtler, in: 11. Strafverteidi-
gertag 1987, S. 54-72.) 

••••••••••••••••••••••• 

1 
0 

NV, A1bonen i Niaelo'd 

Aus dem Inhalt 

* IWF: Vorbereitungen ge-
gen den Gipfel In Berlin 

d *AKW-GeschIchten aus 
aller Welt 

* Staatsgewalt In Wackers-
dorf und anderswo 

* Dle SPD und der Ausstieg 
In Schleswig-Holstein 

* Atommüllkonferenz 

Außerdem wie immer Stand-
ortberichte, Neues aus dem 
Wendland, Atommülltrans-
porte, Kriminalisierung. 

atom erscheint jeden zwei-
ten Monat. Preis: DM 4,—
Abo (5 Ausgaben): 25 DM 

I3estellungen an: 
atom, Postfach 1945, 
3400 Göttingen, 
oder 
c/o Günter Garbers, Posener 
Str. 22, 2121 Reppenstedt 
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Zum BGH-Urteil über Sitzblockaden vom Mai 1988 

Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofes in Karlsruhe hat am 5. Mai 
dieses Jahres unter dem Aktenzeichen 1 StR 5/88 entschieden, daß 
Sitzblockaden strafbar sind. Billigenswerte "politische Fernzielen sollen 
nur noch beim Strafmaß Berücksichtigung finden. 

1. Zur Einordnung der Entschei-
dung 

Teilnehmer an Sitzblockaden wer-
den verurteilt, weil sie sich nach 
Ansicht der Gerichte wegen Nöti-
gung strafbar gemacht haben. 
Nach dieser Vorschrift, § 240 
StGB, ist es untersagt, einen 
anderen rechtswidrig mit Gewalt 
zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlassung zu nötigen. In Absatz 
2) wird der Begriff "rechtswidrig" 
näher erläutert: Die Anwendung 
der Gewalt muß in Relation zu 
dem angestrebten Zweck als ver-
werfl ich angesehen werden. 
Es sind im wesentlichen zwei zen-
trale Argumente, mit denen bei 
Strafprozessen gegen Mitglieder 
der Friedensbewegung eine Straf-
freiheit begründet wurde: 
a) Eine gewaltfreie Sitzblockade 
erfüllt nicht den Gewaltbegriff des 
§ 240 StGB. 
Freisprüche, die sich auf dieses 
Argument stützen, waren dünn ge-
sät, da der BGH, dessen Rechts-
auffassung für die Entscheidungen 
der unteren Instanzen prägend ist, 
schon vor Jahr und Tag in dem 
berühmten Laepple-Urteil aus-
drücklich festgestellt hatte, daß 
eine derartige Aktion (damals war 
es eine Verkehrsblockade im Zu-
sammenhang mit einer Demonstra-
tion gegen Fahrpreiserhöhungen) 
gewaltsam im Sinne des § 240 
StGB sei. 
Die Rechtsfrage, ob hier der Ge-
waltbegriff in grundrechtswidriger 
Weise gedehnt und überstrapaziert 

wurde, wurde vor kurzem vom 
Bundesverfassungsgericht in zwei 
Entscheidungen (NJW 1987, 43; 
NJW 1988, 693) behandelt. In bei-
den Fällen wurde festgestellt, daß 
der weitgefaßte Gewaltbegriff des 
BGH mit dem Grundgesetz verein-
bar ist. Daß es für diese Meinung 
keine Mehrheit im 1. Senat des 
obersten Gerichts gab, ist bekannt: 
das Abstimmungsverhältnis lautete 
jeweils 4:4, so daß die Verfas-
sungsbeschwerden verurteilter 
Demonstranten keine Mehrheit 
fanden und deshalb zurückgewiesen 
wurden. 
b) Wenn man schon bejaht, daß 
eine Sitzblockade gewaltsam ist, 
so sind die Aktionen der Frie-
densbewegung dann aber nicht als 
verwerflich anzusehen. Es fehlt 
damit an der Rechtswidrigkeit. 
Diese Position wurde nicht nur 
von der bei der Abstimmung un-
terlegenen Gruppe von Bundesver-
fassungsrichtern vertreten, sondern 
auch von einer wachsenden Zahl 
von Strafrichtern, und zwar nicht 
nur in den unteren Instanzen: Eine 
ganze Reihe von Oberlandesgerich-
ten meinte in der Vergangenheit, 
daß die Fernziele von Straßen-
blockaden bei der Prüfung der 
Rechtswidrigkeit der Nötigung zu 
berücksichtigen sind (OLG Köln 
NJW 1986, 2443; OLG Düsseldorf 
in zwei Entscheidungen: MDR 
1987, 692 und NStZ 1987, 368; 
OLG Zweibrücken NJW 1988, 716; 
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OLG Oldenburg StV 1987, 489). 
Handelt es sich dabei nicht um 
eigensüchtige Ziele, sondern um 
von billigenswerten Motiven und 
einem Gefühl der Verantwortung 
für die Allgemeinheit getragene 
und deshalb positiv zu bewertende 
Fernziele (so z.B. OLG Oldenburg 
a.a.O.), so ist ein Angeklagter 
frei zusprechen. 
Eine Reihe von anderen Oberlan-
desgerichten war der Ansicht, daß 
trotz hehrer Fernziele auf jeden 
Fall eine Strafbarkeit wegen Nöti-
gung vorliegt. Die Motive der De-
monstranten seien erst bei der 
Strafzumessung zu berücksichtigen, 
also nicht mehr bei der Frage des 
"ob zu verurteilen ist", sondern 
bei der des "wieviel auszuteilen 
ist". 
Da sich in diese Frage eine unter-
schiedliche Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte herausgebildet 
hatte, wurde dem BGH vom OLG 
Stuttgart, das in einem Fall verur-
teilen wollte und sich durch die 
oben zitierte Rechtsprechung da-
ran gehindert sah, die Frage vor-
gelegt: Sind die Fernziele von 
Straßenblockierern bei der Prüfung 
der Rechtswidrigkeit der Nötigung 
oder nur bei der Strafzumessung 
zu berücksichtigen? 

2. Die Antwort des BGH 

Es wird wohl kaum einen verwun-
dern, daß der BGH diese Frage im 
Sinne des OLG Stuttgarts beant-
wortete, nämlich daß die Fernziele 
ausschließlich bei der Strafzu-
messung zu berücksichtigen sind. 
Diese Entscheidung wird sowohl 
dogmatisch als auch rechtspolitisch 
begründet: 
a) dogmatisch 
Im Absatz 1) des 9 240 wird von 
gewaltsamen Vorgehen gesprochen, 
mit dem ein anderer zu einer 
Handlung genötigt wird. Von Fern-

zielen ist dort nicht die Rede. 
Diese dürfen bei einer Diskussion 
der Rechtswidrigkeit auch nicht 
eingeführt werden, da die in Ab-
satz 2) der Vorschrift eingeführte 
Zweck-Mittel-Reaktion lediglich 
Absatz 1) der Vorschrift erläutert. 

b) rechtssystematisch 
Das StGB baut auf einem durch-
gängigen System auf. Es definiert 
Tatbestände, z.B. "Wer einen an-
deren umbringt, begeht einen Tot-
schlag". Wird dieser Tatbestand 
erfüllt, so wird grundsätzlich da-
von ausgegangen, daß die Handlung 
rechtswidrig war. Die Rechtswid-
rigkeit entfällt nur unter engen 
Ausnahmevorschriften, z.B. wenn 
jemand in Notwehr tötet. Diese 
sogenannten Rechtfertigungsgründe 
beschränken sich auf nach außen 
hin erkennbare objektive Umstän-
de. Wenn jetzt im Falle von 
Straßenblockierern subjektive 
Merkmale eingeführt werden, kann 
dies "unkalkulierbare Rückwirkun-
gen auf das Strafrechtssystem im.
ganzen provozieren". 
Es sei hier nur kurz angemerkt, 
daß diese Argumentation bereits 
auf der dogmatisch-immanenten 
Ebene nicht zu überzeugen ver-
mag: Stark subjektive Momente 
existieren bereits seit langem im 
Bereich der Rechtfertigungsgründe, 
man denke nur an dem vom BGH 
geprägten Begriff der "putativen 
Notwehr". 

c) rechtspolitisch 
Hier operiert der BGH mit der 
"Wehret den Anfängen" Stereotype. 
Wo kommen wir denn hin, wenn 
jeder das täte: "Die Anerkennung 
von Zielen, für deren Verwirkli-
chung auch unter Anwendung von 
Zwang im Sinne des § 240 StGB 
geworben werden dürfte, läßt die 
Gefahr einer Radikalisierung der 
politischen Auseinandersetzung 
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entstehen, die in einem demokrati-
schen Rechtsstaat nicht hinnehm-
bar ist." Bisher habe nur eine 
kleine Minderheit Sitzblockaden 
organisiert. Würde die Strafbarkeit 
entfal len, "so könnte dies die 
Schleusen für schwerwiegende Be-
einträchtigungen des inneren 
Friedens öffnen." 

3. Folgen der Entscheidung 

Die Entscheidung läßt sich auf 
vielen Ebenen - nicht nur auf der 
dogmatischen und justizpolitischen, 
sondern auch einer sprachl ichen -
kritisieren. Wenn Begriffe wie 
"geöffnete Schleusen" verwendet 
werden, sind dies entlarvende 
Sprachmuster, wie dies Klaus 
Theweleit in anderem Zusammen-
hang herausgearbeitet hat. 
Die wesentlichste und wohl depri-
mierendste Folge dieser Entschei-
dung wird sein, daß der BGH da-
mit das letzte Schlupfloch für 
Freisprüche verstellt hat: Jeder 
Richter ist zwar nur seinem Ge-
wissen und den Gesetzen ver-
pflichtet und nicht dem BGH, 
wenn er ein Urteil spricht. De 
facto wird es aber in absehbarer 
Zeit kaum noch ein Gericht wa-
gen, von der Rechtsprechung des 
BGH abzuweichen. Und nach die-
ser steht jetzt definitiv fest, daß 
Sitzblockaden gewaltsam und 
rechtswidrig im Sinne des § 240 
StGB sind. 
(Urteils-Quelle: NJW 1988, S. 1739 
ff.) 

Anmerkung der Redaktion: 
Angesichts dieser Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts verz ich-
ten wir darauf, zahlreiche weitere 
Blockade-Entscheidungen wiederzu-
geben. Wir verweisen unsere Leser 

auf den ausführlichen Aufsatz von 
Helmut Kramer, "62: 20. Zum 
Stand der Blockaderechtsprechung" 
in: Kritischen Justiz, 2/88, S. 201 
(Stand: April 1988). 

Kurzhinweise auf weitere Urteile: 

a) Demonstrations- und Versamm-
lungsrecht 

VG Hamburg, Urteil vom 30.10.86 
Hamburger Kessel 
Das VG hat die Rechtswidrigkeit 
der Einkesselung mit den Leitsät-
zen begründet: "Für den Schutz 
des Art. 8 I GG ist eine bereits 
bestehende Versammlung nicht 
Voraussetzung. Diese Vorschrift 
gewährt das Recht, sich ohne An-
meldung oder Erlaubnis friedlich 
zu versammeln. Dieses Recht 
schützt den Bürger bereits auf 
dem Wege zum Versammlungsort. 
Für Maßnahmen der Polizei gegen 
Versammlungen und Aufzüge hat 
das Versammlungsgesetz Vorrang 
vor dem allgemeinen Polizeirecht. 
Die Verhinderung einer Versamm-
lung durch die Polizei ohne Verbot 
oder Auflösungsverfügung ist daher 
rechtswidrig." 
(NVwZ 1987, 829) 

LG Hamburg, Urteil vom 06.03.87 
Hamburger Kessel 
Mit dem Urteil wurde den Betrof-
fenen der polizeilichen Einkesse-
lung auf dem Heiligengeistfeld ein 
Schmerzensgeld zugesprochen. 
Leitsatz des Gerichts: "Das Ver-
sammlungsgesetz enthält keine 
Rechtsgrundlage dafür, die Teil-
nehmer einer nicht aufgelösten 
Versammlung am Ort festzuhalten 
oder in Gewahrsam zu nehmen und 
im Zusammenhang damit ihre 
Identität festzustellen." 
(NVwZ 1987, 833) 
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OLG Oldenburg StV 1987, 489). 
Handelt es sich dabei nicht um 
eigensüchtige Ziele, sondern um 
von billigenswerten Motiven und 
einem Gefühl der Verantwortung 
für die Allgemeinheit getragene 
und deshalb positiv zu bewertende 
Fernziele (so z.B. OLG Oldenburg 
a.a.O.), so ist ein Angeklagter 
freizusprechen. 
Eine Reihe von anderen Oberlan-
desgerichten war der Ansicht, daß 
trotz hehrer Fernziele auf jeden 
Fal l eine Strafbarkeit wegen Nöti-
gung vorliegt. Die Motive der De-
monstranten seien erst bei der 
Strafzumessung zu berücksichtigen, 
also nicht mehr bei der Frage des 
"ob zu verurteilen ist", sondern 
bei der des "wieviel auszuteilen 
ist". 
Da sich in diese Frage eine unter-
schiedliche Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte herausgebildet 
hatte, wurde dem BGH vom OLG 
Stuttgart, das in einem Fall verur-
teilen wollte und sich durch die 
oben zitierte Rechtsprechung da-
ran gehindert sah, die Frage vor-
gelegt: Sind die Fernziele von 
Straßenblockierern bei der Prüfung 
der Rechtswidrigkeit der Nötigung 
oder nur bei der Strafzumessung 
zu berücksichtigen? 

2. Die Antwort des BGH 

Es wird wohl kaum einen verwun-
dern, daß der BGH diese Frage im 
Sinne des OLG Stuttgarts beant-
wortete, nämlich daß die Fernziele 
ausschließlich bei der Strafzu-
messung zu berücksichtigen sind. 
Diese Entscheidung wird sowohl 
dogmatisch als auch rechtspolitisch 
begründet: 
a) dogmatisch 
Im Absatz 1) des § 240 wird von 
gewaltsamen Vorgehen gesprochen, 
mit dem ein anderer zu einer 
Handlung genötigt wird. Von Fern-

zielen ist dort nicht die Rede. 
Diese dürfen bei einer Diskussion 
der Rechtswidrigkeit auch nicht 
eingeführt werden, da die in Ab-
satz 2) der Vorschrift eingeführte 
Zweck-Mittel-Reaktion ledigl ich 
Absatz 1) der Vorschrift erläutert. 

b) rechtssystematisch 
Das StGB baut auf einem durch-
gängigen System auf. Es definiert 
Tatbestände, z.B. "Wer einen an-
deren umbringt, begeht einen Tot-
schlag". Wird dieser Tatbestand 
erfüllt, so wird grundsätzlich da-
von ausgegangen, daß die Handlung 
rechtswidrig war. Die Rechtswid-
rigkeit entfällt nur unter engen 
Ausnahmevorschriften, z.B. wenn 
jemand in Notwehr tötet. Diese 
sogenannten Rechtfertigungsgründe 
beschränken sich auf nach außen 
hin erkennbare objektive Umstän-
de. Wenn jetzt im Fal le von 
Straßenblockierern subjektive 
Merkmale eingeführt werden, kann 
dies "unkalkulierbare Rückwirkun-
gen auf das Strafrechtssystem im.
ganzen provozieren". 
Es sei hier nur kurz angemerkt, 
daß diese Argumentation bereits 
auf der dogmatisch-immanenten 
Ebene nicht zu überzeugen ver-
mag: Stark subjektive Momente 
existieren bereits seit langem im 
Bereich der Rechtfertigungsgründe, 
man denke nur an dem vom BGH 
geprägten Begriff der "putativen 
Notwehr". 

c) rechtspolitisch 
Hier operiert der BGH mit der 
"Wehret den Anfängen" Stereotype. 
Wo kommen wir denn hin, wenn 
jeder das täte: "Die Anerkennung 
von Zielen, für deren Verwirkli-
chung auch unter Anwendung von 
Zwang im Sinne des § 240 StGB 
geworben werden dürfte, läßt die 
Gefahr einer Radikalisierung der 
politischen Auseinandersetzung 
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VG Schleswig-Holstein, Urteil vom 
25.02.88 
Prügeleien in Kleve 
Die Auseinandersetzungen zwischen 
Demonstranten des Hamburger 
Konvois und der Polizei am 07.06. 
86 in Kleve im Vorfeld einer 
Brokdorf-Demonstration hatten ein 
gerichtliches Nachspiel. Das VG 
bewertete Errichtung und Handha-
bung der Vorkontrollstelle als 
rechtmäßig, da die Anreise noch 
nicht dem Schutz des Versamm-
lungsrechts unterliege und die Po-
lizei die Gewaltfreiheit der ei-
gentl ichen Versammlung habe ge-
währleisten müssen. Das Urteil 
schildert in krimihafter Manier die 
folgenden wechselseitigen Gewalt-
tätigkeiten, lehnt es aber aus pro-
zeßrechtl ichen Gründen ab, die 
polizeilichen Aktivitäten zu über-
prüfen. 
(Az. 3 A 222/86) 

VG Braunschweig, Urteil vom 
27.01.88 
Polizeimaßnahmen Im Jugendzen-
trum 
Im Dezember 1986 hatte im An-
schluß an die polizeiliche Räumung 
zweier besetzter Häuser ein Zu-
sammentreffen im Göttinger Ju-
gendzentrum stattgefunden, um 
das weitere Vorgehen zu diskutie-
ren. Die Polizei umstellte das 
Zentrum, brach die Eingangstür 
auf und durchsuchte die Räume; 
alle Anwesenden wurden festgehal-
ten, erkennungsdienstlich behandelt 
und durchsucht. Das VG hielt alle 
diese Maßnahmen für rechtswidrig. 
Es habe sich um eine nach dem 
Versammlungsgesetz geschützte 
Versammlung gehandelt, selbst 
wenn diese unfriedlich verlaufen 
sei. Die Polizei habe dann allen-
falls die Versammlung auflösen, 
keinesfalls jedoch faktisch verhin-
dern dürfen. Sämtliche Folgemaß-
nahmen seien mangels Auflösungs-

verfügung und versammlungs-
rechtl icher Rechtsgrundlage ebenso 
rechtswidrig. 
(Az. 6 VG A 1-9/87) 

BVerfG Beschluß vom 10.09.87 
Demonstrationsrecht 
Während des Honecker-Besuchs 
wollte ein Bürger eine dreitägige 
Mahnwache vor dessen Elternhaus 
abhalten. Dies wurde ihm unter-
sagt; begründet wurde das Verbot 
mit dem Persönlichkeitsrecht der 
Schwester des DDR-Staatsratsvor-
sitzenden, die noch in dein Haus 
wohnte. Die Verfassungsbeschwerde 
wurde mangels Erfolgsaussicht 
nicht zur Entscheidung angenom-
men. Das Bundesverfassungsgericht 
war, wie zuvor auch das OVG, der 
Ansicht, daß es nicht unverhält-
nismäßig ist, "wenn durch poli-
zeiliche Absperrmaßnahmen ver-
hindert wird, daß Demonstranten 
in emotional isierende Nähe eines 
politischen Besuchers gelangen". 
(NJW 1987, 3245) 

b) V-Leute/Informanten 

BGH Beschluß vom 19.12.86 
Tatprovokation durch V-Mann 
Der BGH hatte über die Frage zu 
befinden, ob "der - weiteren -
Strafverfolgung ein Verfahrenshin-
dernis entgegensteht, wenn von ei-
nem ausländischen Staat die 'un-
verzügliche Rückführung' eines 
Angeklagten gefordert wird, der 
durch einen V-Mann der deutschen 
Polizei unter Verletzung der Ge-
bietshoheit dieses Staates zur Ein-
reise in die BRD verlockt worden 
war". Er stellte das Verfahren 
vorläufig ein, um die Rückführung 
des Angeklagten zu ermöglichen. 
(Neues Polizeiarchiv, 5/87, Art. 25 
GG BI. 1) 
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BGH Beschluß vom 03.11.87 
Vernehmung eines V-Mannes 
In einer Drogensache hatte die 
Strafkammer einen Beweisantrag 
des Verteidigers, den in einem 
Vermerk des Bundeskriminalamtes 
erwähnten V-Mann zu vernehmen 
und Auskunft über dessen Namen 
und Anschrift zu verlangen, mit 
der Begründung zurückgewiesen, 
der Informant könne nicht identi-
fiziert werden, weil ihm von der 
Staatsanwaltschaft Vertraulichkeit 
zugesichert worden sei. Der BGH 
gab der Revision statt: Die Ge-
richte seien durch die sog. Sperr-
erklärung nicht gebunden, die auf 
Ausnahmefälle beschränkt bleiben 
müsse. 
(Neues Polizeiarchiv, 5/88, StPO § 
96 BI. 7) 

BGH Urteil vom 04.11.87 
Überwachung durch V-Mann 
Bei der Verurteilung eines Ange-
klagten wegen illegalen Waffen-
handels war strafmildernd berück-
sichtigt worden, daß er die Taten 
teilweise auf Drängen eines poli-
zeilichen V-Mannes begangen hatte 
und eine Gefährdung der Allge-
meinheit eben wegen der Über-
wachung durch den V-Mann weit-
gehend ausgeschlossen war. Der 
BGH bestätigte dies entgegen der 
Auffassung des Generalbundes-
anwalts; der straf mildernde Um-
stand verliere nicht dadurch an 
Bedeutung, daß in diesem Gebiet 
Straftaten häufiger von V-Leuten 
beobachtet werden. 
(StrafV 1988, 60) 

BGH Urteil vom 28.04.87 
Bespitzelung in der U-Haft 
Leitsätze: Was ein Beschuldigter 
einem Mitgefangenen erzählt hat, 
der auf Veranlassung der Polizei 
auf seine Zelle gelegt wurde, um 
ihn über das Tatgeschehen auszu-

horchen, darf nicht verwertet 
werden. Verwertbar ist dagegen 
die Aussage, die ein in der 
Hauptverhandlung vernommener 
Zeuge gemacht hat, den die Poli-
zei aufgrund von Angaben des Be-
schuldigten gegenüber dem Mitge-
fangenen ermittelt hat. 
(Neues Polizeiarchiv, 8/87, StPO § 
136 a BI. 47) 

OLG Oldenburg, Urteil vom 
01.02.88 
Informant in Lebensgefahr 
Der Angeklagte war bei einem 
freiwil l igen Einsatz als Informant 
des Verfassungsschutzes bei der 
Terrorismusbekämpfung in Lebens-
gefahr geraten und hatte eine 
Waffe eingesetzt. Das Landgericht 
sprach ihm vom Vorwurf des Ver-
gehens gegen das Waffengesetz 
frei und billigte ihm entschuldi-
genden Notstand zu. Dagegen ent-
schied das OLG, der Informant 
habe die Lebensgefahr selbst 
verursacht, daher habe er sie 
möglicherweise hinnehmen müssen. 
(StrfV 1988, 206) 

c) "Terroristische Vereinigung", § 
129a StGB 

OLG Schleswig-Holstein, Beschluß 
vom 30.10.87 
"das Info" 
Der Ermittlungsrichter am BGH 
hatte das von Pieter Bakker Schut 
herausgegebene Buch "das info. 
briefe von gefangenen aus der raf 
aus der diskussion 1973 - 1977" 
beschlagnahmen lassen, da es 
keine Dokumentation sei, sondern 
im Interesse der RAF verbreitet 
werde, um deren Weiterbestehen 
zu dienen. Das OLG hielt dies für 
unrichtig, weil es bei Herausgabe 
fremder Texte darauf ankomme, 
ob der Herausgeber im Sinne des 
§ 129 a StGB eindeutig werben 
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oder unterstützen wolle, was nicht 
festzustellen sei. 
(StrafV 1988, 22) 

BGH, Beschluß vom 24.08.87 
Aufsprühen einer Parole 
Die Anklage legte dem Angeschul-
digten ein Vergehen des Werbens 
für eine terroristische Vereinigung 
zur Last, weil er an der Beton-
wand einer Fußgängerunterführung 
in München die Parole "Zusam-
menlegung der Gefangenen aus 
RAF und Widerst." aufgesprüht 
hatte. Der BGH eröffnete deswe-
gen das Hauptverfahren, weil es 
nicht nur auf den Werbungscharak-
ter des "blanken Texts" ankomme, 
sondern auf dessen Bedeutungsge-
halt: "Der mit den Kampfmetho-
den der 'RAF' einigermaßen Ver-
traute weiß, daß diese Forderung 
schon häufig als Kampfmittel ... 
mit der Zielrichtung erhoben wor-
den ist, den organisierten Kampf 
... fortzusetzen. Daß auch eine 
Vielzahl von "Durchschnitts-
bürgern" diese Bedeutung inzwi-
schen erkannt haben mag, liegt 
nicht fern." 
(MDR 1987, 1040) 

d) Pressefreiheit 

VG Köln, Urteil vom 15.05.87 
Sicherstellung von Filmen 
Zwei Pressephotographen hatten 
Aufnahmen eines Polizeieinsatzes 
gemacht; die Polizeibehörde beab-
sichtigte, die sichergestellten 
Filme zu vernichten, da sie angeb-
lich auch Porträtaufnahmen von 
einzelnen Beamten enthielten. Das 
VG verpflichtete die Polizei zur 
Rückgabe der Filme mit der Be-
gründung, gleichgültig was diese 
enthielten, dürfe die Polizei jeden-
falls nicht davon ausgehen, die 
Phototgraphen beabsichtigten eine 
möglicherweise strafbare Verbrei-

tung oder Veröffentl ichung. 
(NJW 1988, 367) 

BVerfG, Beschluß vom 01.10.87 
Beschlagnahme von Filmmaterial 
Das Bundesverfassungsgericht hält 
es in einem grundsätzl ichen Be-
schluß, auf Verfassungsbeschwerde 
des ZDF, hin für mit der verfas-
sungsrechtlich geschützten Freiheit 
der Berichterstattung vereinbar, 
daß die Strafverfolgungsbehörden 
selbstrecherchiertes Material (hier 
Filmaufnahmen über eine Brok-
dorf-Demonstration) bei Presse und 
Rundfunk beschlagnahmen können. 
Die Freiheit und Vertraulichkeit 
journalistischer Arbeit müsse durch 
das staatliche Interesse an wirk-
samer Strafverfolgung und dein 
Anspruch des Beschuldigten auf 
ein rechtsstaatliches Strafverfah-
ren eingeschränkt werden. 
(StrafV 1988, 1) 

e) Sonstige Urteile 

VGH Mannheim, Urteil vom 
04.12.86 
Private Sicherheitsdienste 
Das Gericht sieht es als recht-
mäßig an, daß die Genehmigungs-
behörde von dem Betreiber einer 
Kernenergieanlage verlangt, zum 
Schutz derselben "einen bewaffne-
ten Werkschutz einzurichten", der 
im Falle eines Angriffs auf die 
Anlage von der Waffe unter Hin-
nahme von "Leibes- und Lebens-
gefahr auch Gebrauch" macht. 
(NJW 1987, 3150, nur LS) 

OLG Hamm, Urteil vom 07.10.87 
Streifenwageneinsatz 
In dem vom Gericht zu beurtei-
lenden Fall hatten Polizeibeamte 
mit Streifenwagen einen von Ju-
gendlichen gestohlenen PKW ver-
folgt und ihn schließlich auf der 
Autobahn gerammt, um die Wei-
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terfahrt zu verhindern. Das Scha-
densersatzverlangen des PKW-Ei-
gentümers wies das OLG zurück: 
Die Polizeibeamten hätte recht-
mäßig gehandelt, wobei allerdings 
noch aufzuklären sei, ob sie 
tatsächlich völlig unerwartet und 
entgegen Handzeichen des fahren-
den Jugendlichen den PKW gewalt-
sam zum Stehen gebracht hätten. 
(NJW 1988, 1096) 

OLG Koblenz, Urteil vom 02.04.87 
Widerstand gegen Polizeibeamte 
Die Strafkammer hatte eine Ange-
klagte freigesprochen, die sich 
anläßlich der Verhaftung ihrer 
Freundin bei einer Friedensdemon-
stration von Frauen folgendes 
hatte zuschulden kommen lassen: 
"Sie ist mit erhobenen Armen her-
umfuchtelnd auf den Beamten zu-
gelaufen und hat sich ihm bis auf 
etwa einen halben Meter genähert. 
Ein körperl icher Einsatz gegen den 
Beamten stand unmittelbar bevor 
und ist allein deshalb nicht ausge-
führt worden, weil dieser dem An-
griff durch den Tritt gegen den 
Unterschenkel der Angeklagten be-
gegnet ist und weitere Beamte 
hinzugesprungen und die Ange-
klagte festgehalten haben." Das 
OLG gibt der Revision der Staats-
anwaltschaft statt, da die An-
geklagte zweifel los gewaltsamen 
Widerstand geleistet habe. 
(Neues Polizeiarchiv, 8/87, StGB 
113 BI. 74) 
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Chronologie der Ereignisse: 

9.2.88 Das Stuttgarter OLG verur-
teilt wegen Werbung für eine ter-
ror. Vereinigung (§ 129a) zwei 
Empfänger der Zeitschrift "Radi-
kal" zu sieben bzw. vier Monaten 
Haft auf Bewährung. Zwei der ins-
gesamt vier Angeklagten werden 
freigesprochen. 
13.2.88 Sechs von 19 mutmaßli-
chen Mitglieder der "action di-
recte" werden in Paris zu zehn 
Jahren Gefängnis verurteilt. 
18.2.88 Die Bonner Koalition ei-
nigt sich auf eine Verschärfung 
des Nötigungsparagraphen (§ 240 
StGB). Ein Gesetzentwurf soll bis 
Ende des Jahres verabschiedet 
werden. 
Der britische "Prevention of Ter-
rorism Act" erhält ab März 1989 
unbegrenzte Gültigkeit. 
2.3.88 Im Prozeß um den Tod von 
Günther Sare (September 86) wer-
den der Kommandant und der Fah-
rer des Wasserwerfers vom Vor-
wurf der fahrlässigen Tötung 
freigesprochen. 
In 61 Städten der Bundesrepublik 
werden mehr als 80 Wohnungen 
mutmaßlicher Mitgl ieder der 
rechtsradikalen "Aktionsfront 
Nationaler Sozialisten" durchsucht. 
8.3.88 In Hamburg wird ein Poli-
zeibeamter vom Amtsgericht we-
gen gemeinschaftlicher Sachbe-
schädigung anläßlich eines Taxen -
Solidaritätskonvois am Abend des 
"Hamburger Kessels" verurteilt. 
14.3.88 In der Bonner Außenstelle 
des BKA beginnt die Vernehmung 
des Agenten Werner Mauss durch 
den parlamentarischen Untersu-
chungsausschuß Niedersachsens 
zum "Celler Loch". 
18.3.88 Der im Zusammenhang mit 
den Polizistenmorden an der 
Startbahn West gesuchte F. Hoff-

mann wird in Amsterdam verhaf-
tet und an die BRD ausgeliefert. 

25.3.88 In einer Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts (9 C 
285/88) wird die "Drittländerklau-
sel" des Asylverfahrensgesetzes 
wieder entschärft. 
30.3.88 Zwei Buchläden und zwei 
Wohnungen in Heidelberg und 
Mannheim werden wegen des Ver-
dachts des Werbens für eine ter-
ror. Vereinigung vom LKA durch-
sucht. 
1.4.88 In einem Berufungsprozeß 
gegen zwei Redakteure des Anti 
WAA-Magazins "RADIAKTIV", wer-
den beide vom Vorwurf der Sach-
beschädigung und Staatsverunglim-
pfung freigesprochen. Nur eine 
Redakteurin wird wegen Geheim-
nisverrats zu 40 Tagessätzen 50 
DM verurteilt. 
Die Jugendkammer des Landge-
richts München II verurteilt zwei 
Männer zu neuneinhalb bzw. sechs-
einhalb Jahren Jugendstrafe und 
eine Frau zu eineinhalb Jahren, 
weil sie Anschläge auf Strom-
masten verübt haben. 
5.4.88 Nach einem Bericht des 
Fernsehmagazins "Monitor" wird 
jeder Bewerber beim Mannesmann 
Werk in Ratingen-Lintorf vom 
Verfassungschutz überprüft. 
Ein kuweitischer Jumbo wird auf 
seinem Flug von Bangkok nach 
Kuweit entführt. Das Geiseldrama 
endet 10 Tage später in Algier. 
7.4.88 Der Berliner Senat verhan-
delt mit den Alliierten über Ge-
setzesbestimmungen, die die Zuläs-
sigkeit des Abhörens von Telefo-
nen durch Berliner Dienste regeln 
sollen. 
Frankreich: Innerhalb der nächsten 
vier Jahre soll ein fälschungssiche-
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rer Personalausweis eingeführt 
werden. 
19.4.88 Der Staatsschutzsenat des 
Düsseldorfer Oberlandesgerichts 
verurteilt Abbas Hamadi wegen 
Mittäterschaft an den Entfüh-
rungen v. Rudolf Cordes und 
Alfred Schmidt zu 13 Jahren 
Freiheitsstrafe. 
20.4.88 Die "Bundesarbeitsgemein-
schaft kritische Polizisten" erhält 
den Gustav-Heinemann-Bürgerpreis. 
25.4.88 Es wird gemeldet, daß der 
Berl iner VfS Telefongespräche ei-
nes Verteidigers im "Schmücker"-
Verfahren abgehört und dem An-
walt einen VfS-Spitzel in die 
Kanzlei gesetzt haben soll. 
26.4.88 Der Bay. Verwaltungsge-
richtshof verbietet eine Demon-
stration zum Tschernobyl-Jahrestag 
am Bauzaun der WAA. 
29.4.88 Der Arbeitskreis I I der 
IMK empfiehlt die Aufnahme von 
Hinweisen auf AIDS-Infizierte in 
das zentrale Informationssystem 
der Polizei. 
1.5.88 Bei den gewalttätigen Aus-
einandersetzungen in Berlin-Kreuz-
berg werden leitende Polizeibe-
amte in Zivil von ihren Kollegen 
in Uniform verprügelt (vgl. un-
seren Bericht). 
14.5.88 Nach einem Urteil des 
BGH sind Sitzblockaden grundsätz-
lich strafbar (vgl. unseren Kom-
mentar). 
18.5.88 Das Bundeskabinett verab-
schiedet das "Artikelgesetz". 
In einer Berufungsverhandlung er-
klärte der Bay. Verwaltungsge-
richtshof den Einsatz von CS Gas 
bei einer Demonstration an der 
WAA (Ostern 1986) für rechtens. 
25.5.88 Neuer Bundesbeauftragter 
für den Datenschutz wird der Lei-
ter der Abteilung Innere Sicherheit 
beim BMI, Alfred Einwag. 
27.5.88 In Berlin wird das noch 
zur DDR gehörende Lennb-Dreieck 
besetzt. Die Besetzung dauert bis 

zum 1.7., in deren Verlauf kommt 
es häufiger zu Auseinanderset-
zungen mit der Polizei. 
1.6.88 Das Landgericht Hannover 
verurteilt einen Polizisten zur 
Zahlung von 6000 DM Schmerzens-
geld, weil er einen Fotografen bei 
einer Demonstration mit einem 
Schlagstock verletzt hatte. 
3.6.88 Auf einer Konferenz der 
TREVI - Arbeitgsgruppe in Mün-
chen beschließen die Innen- und 
Justizminister der EG eine Ver-
stärkung des gemeinsamen Kam-
pfes gegen den Terrorismus (öf-
fentlichkeitsfahndung, Vorrangfahn-
dung). 
7.6.88 Nach einem Urteil des Ol-
denburger Verwaltungsgerichts muß 
das LKA Niedersachsen einem 
Bürger in vollem Umfang über 
gespeicherte Daten in der "SPU-
DOK Wendland" Auskunft erteilen 
(vgl. unseren Bericht). 
13.6.88 Mit Ausnahme Bayerns, 
wird der Entwurf eines neuen 
Datenschutzgesetzes von allen 
Datenschutzbeauftragten wegen 
fehlender Regelungen zur Datener-
fassung kritisiert. 
16.6.88 Das Verfahren gegen die 
verantwortlichen Polizeibeamten 
des Hamburger Kessels wegen 
Freiheitsberaubung wird einge-
stellt. 
Das ehemalige RAF-Mitglied Klaus 
Jünschke wird vom rheinland - 
pfälz. Ministerpräsidenten B. Vogel 
nach 11 Haftjahren begnadigt. 
Die GRÜNEN bleiben weiterhin 
von der Arbeit in der PKK zur 
Überprüfung der Geheimdienste 
ausgeschlossen. 
23.6.88 Im Zuge der Fußball - Eu-
ropameisterschaft kommt es zu 
mehreren Auseinandersetzungen 
zwischen Polizei, Hooligans, Skin-
heads und Bewohnern verschiede-
ner alternativer Projekte. 
Ein TAZ-Redakteur wird in einem 
Berufungsverfahren nach dem neu-
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gefaßten § 130a StPO zu einer 
Geldstrafe von 60 Tagessätze ä 60 
DM verurteilt. 

28.6.88 Der 5. Strafsenat des OLG 
Stuttgart verurteilt Eva Sybil le 
Haule-Frimpong wegen Mitglied-
schaft in der RAF, versuchten 
Mordes in 43 Fällen und einem 
Sprengstoffanschlag auf die Nato-
Schule in Oberammergau zu 15 
Jahren Freiheitsstrafe. Der Mitan-
geklagte Christian Kluth muß für 
den Bombenanschlag auf Dornier 
1986 10 Jahre ins Gefängnis. 
30.6.88 Die ehemal ige Rechtsan-
wältin Isolde Oechsle Misfeld wird 
in Zusammenhang mit den Morden 
im Hamburger Polizeipräsidium zu 
5 Jahren und neun Monaten wegen 
fahrlässiger Tötung und Beihilfe 
zur Tötung verurteilt. 
7.7.88 Generalbundesanwalt Reb-
mann erhebt gegen Andreas Eich-
ler und Frank Hoffmann vor dem 
OLG Frankfurt Anklage wegen ge-
meinschaftlichen Mordes an zwei 
Polizisten. 
8.7.88 Der Bundesrat votiert gegen 
die Einführung des § 130b (Befür-
wortung von Straftaten), das üb-
rige Paket der "Sicherheitsgesetze" 
wird gegen die Stimmen der SPD-
regierten Länder verabschiedet 
(vgl. unseren Bericht). 
9.7.88 Die Anweisung .des Berliner 
Finanzsenators (v. 1.6.88), bei rund 
6000 Volkszählungsgegnern/innen 
Einsicht in die Steuerakten zu 
nehmen, wird zurückgenommen. 
10.7.88 In der Zeit vom 23.11.-
30.11.87 wurden, nach einer Mit-
teilung des Generalbundesanwaltes, 
die Telefone der Frankfurter TAZ-
Redaktion abgehört. 
Der Bay. Datenschützer Oberhau-
ser bezeichnet die Erhebung der 
Daten von WAA-Gegnern/innen 
am 18.2.88 durch das bay. LfV 
als eindeutig rechtmäßig. 

12.7.88 Beginn des Erörterungster-
mins zur WAA. 
Die neue Landesregierung in 
Schleswig Holstein schafft die Re-

gelanfrage beim LfV für Bewer-
bungen zum öffentl. Dienst ab. 
30.7.88 Das Bay. Innenministerium 
wil l im Zuge einer Novellierung 
des Polizeirechts die Dauer eines 
Unterbringungsgewahrsams auf 14 
Tage ausdehnen. 
1.8.88 Die Regensburger Kripo be-
schlagnahmt bei der Mittelbayeri-
schen Zeitung Fotos, die Prügel-
einsätze der Berliner Sondereinheit 
EbLT an der WAA zeigen. 
9.8.88 15 der 20 Ermittlungsver-
fahren gegen Polizeibeamte der 
Berliner Sondereinheit EbLT anläß-
lich der Vorfälle vom 10. Oktober 
letzten Jahres in Wackersdorf sind 
eingestellt. 
4.8.88 Der Prozeß gegen den mut-
maßlichen Entführer der TWA-Ma-
schine im Sommer 1985, Muharnad 
Ali Hammadi, beginnt in Frank-
furt. Am 10.8. gesteht Hammadi 
die Flugzeugentführung. 
11.8.88 Nach einem Beschluß des 
Ermittlungsrichters am Bundesge-
richtshof können auf sämtlichen 
öffentlichen Straßen und Plätzen 
im Bundesgebiet und in West-Ber-
lin Kontrollstellen eingerichtet 
werden. Rechtsgrundlage sei § 111 
StPO. 
Der Einsatz von Bundeswehrhub-
schraubern ist nach Ansicht des 
Verteidigungsministeriums im Zuge 
der Amtshilfe bei Großeinsätzen 
an der WAA zulässig. 
12.8.88 Aufgrund von Äußerungen 
in einer Fernsehtalkshow, wird 
Manfred Such, Pressesprecher der 
"Arbeitsgemeinschaft Kritische 
Polizisten" und Leiter der Kripo 
Werl, in die Statistikabteilung 
straf versetzt. 
15.8.88 Zum erstenmal in der bun-
desdeutschen Kriminalgeschichte 
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wird in Berlin ein Verbrechen mit 
einem sogenannten "genetischen 
Fingerabdruck" aufgeklärt. 

17.8.88 Zwei mit Maschinenpi-
stolen bewaffnete Täter berauben 
eine Bank in Gladbeck, nehmen 2 
Geiseln und flüchten mit ihnen in 
Richtung Bremen, wo sie später 
einen Bus mit 30 Fahrgästen in 
ihre Gewalt bringen. Am 19.8 
wird das Geiseldrama durch einen 
Einsatz eines SEK - NRW blutig 
beendet. Eine Geisel wird von den 
Tätern erschossen (vgl. unseren 
Kommentar). 
23.8.88 Der Haftbefehl gegen Ulla 
Penselin, wegen Mitgliedschaft in 
einer terror. Vereinigung (Rote 
Zora), wird mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben. Sie wird aus der U-
Haft entlassen. 
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Summary: 

This issue does not focus on a 
central theme. lt deals with diffe-
rent aspects of present day poli-
cing in W-Germany. 

Editorial 
The editorial discusses the relati-
onship between pol itics and police 
in the light of a forthcoming 
event: The annual meeting of the 
International Monetary Fund (IMF) 
which is scheduled to take place 
in Berlin this fall. The attemps by 
several organizations and third-
world-groups in Ger many to in-
form about the dangerous rote of 
the IMF in the world economic 
system will climax in September, 
when about 10.000 bankers and of-
ficials will meet in the City. Offi-
cial sources already voice their 
concern about "the most difficult 
task of the Berlin police since the 
end of the Second World War". 
The Berlin police force with its 
12.000 members will be enlarged 
by another 2.500 men from the 
Federal Republic. 

Security-Laws 
In the last CILIP (No. 29) we used 
a documentation and critical ana-
lysis of the drafts by the CDU/ 
FDP coalition regarding new inter-
nal security laws. The article 
discusses events in the lawmaking 
process during the last six months. 

Gladbeck: 
The myth of violent production of 
security 
In August a kidnapping occured in 
the FRG that was ended after 
two days by a special police task 
force. The kidnappers, who had 
earlier shot a 15 year old boy, 

killed one of their hostages in the 
final shoot down with the police. 

In our commentary we deal with a 
political aspect of the event: The 
frequently raised question whether 
the police should be granted the 
formal right to intentionally ki ll 
in such an incident. Police laws in 
most states of the FRG at pre-
sent allow the use of weapons 
only in order to prevent an attack 
or an escape. In case of casualties 
those can only be justified with 
civil law paragraphs (seif defense, 
defense in danger of a third per-
son). 
Our central point in the article is 
that new laws, while not being of 
any help in dealing with such in-
cidents, at the same time encou-
rage the police in deadly use of 
their weapons. 

EbLT: A "Special Police Task 
Form" of the Berlin Administra-
tion 
After ciashes between demonstra-
tors and the police in Berlin-
Kreuzberg on May 1, 1987, the 
police established a new "Anti-
Riot Squad". The special underta-
king of this squad is to arrest 
criminal offenders at demonstrati-
ons and deiiver definite proofs of 
their committed crime (so-called 
"beweissichere Festnahme"). Yet 
the actions of the squad got pu-
blic recognition so far mostly be-
cause of their apparent brutaiity. 
After the "Anti-Riot Squad" joined 
the Bavarian police in October 
1987 for a demonstration in Wac-
kersdorf, demonstrators flled 20 
complaints about physical injuries 
received specifically from the 
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Berlin squad. lts second appea-
rance in Berlin was noted in pu-
blic mostly because these "Ram-
bos" accidentally beat up three of 
their bosses in civilian clothes du-
ring clashes in Kreuzberg. Similar 
Gases we have documented in 
CILIP No. 24, page 42 ff. 
Nevertheless the "Anti-Riot Squad" 
gets strong support from the poli-
tical leaders of the police and the 
leading coalation in the Berlin 
parliament. Investigations into the 
practices of the squad by the Of-
fice of Public Prosecution have so 
far not brought about any results. 
The case of this special squad 
shows that police brutality against 
politically dissenting groups cannot 
be interpreted merely as deviant 
behaviour by individuals. As the 
example shows, those aggressive 
actions are politically wanted and 
agreed to by the political leader-
ship in the judiciary and parlia-
ment. 

Police Legislation 
by Edda Weblau 
The police of the eleven states of 
the FRG is ruled by state laws. In 
the course of the past few years 
all states have changed police law 
specifically in the area of infor-
mation gathering, a development 
which led to an erosion of civil 
rights (especially the right to pri-
vacy). Edda Weßlaussarticle pre-
sents a critical documentation of 
new drafts regarding the police 
legislation of several states. 

From Interpol to Trevi - the Joi-
ning of Police Force in Europe 
The advancing economic and poli-
tical integration of the European 
Community resulted also in a 
strengthening of the cooperation 
between police forces during the 
past 15 years. Our documentation 
tries to sketch this largely 

unknown development. lt introdu-
ces those new institutions which 
build the infrastructure of the 
new cooperation, and it reflects 
an the effects this development 
has an the state of civil rights. 

The Stete as a Citizens' Initiative 
- Laws on the Processing of In-
formation in the Social Security 
System 
by Bernd Lutterbeck 
The features of electronic data-
processing have not only changed 
the gathering and processing of 
information in the police system. 
After an electronically readable 
passport was introduced in the 
FRG in 1986, the government now 
has decided to issue another re-
quired document for West German 
citizens: an electronically readable 
social security card. 
The author of our article, a Pro-
fessor for Computer Science, 
discusses the drafts of the forth-
coming laws and their implications 
on civil liberties and the right to 
privacy. 

Social Democrats in the Police 
This article is a self portrait of 
the "Arbeitsgemeinschaft der Sozi-
aldemokraten in der Polizei". 
About 40.000 of a total of 
250.000 police men in the FRG 
are members of the SPD. 

Literature: 
A Review of Publications on the 
History of the Police 
Whereas Great Britain, France and 
the United States have a broad 
tradition in writings on police hi-
story that employ questions and 
methods of the social sciences, 
such a development Is lacking in 
the FRG. This review gives a sur-
vey on books about German police 
history, written mostly through 
the looking glass of policemen as 



Bürgerrechte & Polizei 30 103 

well as a few historians and social 
scientists. 

From the Courts 
Two new rulings are presented in 
the article: 
1. A decision an the question of 
the lawfullness of blockades. Spe-
cifically the peace movement uses 
blockades frequently as a means 
for civil disobedience. The court 
comes to the conclusion that 
blockades are compulsive actions 
and be judged after the criminal 
law paragraph "Nötigung" - re-
gardless for what reasons they are 
undertaken. 
2. SPUDOK is a new electronic 
measurement employed by the po-
lice for complex investigation. Af-
ter it became apparent that this 
technique was used to investigate 
a citizens' initiative of the anti 
nuclear movement, one of its 
members filed a complaint arid 
claimed his "right to know". The 
administrative law court decided 
that there is no legal ground for 
such a suit and that therefore the 
police has to grant the plaintiff 
insight into the gathered data. Up 
to this day there is no "freedom 
of information act" in the FRG. 
Citizens have no legal right to 
claim access to the data that the 
so-called "security authorities" 
have gathered an theme. In light 
of this situation the new ruling is 
quite sensational. 

Aktuell 
MANFRED SUCH 

BÜRGER 
STATT 
BULLEN 
STREITSCHRI FT 
FÜR EINE ANDERE 
P O L I Z E I 

176 Seiten / 16,80 DM 

Kripo-Chef 
schreibt Enthüllungsbuch 

... ein Buch über den Rinieralltag: 
über Rechtsbrüche und Ausländerhalt 
der Polizisten ... 

Die Kollegenschelte des Kripomannes 
Such basiert auf fast 30 Jahren 
Berufserfahrung hei der Polizei ... 

Ohne erkennbaren Zorn und mit 
Liehe zu Oetails erzählt der erfahrene 
Polizist Such, wie er das Handwerk 
"unserer nordrhein-westfälischen 
Polizei" lernte und von den Kollegen 
im Revier in fragwürdige Polizei-
praktiken eingeweiht wurde. ... 
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Klartext 
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claimed his "right to know". The 
administrative law court decided 
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insight into the gathered data. Up 
to this day there is no "freedom 
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Licht zu Details erzählt der erfahrene 
Polizist Such, wie er das Handwerk 
"unserer nordrhein-westfälischen 
Polizei" lernte und von den Kollegen 
im Revier in fragwürdige Polizei-
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eine Sondereinsatztruppe 

der Berliner Polizei 

Alternative Liste 
AL-FraktIon Im Abgeordnetenhaus Berlin 

Eine Broschüre der AL 

Kostenlos zu beziehen Ober: 

AL-Fraktion im Abgeordnetenhaus 
von Berlin 
Rathaus Schöneberg 
John-F.-Kennedy-Platz 
1000 Berlin 62 

Neuere Literatur zum "Artikel-Ge-
setz" und zu den "Sicherheits-
gesetzen": 
M. Schubert, Der Entwurf zum 
Artikelgesetz, in: Demokratie und 
Recht, Nr. 3/1988 
Strafverteidigervereinigungen, 
Stellungnahme zum Artikel-Gesetz 
vom 17.2.1988, abgedruckt in : 
dies., Artikel-Gesetz, Schriften-
reihe der Strafverteidigerver-
einigungen. (Zu beziehen über das 
Organisationsbüro der Strafvertei-
digervereinigungen. c/o RA 
Lütkes und Koll, Siemensstraße 15, 
5000 Köln 30. Die Broschüre 
enthält unter anderem den Ent-
wurfstext des Artikel-Gesetzes, 
die Stellungnahme und ein Referat 
von Prof. Dencker, Gefährlich-
keitsvermutung statt Tatschuld); 
Deutscher Anwaltsverein (DVA), - 
Strafrechtsausschuß, Stellungnahme 
an den BMJ, Febr. 1988. Zu be-
ziehen über DAV, Adenaueral lee 
106, 5300 Bonn.) 
M. Kutsche, Autopoietischer Ver-
fassungsschutz? (zu den "Sicher-
heits-" Gesetzen) in: Demokratie 
und Recht, Nr. 3/1988. 
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Udo Kauß 

Der suspendierte 
Datenschutz bei 
Polizei und 
Geheimdiensten 
Ca. 350 S. , 14,8 x 21 cm, 
ca. DM 58,—, Oktober 1988 
ISBN 3-593-34051-8 
Die Kontrolleure zu kontrollieren: 
das ist die Aufgabe der Daten-
schützer in Bund und Ländern. 
Dieses Buch nun analysiert Insti-
tution und Wirksamkeit des Daten-
schutzes — und kommt -zu Ergeb-
nissen, die alles andere als beruhi-
gend sind. 
Die Datenschutzbeauftragten ha-
ben sich überwiegend in die Rolle 
eines Organs regierungsamtlicher 
Akzeptanzbildung drängen lassen. 
Sie konnten immer nur die Rand-, 
niemals jedoch die.Kernbereiche 
exekutiver Informationsgier be-
einflussen. Sie konnten Daten-
schutz nur dort verwirklichen, wo 
er die Effizienz der Sicherheitsbe-
hörden zu steigern versprach. 
Der Autor leistet jedoch mehr als 
»bloß« eine Wirkungsanalyse der 
Institution des Datenschutzbeauf-
tragten. Er bietet zugleich eine 
materialreiche Einführung in die 
Praxis und die Probleme der Si-
cherheitsbehörden und legt das 
Labyrinth der sicherheitsbehördli-
chen Datenströme frei. 
Deutlich wird, daß alle Kontroll-
probleme unlösbar bleiben müs-
sen, solange die bestehenden 
Strukturen unangetastet bleiben 
und ihnen der Datenschutz nur 
»vorgeschaltet« wird. Denn ohne 
eigene Eingriffsmöglichkeiten 
sind die Datenschutzbeauftragten 
auf den guten Willen der Sichel= 

heitsbehörden angewiesen. Mit 
ihrem einzigen echten Machtmit-
tel, der öffentlichen Anprange-
rung kritikwürdiger DV-Praxis, 
gehen sie allzu sparsam und behör-
denfreundlich um. Der Daten-
schutz als Bürgerrecht droht dabei 
auf der Strecke zu bleiben. 

Autor: Udo Kauß lebt als Rechts-
anwalt in Freiburg. Er ist Mitglied 
des Bundesvorstandes der Huma-
nistischen Union, Mitherausgeber 
von Bürgerrechte und Polizei und 
Mitautor von Die Polizei (Campus 
1985). 

Interessenten: Sozial- und Rechts-
wissenschaftler, Datenschützer, 
Polizeifachleute, engagierte Bür-
gerinnen. 

Kurztext: Eine umfassende und 
empirisch fundierte Darstellung 
von Funktion und Praxis der si-
cherheitsbehördlichen Datenver-
arbeitung sowie eine Bilanz der 
Wirksamkeit des institutionellen 
Datenschutzes. 

Anzeige 

Selbstschutz und Erste Hilfe 
Bei Demonstrationen und Blockaden 

mit Rechtshilfetips 

Hrsg.: Straßenmedizin, Mitteilungsblatt der Sanitätergruppen 

8. rollst. überarbeitete Auflage, 64 Seiten, 38 Abb., 10 Fotos 
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Albrecht Funk 

Polizei 
und Rechtsstaat 
Entstehungsgeschichte der preu-
ßischen Polizei 1848 - 1914 
1986. 406 S., DM 88,-
ISBN 3-593-33524-7 
Nicht wachsende Kriminalität 
und neu entstehende Ordnungs-
probleme der bürgerlichen Ge-
sellschaft sind es, die Entstehung 
und Ausbau einer polizeilichen 
Exekutivgewalt im 19. Jahrhun-
dert prägen und bestimmen, son-
dern der Konflikt um die Form 
der staatlichen Herrschaftsge-
walt. In der Entstehungsge-
schichte der Polizei spiegelt sich 
diese Auseinandersetzung in be-
sonders scharfer Weise wider. 
Worum es in diesem Konflikt um 
die Staatsgewalt ging, in welchen 
Kompromissen zwischen monar-
chischem Staat und Bürgertum 
dieser mündete und wie sich dies 
im Aufbau und den Strukturen 
der deutschen Polizei nieder-
schlug, wird aus den Akten der 
preußischen Ministerien heraus-
gearbeitet . Die historische Ana-
lyse schärft dabei den Blick für 
eine auch heute noch aktuelle 
Frage: In welcher Form und mit 
welchen Mitteln kann die Polizei 
gesellschaftlich so eingebunden 
werden, daß die direkte Kon-
trolle der Bürger über die staatli-
che Zwangsgewalt erhalten und 
die bürgerlichen Freiheiten unan-
getastet bleiben? 
Die aktuellen Veränderungen der 
Polizei (vgl. dazu Busch, Funk 
u.a., Die Polizei in der Bundesre-
publik, Campus 1985) sind kaum 
zu verstehen, wenn man dic histo-
rischen Wurzeln des Polizeisy-
stems nicht kennt. 
Autor: Albrecht Funk ist Privat-
dozent am Fachbereich 15 der 
Freien Universität Berlin. 

Verlag 

6000 Frankfurt/Main 

Falco Werkentin 

Die Restauration 
der deutschen 
Polizei 
Innere Rüstung von 1945 bis zur 
Notstandsgesetzgebung 

252 S.14,8 x 21 cm, 
CM 39,— ‚November 1984 

ISBN 3-593-33426-7 
Die Rekonstruktionsphase des 
westdeutschen Staates wurde 
schon vielfach untersucht. Doch 
bisher fehlte es an detaillierten hi-
storischen Arbeiten über sein 
wichtigstes Gewaltmittel nach in-
nen - die Polizei. Die Polizei ist 
mehr, als sich aus Verfassungs-
normen und offiziellen Bekun-
dungen ableiten läßt. Ihre wirkli-
che Funktion in der politischen 
Struktur einer Gesellschaft wird 
bestimmt durch die Form ihrer 
Organisation, ihrer Rekrutierung, 
Ausbildung und Ausrüstung. Un-
ter diesem Gesichtspunkt zeichnet 
der Autor Entstehung, Tradition 
und Wandel der westdeutschen 
Polizei nach. Bisher unveröffent-
lichtes Quellenmaterial aus ameri-
kanischen und deutschen Archiven 
verdeutlicht: 
1. Schon den Vätern des Grund-
gesetzes war der mögliche Bürger-
krieg selbstverständlicher Bezugs-
punkt zur Aufgabenbestimmung 
der Polizei. Bereits in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit arbeiteten 
Vertreter aller großen Parteien 
daran, der neuen Republik ein 
vordemokratisches Korsett aus 
paramilitärischen Polizeitruppen 
zuschnüren. 
2. Die Notstandsgesetzgebung von 
1968 war nicht, wie viele Kritiker 
meinen, Beginn der Militarisie-
rung der Polizei, sondern deren 
Abschluß. 1968 wurde lediglich 
verfassungsrechtlich legitimiert, 
was faktisch längst als Strategie 
etabliert war. 
3. Der Ausbau staatlicher Gewalt 
und Überwachung in den siebziger 
Jahren bedeutet einen Wechsel der 
Polizeikonzeption: Die Bedro-
hung des Staates liegt nicht mehr 
im Ausnahmezustand des Bürger-
kriegs, sondern im Alltag. 
Autor: Falco Werkentin ist Mit-
herausgeber des Informations-
dienstes „Bürgerrechte und Polizei 
(CILIP)". Co-Autor von Funk 
u.a., Verrechtlichung und Ver-
drängung, Opladen 1984 und von 
Busch u.a., Die Polizei in der 
Bundesrepublik, Campus 1984 

Heiner Busch 
Albrecht Funk, 
Udo Kauß, 
Wolf-Dieter Narr, 
Falco Werkentin 

Die Polizei 
in der 
Bundesrepublik 
1985. 508 S., DM 68,-
ISBN 3-593-33413-5 

Als allgegenwärtiges, in verschie-
dener Hinsicht umstrittenes In-
strument der staatlichen Gewalt 
steht die Polizei immer wieder im 
Blickpunkt öffentlichen Interes-
ses, besonders in Phasen gesell-
schaftlicher Krisen und Konflikte. 
So leicht sie affektgeladene Urtei-
le und pauschale Wertungen pro-
voziert, so schwer erschließt sie 
sich einer realitätshaltigen und 
nüchternen Analyse. Nach lang-
jähriger Forschung liegt mit die-
sem Werk die bisher wohl umfas-
sendste und detaillierteste Unter-
suchung der Polizei in ihrem ge-
genwärtigen Zustand vor. Darin 
werden empirisch fundierte und 
materialreich belegte Antworten 
u.a. auf folgende Fragen gege-
ben: Welche Rolle spielt die Poli-
zei in der Bundesrepublik? Wie 
ist sie auf Länder- und Bundes-
ebene organisiert? Wofür wird sie 
von den staatlichen Instanzen ein-
gesetzt? Mit welchen Waffen und 
Informationstechnologien ist sie 
ausgerustet? Aber auch: Wie läßt 
sie sich kontrollieren? Wie kann 
der Bürger sich gegen sie wehren? 

Ein wichtiges Ergebnis der Unter-
suchung ist: Der Traum mancher 
Polizeireformer und Politiker -
gleichzeitig Alptraum vieler Bür-
ger - von der Polizei als Instanz 
präventiver Sozialhygiene, die 
computerbewehrt alle Bereiche 
der Gesellschaft einschließlich der 
Privatspähre durchdringt und 
kontrolliert, ist - auch nachdem 
wir das Jahr 1984 schrieben -, 
noch nicht Wirklichkeit. 

Neu: 
Studienausgabe 
DM 38,--


